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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

vor Antragstellung erhalten Sie von uns umfassende Unterla-
gen zum Versicherungsvertrag. Diese unterteilen sich in

. die Vertragsinformationen und Widerrufsbelehrung

. die Allgemeinen Versicherungsbedingungen

1 Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezoge-
nen Hauptwértern die mannliche Form verwendet. Die verkiirzte Sprachform beinhaltet keine
Wertung.



1 Vertragsinformationen und Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 - Vertragsinformationen gemaR Informati-
onspflichtenverordnung zum Versicherungsvertragsge-
setz (VVG-InfoV)

Was sollten Sie liber lhren Versicherer wissen?

VGH Versicherungen:

Landschaftliche Brandkasse Hannover,
Schiffgraben 4, 30159 Hannover
Postanschrift: 30140 Hannover

Telefon: Tel.: 0800 1750 844

E-Mail: Service@vgh.de
Internet: www.vgh.de

Die zustidndige Regionaldirektion und ihren Vermittler
entnehmen Sie bitte dem Versicherungsschein.

Landschaftliche Brandkasse Hannover;
HRA: Hannover 26227, Sitz: Hannover

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts

Vorstand: Dr. Ulrich Knemeyer (Vorsitzender), Dr. Fabrice
Gerdes, Jirgen Mullender, Annika Rust, Manfred Schnie-
ders, Jorg Sinner, Dr. Detlef Swieter

Vorsitzender der Aufsichtsrate: Friedrich v. Lenthe

Unsere Hauptgeschaftstatigkeit ist der Betrieb von Schaden-,
Unfall- und Rechtsschutzversicherungen.

Welches sind die wesentlichen Merkmale der Versiche-
rungsleistung?

Die wesentlichen Merkmale l|hres Versicherungsvertrages
entnehmen Sie bitte lhrem Antrag bzw. dem Versicherungs-
schein und den gesetzlich geforderten Informationsblattern
zu Versicherungsprodukten. Fur das Versicherungsverhaltnis
gelten die Allgemeinen Wohngebaude-Versicherungsbe-
dingungen VGB 2018.

Was kostet Sie lhr Versicherungsschutz und wann miis-
sen Sie den Beitrag zahlen?

Der Beitrag richtet sich nach dem vereinbarten Versiche-
rungsumfang, dem Wert der versicherten Gebaude sowie der
Lage des Versicherungsortes (Tarifzone). Den Gesamtbei-
trag, den Sie fir lhren Versicherungsschutz zu zahlen haben,
finden Sie im Antrag bzw. Versicherungsschein. Der Ge-
samtbeitrag gilt fir die vereinbarte Zahlungsweise und ent-
hélt die gesetzliche Versicherungsteuer.

Auf die Mdglichkeit einer Anpassung des Beitrages gemaR
den §§ 9 und 15 VGB 2018 wird hingewiesen.

Die Einzelheiten zur Beitragszahlung entnehmen Sie bitte
dem Antrag bzw. Versicherungsschein sowie § 14 VGB
2018.

Wie lange sind die lhnen zur Verfiigung gestellten Infor-
mationen giiltig?

Unsere Angebote einschlielllich der dafiir berechneten Bei-
trage sind 3 Monate gultig, soweit nicht im Angebot eine ab-
weichende Regelung vereinbart ist.

Wie kommt der Vertrag zustande, wann beginnt der Ver-
sicherungsschutz und wie lange sind Sie an Ihren Antrag
gebunden?

Der Vertrag kommt zustande, sofern wir lhren Antrag an-
nehmen. Die Versicherung beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein genannten Zeitpunkt.

Wir haben keine Frist vorgesehen, wie lange Sie an lhren An-
trag gebunden sind.

Haben Sie ein Widerrufsrecht?

Bei Vertragen mit einer Laufzeit von mehr als einem Monat
haben Sie ein Widerrufsrecht. Einzelheiten zu lhrem Wider-
rufsrecht finden Sie in Abschnitt 2.

Was sollten Sie zur Laufzeit des Vertrages und den Kiin-
digungsbedingungen wissen?

Die Laufzeit entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw. dem Ver-
sicherungsschein.

Ein Versicherungsvertrag mit einer Laufzeit von einem Jahr
und mehr endet nicht automatisch. Er wird zunachst fir eine
feste Vertragsdauer vereinbart. Bei mindestens einjahriger
Vertragsdauer verlangert sich das Versicherungsverhaltnis
stillschweigend mit dem Ablauf der Vertragslaufzeit um ein
Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, wenn es nicht unter Einhal-
tung einer dreimonatigen Kiindigungsfrist vor dem jeweiligen
Ablauf von einem der beiden Teile in Textform gekiindigt
wird.

Ist die Laufzeit ausdriicklich mit weniger als einem Jahr
vereinbart, endet der Vertrag zu dem vereinbarten Zeit-
punkt, ohne dass es einer Kiindigung bedarf.

Hat lhr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren,
koénnen Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres
kiindigen. Beachten Sie auch hier, dass uns lhre Kiindi-
gung hierbei drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jah-
re lhrer Vertragslaufzeit oder jedes darauf folgenden
Jahres zugehen muss.

Der Vertrag kann durch Sie oder uns zum vereinbarten
Ablauf gekiindigt werden. Des Weiteren existieren au-
Rerordentliche Kiindigungsrechte (z. B. nach einer Ob-
liegenheitsverletzung) und Sonderkiindigungsrechte (z.
B. nach einer Beitragserhohung). Nidheres zu diesen
Kiindigungsmaoglichkeiten finden Sie in § 14, § 15 Nr. 7,
§16 Nr. 2, §17 Nr. 4, § 18 Nr. 2, § 21, § 26 Nr. 2 und § 27
VGB 2018.

Welches Recht gilt fiir Ihren Vertrag und welches Gericht
ist bei Rechtsstreitigkeiten zustéandig?

Sowohl vor Vertragsabschluss, als auch wahrend der Lauf-
zeit Ihres Vertrages gilt deutsches Recht.

Fir Klagen aus dem Versicherungsverhaltnis gelten die in-
landischen Gerichtsstéande gemaR § 32 VGB 2018.

Welches ist die Vertragssprache?

Die Vertragsbedingungen und diese Vertragsinformationen
werden in deutscher Sprache mitgeteilt. Die Kommunikation
wird ebenfalls in deutscher Sprache gefiihrt.

Was koénnen Sie tun, wenn Sie mit uns unzufrieden sind?

Falls Sie einmal mit den Leistungen der VGH unzufrieden
sein sollten, wenden Sie sich bitte an lhren zusténdigen
Vermittler, die fir Sie zustadndige Regionaldirektion oder die
Hauptverwaltung in Hannover.

Sie haben auch die Méglichkeit, uns Ihr Anliegen per E-Mail
unter beschwerde@vgh.de oder online Uber
www.vgh.de/beschwerde mitzuteilen.

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsom-
budsmann e.V. Sie kénnen damit das kostenlose auerge-
richtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen.
Den Ombudsmann erreichen Sie wie folgt:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin

Telefon 0800 3696000

E-Mail: beschwerde@yversicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de


mailto:Service@vgh.de
http://www.vgh.de/beschwerde

Sie haben auRerdem die Moglichkeit, sich an die Aufsichts-
behérde zu wenden. Sie erreichen diese wie folgt:

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht

Graurheindorfer Stralle 108

53117 Bonn

Telefon 0800 2 100 500

E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de

Ihre Mdglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hier-
von unberihrt.

Abschnitt 2 — Widerrufsbelehrung

Abschnitt 2.1 Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen, Besonde-
re Hinweise

Haben Sie ein Widerrufsrecht?

Sie konnen lhre Vertragserklarung, bei Vertragen mit ei-
ner Laufzeit von mehr als einem Monat, innerhalb von
14 Tagen ohne Angabe von Griinden in Textform (z. B.
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem
lhnen

. der Versicherungsschein,

. die Vertragsinformationen, sowie die fiir das
Vertragsverhiltnis geltenden Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen,

. diese Belehrung,

. als Verbraucher das Informationsblatt zu Versi-
cherungsprodukten,

e und die weiteren in Abschnitt 2.2 aufgefiihrten
Informationen

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist geniigt die rechtzeitige
Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an: VGH Versicherungen,
Landschaftliche Brandkasse Hannover, 30140 Hannover,
E-Mail: service@vgh.de.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz und wir erstatten lhnen den auf die Zeit
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beitra-
ge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang
des Widerrufs entfllt, diirfen wir in diesem Fall einbehal-
ten. Dieser Beitrag entspricht fiir jeden Tag, an dem Ver-
sicherungsschutz bestand, 1/360 des im Versicherungs-
schein ausgewiesenen jahrlichen Gesamtbeitrags.

Zahlen Sie den Beitrag halbjéhrlich, ist dies 1/180 des
ausgewiesenen halbjahrlichen Gesamtbeitrags, bei vier-
teljahrlicher Zahlweise 1/90 des vierteljahrlichen Ge-
samtbeitrags und bei monatlicher Zahlweise 1/30 des
monatlichen Gesamtbeitrags.

Zahlen Sie hingegen einen Einmalbeitrag, entspricht der
einzubehaltende Beitrag dem ausgewiesenen Gesamtbe-
itrag dividiert durch die Vertragslaufzeit in Tagen multi-
pliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versiche-
rungsschutz bestand.

Die Erstattung zuriickzuzahlender Beitrage erfolgt un-
verziiglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des Wider-
rufs.

Wenn Sie den Beitrag bis zum Widerruf noch nicht ge-
zahlt haben, fiihrt dies dazu, dass Sie die vertraglichen
Zahlungsverpflichtungen fiir den Zeitraum bis zum Wi-
derruf gleichwohl erfiillen miissen.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende
der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge,

dass empfangene Leistungen zuriickzugewdhren und
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versiche-
rungsvertrages wirksam ausgeiibt, so sind Sie auch an
einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhéngen-
den Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhén-
gender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung
des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage
einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Ver-
sicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder verein-
bart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise

Wenn auf lhren besonderen Antrag vorlaufige Deckung
gewdhrt worden ist, so endet der Vertrag iiber die vorladu-
fige Deckung mit Zugang des Widerrufs des Hauptver-
trages bei uns ebenfalls.

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf lhren
ausdriicklichen Wunsch sowohl von lhnen als auch von
uns volistandig erfillt ist, bevor Sie lhr Widerrufsrecht
ausgeiibt haben.

Abschnitt 2.2 Auflistung der fiir den Fristbeginn erforder-
lichen weiteren Informationen

Wir haben Ihnen folgende Informationen zur Verfigung zu
stellen. Die Einzelheiten hierzu finden Sie in Abschnitt 1:

1. die Identitat des Versicherers und der etwaigen Nieder-
lassung, Uber die der Vertrag abgeschlossen werden soll;
anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem der
Rechtstrager eingetragen ist, und die zugehdrige Regis-
ternummer;

2. die ladungsfahige Anschrift des Versicherers und jede
andere Anschrift, die fir die Geschaftsbeziehung zwi-
schen dem Versicherer und lhnen maRgeblich ist, bei ju-
ristischen  Personen, Personenvereinigungen oder
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtig-
ten; soweit die Mitteilung durch Ubermittlung der Ver-
tragsinformationen einschliellich der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen erfolgt, bedirfen die Informationen
einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. die Hauptgeschaftstatigkeit des Versicherers;

4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung,
insbesondere Angaben Uber Art, Umfang und Falligkeit
der Leistung des Versicherers;

5. den Gesamtpreis der Versicherung einschlieflich aller
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Bei-
trdge einzeln auszuweisen sind, wenn das Versiche-
rungsverhaltnis mehrere selbstandige Versicherungsver-
trage umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen
seiner Berechnung, die Ihnen eine Uberpriifung des
Preises ermdglichen;

6. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erflllung,
insbesondere zur Zahlungsweise der Beitrage;

7. die Befristung der Giltigkeitsdauer der zur Verfigung
gestellten Informationen, beispielsweise die Gliltigkeits-
dauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich des
Preises;

8. Angaben darlber, wie der Vertrag zustande kommt, ins-
besondere Uber den Beginn der Versicherung und des
Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, wah-
rend der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein
soll;

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts
sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Auslibung, ins-
besondere Namen und Anschrift derjenigen Person, ge-
genuber der der Widerruf zu erklaren ist, und die Rechts-
folgen des Widerrufs einschlieflich Informationen tber
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenen-
falls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Uber-
mittlung der Vertragsinformationen einschlieRlich der All-
gemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedirfen
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12.

13.

14.

15.

16.

die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich
gestalteten Form;

. Angaben zur Laufzeit des Vertrages;

11.

Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere
zu den vertraglichen Kiindigungsbedingungen einschliel3-
lich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch
Ubermittlung der Vertragsinformationen einschlieRlich
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, be-
durfen die Informationen einer hervorgehobenen und
deutlich gestalteten Form;

die Mitgliedstaaten der Europaischen Union, deren Recht
der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu
lhnen vor Abschluss des Versicherungsvertrags zugrun-
de legt;

das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertrags-
klausel iber das auf den Vertrag anwendbare Recht oder
Uber das zustandige Gericht;

die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die
in diesem Unterabschnitt genannten Vorabinformationen
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der
Versicherer verpflichtet, mit lhrer Zustimmung die Kom-
munikation wahrend der Laufzeit dieses Vertrages zu
fuhren;

einen moglichen Zugang fir Sie zu einem aulergerichtli-
chen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und ge-
gebenenfalls die Voraussetzungen fur diesen Zugang;
dabei ist ausdricklich darauf hinzuweisen, dass die Mog-
lichkeit fir Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, hiervon
unbertihrt bleibt;

Name und Anschrift der zustdndigen Aufsichtsbehérde
sowie die Moglichkeit einer Beschwerde bei dieser Auf-
sichtsbehdrde.

- Ende der Widerrufsbelehrung -
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Vorbemerkung

In diesem Heft informieren wir ausfiihrlich iiber lhre
Wohngebaudeversicherung:

lhr Versicherungsschutz ist in den Allgemeinen
Wohngebaude-Versicherungsbedingungen (VGB
2018) - Grunddeckung "Standard" beschrieben
(siehe Ziffer 3).

Wenn im Versicherungsschein keine Einschran-
kungen vorgenommen sind, gelten diese Bedingun-
gen vollstandig. Bitte beachten Sie in diesem Zu-
sammenhang besonders § 4 ,Welche Gefahren und
Schaden sind versichert, welche nicht?*.

Diesen Versicherungsschutz kénnen Sie um die in
Ziffer 4 genannten Erganzungen des Versiche-
rungsumfangs erweitern:

e Einschluss von mut- und béswilligen Bescha-
digungen versicherter Sachen sowie Graffi-
tischaden an Auflenfassaden

o Erweiterte Versicherung von Ableitungsroh-
ren

e Einschluss von Elementarschaden

e Einschluss der Allgefahrendeckung fiir Pho-
tovoltaikanlagen

e Einschluss der Allgefahrendeckung fiir Solar-
thermie- und Warmepumpenanlagen

e Versicherung der Gebaudeverglasung

e Verschiedene Erweiterungen im Sicherheits-
paket

e Verschiedene Erweiterungen im Spezialpaket

Wenn Sie Erganzungen des Versicherungsumfangs
vereinbart haben, sind sie in lhrem Versicherungs-
schein genannt.

Nicht im Versicherungsschein dokumentierte Er-
ganzungen sind nicht versichert.

Bitte prifen Sie Ihren Versicherungsschein entspre-
chend. Bei Fragen oder Anderungswiinschen steht
lhnen Ihre VGH-Vertretung oder Sparkasse gern zur
Verfiigung.

2.2 Weitere Versicherungen fiir Ihr Privatvermégen

Ihre Wohngeb&udeversicherung deckt zwar einen wichtigen,
aber nicht den gesamten versicherbaren Vermdgensverlust
ab. Hier sagen wir Ihnen, woran Sie auflerdem noch denken
sollten:

- Hausratversicherung

Sie versichert lhren gesamten Hausrat nicht nur gegen
Feuer, Leitungswasser, Sturm und Hagel, sondern
auch gegen Einbruchdiebstahl, Beraubung und Vanda-
lismus nach einem Einbruch und bei Beraubung. Hier
sind aber z. B. auch Gebaudebestandteile, die ein Mie-
ter auf seine Kosten eingefiigt hat und fir die er die
Gefahr tragt, abgesichert.

- Haushalt-Glasversicherung fiir  selbstgenutzte
Wohnungen

Nur Sturmschaden an Gebaudeverglasungen sind be-
reits Uber die Wohngebaudeversicherung abgedeckt.
Die Haushalt-Glasversicherung deckt sowohl die Ge-
baude- als auch die Mobiliarverglasung ab.

- Haftpflichtversicherungen

Die wichtigste Versicherung ist dabei die Privat-
Haftpflichtversicherung, die Sie vor Schadenersatzan-
spriichen Dritter schiitzt.

Bei vermieteten Ein- und bei Mehrfamilienhdusern ist
aulerdem eine Haus- und Grundbesitzer-Haftpflicht-
versicherung erforderlich. Bei selbst bewohnten Ein-
familienhausern ist dieses Risiko bereits in der Privat-
Haftpflichtversicherung mitversichert.

Wenn Sie einen Oltank betreiben, empfehlen wir Ihnen
eine Gewasserschaden-Haftpflichtversicherung.

- Bei BaumaBnahmen sind auRerdem eine Bauherren-
Haftpflicht- sowie eine Bauleistungsversicherung rat-
sam.
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Welches Recht gilt?

Welche Bestimmungen gelten zusatzlich?
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§2

Der Versicherungsschutz

Welche Sachen sind versichert, welche nicht?

Versichert sind die in dem Versicherungsschein be-
zeichneten und beschriebenen Gebaude mit ihren Ge-
baudebestandteilen auf dem Versicherungsgrundstuick.

a) Gebaude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem
Erdboden verbundene Bauwerke, die zur Uberwie-
genden Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind
und gegen aullere Einflisse schitzen kdnnen.

b) Gebaudebestandteile sind in ein Gebaude eingefiigte
Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem
Gebaude ihre Selbstandigkeit verloren haben. Dazu
gehoéren auch Einbaumobel bzw. Einbauklichen, die
individuell fir das Gebaude raumspezifisch geplant
und gefertigt sind, nicht aber Anbaumdbel oder An-
baukuchen, die serienmaRig vorgefertigt sind.

c) Versicherungsgrundstuck ist das Flurstiick, auf dem
das versicherte Gebaude steht. Teilen sich mehrere
Gebaude ein Flurstlick, so gilt als Versicherungs-
grundstiick derjenige Teil des Flurstlicks, der durch
Einfriedung oder anderweitige Abgrenzung dem im
Versicherungsschein bezeichneten Gebaude aus-
schliel3lich zugehdrig ist.

Nicht im Versicherungsschein genannte Nebengebaude
auf dem Versicherungsgrundstiick, die eine Nutzflache
von jeweils 20 m? nicht Uberschreiten, sind mitversi-
chert. Das gilt nicht fur Garagen, Carports und Ge-
wachsh&user. Ubersteigt die Nutzfliche eines Neben-
gebaudes 20 m?, ist dieses Nebengebaude nur versi-
chert, soweit es im Versicherungsschein genannt ist.
Nicht genutzte oder nicht gut instand gehaltene Neben-
gebaude sind nur gegen Schaden durch Feuer (siehe
§ 4 Nr. 1 a) und nur zum Zeitwert (siche § 8 Nr. 1 Ab-
satz 4) versichert.

Die Gesamtentschadigung fir alle nicht im Versiche-
rungsschein genannten Nebengebaude einschlieRlich
der Folgekosten (siehe § 2) und des Mietausfalls (siehe
§ 3) ist je Versicherungsfall (siehe § 4) begrenzt auf
20.000 EUR.

Zubehdr, soweit es sich in dem Gebaude befindet oder
aulen an dem Gebadude angebracht ist und der In-
standhaltung eines versicherten Gebaudes oder dessen
Nutzung zu Wohnzwecken dient, ist mitversichert. Nicht
als Zubehor gelten Ein- und Anbaumdbel, insbesondere
Kucheneinrichtungen sowie sonstiges Mobiliar.

Sonstiges Zubehor sowie weitere Grundstiicksbestand-
teile sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung versi-
chert.

Nicht versichert sind

a)In das Gebaude eingefligte Sachen, die ein Mieter
auf seine Kosten beschafft oder ibernommen hat
und fiir die er die Gefahr tragt. Die Versicherung die-
ser Sachen kann vereinbart werden;

b)gewerblich genutztes Zubehdér und gewerbliche
Grundstuicksbestandteile;

c) Photovoltaikanlagen sowie deren zugehdrige Installa-
tionen (z.B. Solarmodule, Montagerahmen, Befesti-
gungselemente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik,
Wechselrichter und Verkabelung). Die Versicherung
dieser Sachen kann vereinbart werden.

Welche Folgekosten sind versichert und in wel-
chem Umfang?

Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles
(Zerstérung, Beschadigung oder Abhandenkommen
versicherter Sachen durch eine versicherte Gefahr, sie-
he § 4) notwendigen Kosten

a) fur das Aufraumen und den Abbruch versicherter Sa-
chen (siehe § 1) sowie fir das Wegraumen und den
Abtransport von Schutt und sonstigen Resten dieser
Sachen zum néachsten Ablagerungsplatz und fir das
Ablagern oder Vernichten (Aufrdumungs- und Ab-
bruchkosten);

b)die aufzuwenden sind, weil zur Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen (siehe
§ 1) andere Sachen bewegt, verandert oder ge-
schitzt werden missen (Bewegungs- und Schutz-
kosten);

c) fur - auch erfolglose - Maflnahmen, die der Versiche-
rungsnehmer zur Abwendung oder Minderung des
Schadens fiir sachgerecht halten durfte und die nach
objektiver Betrachtung der Umstande verhaltnisma-
Rig waren oder auf Weisung des Versicherers erfolg-
ten (Schadenabwendungs- und Schadenminde-
rungskosten). Versichert sind auch Aufwendungen
fur Leistungen der Feuerwehr oder anderer im 6ffent-
lichen Interesse zur Hilfeleistung Verpflichteter, wenn
sie im offentlichen Interesse nicht kostenfrei erbracht
werden und der Versicherungsnehmer insoweit in
Anspruch genommen wird. Nicht versichert sind die-
se Aufwendungen, sofern sie im 6ffentlichen Interes-
se kostenfrei zu erbringen sind;

d)fir Mehraufwendungen zur Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung der versicherten und vom Scha-
den betroffenen Sache durch Technologiefortschritt,
wenn die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung
der Sache in derselben Art und Gite nicht oder nur
mit unwirtschaftlichem Aufwand moglich ist. MaRRge-
bend ist der Betrag, der fiir ein Ersatzgut aufzuwen-
den ist, das der vom Schaden betroffenen Sache
mdglichst nahe kommt (Mehrkosten durch Technolo-
giefortschritt).

Hierunter fallen nicht Mehrkosten aufgrund 6ffentlich-
rechtlicher Vorschriften (Gesetze und Verordnungen).
Der Versicherungsschutz hierflir bestimmt sich nach
Nr. 3 und 4.

Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfal-
les (siehe § 4) anfallenden Mehrkosten durch Preisstei-
gerungen, die im Zuge der Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung entstehen und deren Ursache in
der Zeit zwischen Eintritt des Versicherungsfalles und
der unverzuglichen Wiederherstellung bzw. Wiederbe-
schaffung liegt.

Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unverziiglich
die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, werden
die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie
auch bei unverzuglicher Wiederherstellung bzw. Wie-
derbeschaffung entstanden waren.

Mehrkosten infolge von Betriebsbeschrankungen oder
Kapitalmangel sind nicht versichert. Mehrkosten infolge
behordlicher Wiederherstellungsbeschrankungen wer-
den gemal Nr. 3 ersetzt.

Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfal-
les (siehe § 4) notwendigen Aufwendungen fir Mehr-
kosten durch behdrdliche Wiederherstellungsbeschran-
kungen, die dadurch entstehen, dass versicherte und
vom Schaden betroffene Sachen aufgrund offentlich-
rechtlicher Vorschriften nicht in derselben Art und Giite
wiederhergestellt oder wiederbeschafft werden durfen.

a) Soweit behdrdliche Anordnungen vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls erteilt wurden oder aufgrund o&ffent-
lich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teil-
weise untersagt war, sind die dadurch entstehenden
Mehrkosten nicht versichert.

b)Wenn die Wiederherstellung der versicherten und
vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behordli-
cher Wiederherstellungsbeschrankungen nur an an-
derer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur
in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wieder-
herstellung an bisheriger Stelle entstanden waren.

c) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch
entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch
behordliche Wiederherstellungsbeschrankungen ver-
zbgert, werden gemaf Nr. 2 ersetzt.

d) Mehrkosten durch o6ffentlich-rechtliche Vorschriften,
die die Wiederverwendung vorhandener Sachen un-
tersagen, werden gemaR Nr. 4 ersetzt.

Mehrkosten durch o6ffentlich-rechtliche Vorschriften,
nach denen die noch vorhandene und technisch
brauchbare Sachsubstanz der versicherten und vom
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Schaden betroffenen Sache fiir die Wiederherstellung
nicht wieder verwendet werden darf, sind versichert
soweit

a)es sich nicht um behordliche Anordnungen handelt,
die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden
oder

b) nicht aufgrund offentlich-rechtlicher Vorschriften die
Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls ganz oder teilweise untersagt war.

Der erzielbare Verkaufspreis dieser Sachen wird bei der
Entschadigungsberechnung angerechnet.

Die Gesamtentschadigung fiir die gemal® Nr. 1 a, 1 b
und 3 versicherten Kosten ist je Versicherungsfall (sie-
he § 4) und betroffene Gebaudeposition begrenzt auf
50.000 EUR. Eine Erhoéhung dieser Entschadigungs-
grenze kann vereinbart werden.

Bei versicherten Sachen (siehe § 1), die zum Zeitwert
versichert sind (siehe § 8 Nr. 1 Absatz 4), sind Mehr-
kosten durch Technologiefortschritt gemaf Nr. 1 d so-
wie Mehrkosten infolge von Veranderungen der 6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften gemaf Nr. 3 und 4 nicht
versichert.

Bei versicherten Sachen (siehe § 1), die zum Abbruch
bestimmt oder sonst dauernd entwertet sind (siehe § 8
Nr. 3), sind ausschlieBlich Schadenabwendungs- und
Schadenminderungskosten (siehe Nr. 1 c) versichert.

Die versicherten Kosten nach Nr. 1 bis 7 werden nur
ersetzt, soweit sie nachweislich tatsachlich aufgewen-
det worden sind. MaRgeblicher Bewertungsstichtag fur
die Bemessung der Hohe der Ersatzleistung ist das Da-
tum des Eintritts des Versicherungsfalles. Der Ersatz
etwaiger Mehrkosten durch zwischenzeitliche Preisstei-
gerungen regelt sich nach Nr. 2.

Unter welchen Voraussetzungen ist Mietausfall ver-
sichert?

Der Versicherer ersetzt

a)den Mietausfall einschlieBlich fortlaufender
Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohn- oder Ge-
werberaumen infolge eines Versicherungsfalles (sie-
he § 4) zu Recht die Zahlung der Miete ganz oder
teilweise verweigert haben;

b) den ortstiblichen Mietwert von Wohn- oder Gewerbe-
raumen, die der Versicherungsnehmer selbst nutzt
und die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4)
unbenutzbar wurden, einschlieRlich fortlaufender Ne-
benkosten im Sinne des Mietrechts, falls dem Versi-
cherungsnehmer die Beschréankung auf einen be-
nutzbaren Teil der Wohn- oder Gewerberdume nicht
zumutbar ist;

c)einen durch behoérdliche Wiederherstellungsbe-
schrankungen verursachten zusatzlichen Mietausfall
bzw. Mietwert.

Entschadigt wird der Preis fir unméblierten Wohn- bzw.
Gewerberaum, hoéchstens jedoch der Preis, der dem
ortstiblichen Mietpreisspiegel entspricht.

Haftzeit

Mietausfall oder Mietwert wird bis zu dem Zeitpunkt er-
setzt, in dem die Wohn- bzw. Gewerberaume wieder
benutzbar sind, héchstens jedoch fir 12 Monate seit
dem Eintritt des Versicherungsfalles, soweit nicht etwas
anderes vereinbart ist (Haftzeit). Entschadigung wird
nur geleistet, soweit der Versicherungsnehmer die még-
liche Wiederbenutzbarkeit nicht schuldhaft verzogert.

Endet das Mietverhaltnis infolge des Schadens und
sind die Raume trotz Anwendung der im Verkehr erfor-
derlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstellung
nicht zu vermieten, wird der Mietverlust bis zur Neu-
vermietung ersetzt, hdchstens jedoch bis zum Ablauf
der Haftzeit.

War das Gebaude zur Zeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalls nicht vermietet und weist der Versicherungs-
nehmer die Vermietung zu einem in der Haftzeit liegen-
den Termin nach, wird der ab diesem Zeitpunkt ent-
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standene Mietausfall bis zum Ablauf der Haftzeit ge-
zahlt.

Fir Raume, die als Asyle, Bar- oder Bordellbetriebe,
Diskotheken, Tanzlokale, Eroscenter, Kinos oder Spiel-
hallen genutzt werden, besteht Versicherungsschutz fur
Mietausfall und ortsliblichen Mietwert nur, soweit dies
gesondert vereinbart ist.

Welche Gefahren und Schiden sind versichert,
welche nicht?

Entschadigt werden versicherte Sachen (siehe § 1), die
durch

a)Brand, Blitzschlag, Explosion (siehe § 5) sowie An-
prall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile
oder seiner Ladung;

b) Leitungswasser, Bruch an Leitungswasser flihrenden
Rohren und Frost (siehe § 6);

c) Sturm, Hagel (siehe § 7)

zerstort oder beschadigt werden oder infolgedessen
abhanden kommen (Versicherungsfall).

Jede der Gefahrengruppen nach Nr. 1 a, 1 bund 1 ¢
kann auch einzeln versichert werden. Soweit die Versi-
cherung gegen eine oder mehrere dieser Gefahren
nicht vereinbart ist, entfallen die diese Gefahren betref-
fenden Bestimmungen.

Wahrend der Neu- oder Rohbauphase ist der Versiche-
rungsschutz begrenzt auf die Feuerversicherung ge-
mal Nr. 1 a. Baustoffe, die zur Errichtung notwendig
sind und sich auf dem Baugrundstiick oder in dessen
unmittelbarer Nahe im Freien befinden, sind mitversi-
chert, sofern der Versicherungsnehmer hierfur die Ge-
fahr tragt. Nicht versichert sind Schaden, soweit nicht
der Versicherungsnehmer sondern ein Dritter die Ge-
fahr tragt und der Dritte weiter zur Lieferung von Bau-
materialien oder Herstellung des Rohbaus - ganz oder
in Teilen - verpflichtet ist. Die Haftung fir die Uber die
Feuerversicherung hinaus beantragten Gefahren be-
ginnt erst, wenn die Gebaude bezugsfertig sind (siehe
§§ 6 Nr. 6 kund 7 Nr. 4 f).

Nicht versichert sind ohne Rucksicht auf mitwirkende
Ursachen Schaden, die durch Kriegsereignisse jeder
Art, innere Unruhen, Erdbeben sowie Kernenergie?,
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen ent-
stehen. Weitere Ausschlisse zu den einzelnen versi-
cherten Gefahren sind in den §§ 5 bis 7 enthalten.

Der Ausschluss von Schaden durch Kriegsereignisse
erstreckt sich nicht auf Schaden gemal Nr. 1 a durch
Kampfmittel aus dem 2. Weltkrieg. Kontaminations-
schaden durch die Wirkung oder Freisetzung chemi-
scher oder biologischer Substanzen bleiben ohne
Ricksicht auf mitwirkende Ursachen ausgeschlossen.

Was ist Brand, Blitzschlag, Explosion? Was gehort
nicht hierzu?

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsge-
mafRen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und
das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

Blitzschlag ist der unmittelbare Ubergang eines Blitzes
auf Sachen.

Uberspannungs-, Uberstrom- oder Kurzschlussschaden
durch Blitz an elektrischen Einrichtungen und Geraten
sind nur versichert, wenn der Blitz unmittelbar auf das
Grundstiick ubergegangen ist, auf dem sich die versi-
cherten Gebaude befinden.

Explosion ist eine plotzlich verlaufende KraftaufRerung
durch Ausdehnung von Gasen oder Dampfen.

Der Versicherungsschutz gegen Brand, Blitzschlag und
Explosion erstreckt sich nicht auf

a)Brandschaden, die an versicherten Sachen (siehe
§ 1) dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer
oder der Warme zur Bearbeitung oder zu sonstigen

2 Der Ersatz von Schaden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik Deutschland
nach dem Atomgesetz. Die Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet
und schlieRen hierfiir Haftpflichtversicherungen ab.
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Zwecken ausgesetzt sind; dies gilt auch fir Sachen,
in denen oder durch die Nutzfeuer oder Warme er-
zeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird,;

b) Sengschaden;

c) Uberspannungs-, Uberstrom- und Kurzschlusssché-
den

soweit diese Schaden nicht Folge eines versicherten
Sachschadens gemaf Nr. 1 bis 3 sind.

Was ist Leitungswasser, Rohrbruch, Frost? Welche
Frost- und sonstigen Bruchschaden sind versi-
chert? Was gehort nicht hierzu?

Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig
ausgetreten ist aus

a)Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung
oder damit verbundenen Schlauchen;

b) mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung verbun-
denen sonstigen Einrichtungen oder aus deren Was-
ser flhrenden Teilen;

c) Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung;
d) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;

e) Einrichtungen von fest im Gebaude installierten Kli-
ma-, Warmepumpen- oder Solarthermieanlagen.

Fir Wasserdampf und wérmetragende Flussigkeiten
(z. B. Sole, Ole, Kihl- und Kaltemittel) gilt Nr. 1 ent-
sprechend.

Innerhalb versicherter Gebaude sind versichert Frost-
und sonstige Bruchschaden an

a)Rohren der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitun-
gen) oder damit verbundenen Schlauchen;

b) Leitungswasser fiilhrenden Rohren der Warmwasser-
oder Dampfheizung;

c) Rohren von Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;

d)Rohren von fest im Gebaude installierten Klima-,
Warmepumpen- und Solarthermieanlagen

sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln,
Boilern oder vergleichbaren Anlagen sowie Aggregaten
von Klima-, Warmepumpen- oder Solarthermieanlagen
sind.

Rohre und Installationen zwischen den Fundamenten
unterhalb des Gebaudes sind nicht versichert sofern sie
nicht in Nr. 5 genannt sind.

Rohre von Solarthermieanlagen auf dem Dach des Ge-
b&udes sind mitversichert.

Darliber hinaus sind innerhalb versicherter Gebaude
auch versichert Frostschaden an

a)Badeeinrichtungen,  Waschbecken, Spilklosetts,
Wasserhahnen, Geruchsverschlissen, \Wassermes-
sern und Thermostatventilen;

b) Heizkdrpern, Heizkesseln, Boilern und an vergleich-
baren Teilen von Warmwasser- oder Dampfhei-
zungsanlagen;

c) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;

d) sonstigen Einrichtungen von fest im Gebaude instal-
lierten Klima-, Warmepumpen- und Solarthermiean-
lagen.

AuRerhalb versicherter Gebaude sind versichert frost-
bedingte und sonstige Bruchschaden an Zuleitungsroh-
ren der Wasserversorgung, an den Leitungswasser fiih-
renden Rohren der Warmwasser- oder Dampfheizung
und an Rohren von fest am Gebaude installierten Kii-
ma-, Warmepumpen- und Solarthermieanlagen, soweit
diese Rohre der Versorgung versicherter Gebaude oder
Anlagen dienen, sich auf dem im Versicherungsschein
bezeichneten Grundstiick befinden und der Versiche-
rungsnehmer fir sie die Gefahr tragt.

Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohr-
bruch und Frost erstreckt sich ohne Ricksicht auf mit-
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wirkende Ursachen - sofern nicht etwas anderes ver-
einbart ist - nicht auf Schaden

a)durch Wasser aus Regenwasserleitungen und Roh-
ren oder sonstigen Einrichtungen von Zisternenanla-
gen;

b)durch Plansch- oder Reinigungswasser sowie Was-
ser aus Eimern, Giekannen oder sonstigen mobilen
Behaltnissen;

c) durch Grundwasser, stehendes oder flieRendes Ge-
wasser, Uberschwemmung durch Hochwasser, Wit-
terungsniederschlage oder einen durch diese Ursa-
chen hervorgerufenen Riickstau sowie Schneedruck,
Lawinen oder Vulkanausbruch;

d)durch Offnen der Sprinkler oder Bedienen der Berie-
selungsdisen wegen eines Brandes, durch Druck-
proben oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten
an dem versicherten Gebaude oder an der Sprinkler-
oder Berieselungsanlage;

e)durch Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass
Leitungswasser (siehe Nr. 1) die Erdsenkung oder
den Erdrutsch verursacht hat;

f) durch Schimmel;
g)durch Schwamm;
h)an Sonnenkollektoren;

i) als Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosi-
on sowie Anprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile
oder seiner Ladung (siehe § 5);

j) als Folge von Sturm oder Hagel (siehe § 7);

k) an versicherten Sachen (siehe § 1), solange die ver-
sicherten Gebaude oder Gebaudeteile noch nicht be-
zugsfertig oder wegen Umbauarbeiten fir ihre Zwe-
cke nicht mehr benutzbar sind.

Was ist Sturm, Hagel? Was gehort nicht hierzu?

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstarke 8 nach Beaufort (Windgeschwin-
digkeit mind. 62 km/Stunde).

Ist diese Windstarke fiir das Versicherungsgrundstiick
(siehe § 1 Nr. 1 c) nicht feststellbar, so wird ein versi-
chertes Sturmereignis unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass

a) eine wetterbedingte Luftbewegung in der Umgebung
des Versicherungsgrundstiicks Schaden an anderen
Gebauden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso
widerstandsféhigen anderen Sachen angerichtet hat
oder

b)der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes
des versicherten Gebaudes nur durch Sturm ent-
standen sein kann.

Versichert sind - sofern nicht etwas anderes vereinbart
ist - nur Schaden, die entstehen

a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf ver-
sicherte Sachen (siehe § 1);

b)dadurch, dass der Sturm Gebaudeteile, Baume oder
andere Gegenstande auf versicherte Sachen (siehe
§ 1) wirft;

c) als Folge eines Sturmschadens gemaf Nr. 2 a oder b
an versicherten Sachen (siehe § 1).

Fir Schaden durch Hagel gilt Nr. 2 entsprechend. Ha-
gel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von
Eiskornern.

Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel er-
streckt sich ohne Ricksicht auf mitwirkende Ursachen -
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - nicht auf
Schaden

a)durch Sturmflut;
b) durch Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch;

c)durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder
Schmutz durch nicht ordnungsgemal geschlossene
Fenster, AuRRentlren oder andere Offnungen, es sei
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denn, dass diese Offnungen durch Sturm oder Hagel
entstanden sind und einen Gebaudeschaden darstel-
len;

d)als Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosi-
on sowie Anprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile
oder seiner Ladung (siehe § 5);

e)durch Leitungswasser oder Rohrbruch (siehe § 6);

f) an versicherten Sachen (siehe § 1), solange die ver-
sicherten Gebaude oder Gebaudeteile noch nicht be-
zugsfertig oder wegen Umbauarbeiten fir ihre Zwe-
cke nicht mehr benutzbar sind.

Umfang und Anderung des Versicherungsschutzes

In welchem Umfang besteht Versicherungsschutz
und wie wird dieser angepasst?

Versicherungswert von Gebauden ist der ortstbliche
Neubauwert der im Versicherungsvertrag beschriebe-
nen Gebaude (siehe § 1) in ihrer konkreten Ausgestal-
tung (Wohnflache, Nutzung, Gebaudetyp, Bauart und -
ausstattung, Ausbau und sonstiger vereinbarter Merk-
male) zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls (siehe § 4).
Hierzu gehoéren auch Architektengeblhren sowie sons-
tige Konstruktions- und Planungskosten.

Versicherungswert sonstiger versicherter Sachen (siehe
§ 1) ist der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei-
cher Art und Gute in neuwertigem Zustand.

Nicht Bestandteil des Neubauwertes nach Abs. 1 und
des Wiederbeschaffungspreises nach Abs. 2 sind
Mehrkosten aufgrund 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften,
Mehrkosten durch Technologiefortschritt und Mehrkos-
ten durch Preissteigerungen. Diese Kosten werden ge-
man § 2 (versicherte Kosten) ersetzt.

Abweichend von Abs. 1 und 2 kann auch der Zeitwert
als Versicherungswert vereinbart werden. Der Zeitwert
errechnet sich aus dem ortstblichen Neubauwert nach
Nr. 1 Abs. 1 und 3 bzw. dem Wiederbeschaffungspreis
nach Nr. 1 Abs. 2 und 3 abzuglich der Wertminderung
durch Alter und Abnutzung.

Der Versicherer passt den Versicherungsschutz gemaf
Nr. 1 jahrlich an die Baukostenentwicklung an. Entspre-
chend erhoht oder vermindert sich der Anpassungsfak-
tor und dadurch der Beitrag (siehe § 9 Nr. 2).

Sind versicherte Sachen (siehe § 1) oder Teile davon
zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet,
so ist ohne besondere Vereinbarung Versicherungswert
der gemeine Wert. Gemeiner Wert ist der fir den Versi-
cherungsnehmer erzielbare Verkaufspreis des Materi-
als. Eine dauernde Entwertung liegt insbesondere vor,
wenn die versicherte Sache oder deren Teile fiir ihren
Zweck nicht mehr zu verwenden sind.

Wie berechnet sich der Beitrag und wie wird er an-
gepasst?

Berechnung des Beitrags

Der Beitrag errechnet sich aus dem Grundbeitrag und
dem Anpassungsfaktor.

a)Der Grundbeitrag errechnet sich aus Wohnflache,
Nutzung, Lage, Gebaudetyp, Bauart, Ausstattungs-
klasse, Ausbau oder sonstiger vereinbarter Merkma-
le, die fir die Beitragsberechnung erheblich sind so-
wie ggf. Beitragszuschlagen fur erweiterten Versiche-
rungsschutz.

b) Wohnflache ist die Flache aller Rdume eines Gebau-
des einschliellich Hobbyrdume, Hauswirtschafts-
raume und eventuell vorhandener Gewerbeflachen.
Nicht zu berlcksichtigen sind Treppen, Balkone,
Loggien und Terrassen sowie Keller-, Speicher- und
Bodenrdume, die nicht zu Wohn- oder Gewerbezwe-
cken genutzt bzw. ausgebaut sind.
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c) Es werden drei Ausstattungsklassen unterschieden:
i) einfach

Ist zutreffend, wenn mindestens drei der folgen-
den Kriterien gegeben sind:

- Einzeldfen
- Einfachverglasung

- Bdden aus Linoleum und / oder PVC, einfachste
Teppichfliesen oder -béden

- weniger als vier Steckdosen je Wohn- / Schlaf-
raum

- Leitungswasser- und / oder Heizungsrohre auf
Putz.

ii) aufwandig

- Hauser in besonders energiesparender Bau-
weise wie Niedrigenergiehauser

- Hauser in Uberwiegend alters- und behinder-
tengerechter Bauweise

Die aufwandige Ausstattungsklasse kann auch
vorliegen, wenn mehrere der folgenden Kriterien
zutreffen:

Dreifachverglaste Fenster, Badern und Toiletten
in hochwertiger Ausfiihrung, individuell angefer-
tigte Einbaumobel, Heizung oder Kihlung in
FulRbdden, Wanden oder Decken, gemauerter
Kamin oder Kachelofen, Wintergarten, Sauna,
Schwimmbad im Gebaude, Natursteinfassade,
hochwertige Dachung (z. B. Kupfer oder Natur-
schiefer), Rundmauerwerk (z. B. Bogen, Tirme,
Gauben), besondere Wandverkleidung, Boden-
belege aus Edelhdlzern, Parkett, Natursteinen
oder hochwertigen keramischen Platten, elektri-
sche Rollladen, erhéhter Schallschutz, Ein-
bruchmeldeanlage, Klima- oder Liftungsanlage,
Smart-Home-Technik.

ii) gut/ heute Ublich

Ist zutreffend, wenn ein Gebaude nicht in eine
der Ausstattungsklassen nach i) oder ii) einge-
ordnet werden kann.

d) Fur Radume, die berwiegend oder ausschlie3lich be-
ruflich oder gewerblich genutzt werden, gilt Nr. 1 b
entsprechend.

Anpassung des Beitrags

Der Beitrag verandert sich entsprechend der Anpas-
sung des Versicherungsschutzes (siehe § 8 Nr. 2) ge-
mal der Erhéhung oder Verminderung des Anpas-
sungsfaktors. Der Anpassungsfaktor erhoht oder ver-
mindert sich jeweils zum 1. Januar eines Jahres flr das
in diesem Jahr beginnende Versicherungsjahr (siehe
§ 14 Nr. 1) entsprechend dem Prozentsatz, um den sich
der jeweils fir den Monat Mai des Vorjahres veroffent-
lichte Baupreisindex fir Wohngebaude und der fir das
zweite Quartal des Vorjahres veroffentlichte Tariflohn-
index flr das Baugewerbe verandert haben. Beide Indi-
zes gibt das Statistische Bundesamt bekannt. Bei die-
ser Anpassung wird die Veranderung des Baupreisin-
dexes zu 80 Prozent und die des Tariflohnindexes zu
20 Prozent bertcksichtigt. Bei dieser Berechnung wird
jeweils auf zwei Stellen hinter dem Komma kaufman-
nisch gerundet. Der Anpassungsfaktor wird ebenfalls
auf zwei Stellen hinter dem Komma errechnet und
kaufmannisch gerundet.

Bei der Berechnung des Prozentsatzes, um den sich
der Anpassungsfaktor andert, werden samtliche Anpas-
sungen seit Vertragsbeginn, die aufgrund von Wider-
spriichen des Versicherungsnehmers gemaf Abs. 3 un-
terblieben sind, berucksichtigt. Der Versicherungsneh-
mer wird damit so gestellt, als ob seit Vertragsbeginn
keinerlei Widerspriiche erfolgt waren. Eine nur teilweise
Beriicksichtigung unterbliebener Anpassungen ist nicht
moglich.

Bei einer Erhéhung des Beitrages nach Nr. 2 ist der
Versicherungsnehmer berechtigt, dieser innerhalb eines
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers in
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Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu wider-
sprechen. Zur Wahrung der Frist genligt die rechtzeitige
Absendung. Damit wird die Erhéhung des Beitrages
sowie die Anpassung des Versicherungsschutzes (sie-
he § 8 Nr. 2) nicht wirksam. In diesem Fall wird bei Ein-
tritt eines Versicherungsfalles (siehe § 4) die Entscha-
digung (einschlielich Kosten und Mietausfall bzw.
Mietwert) gemal § 11 Nr. 1 d und Nr. 2 nur anteilig ge-
zahlt. Der Prozentsatz der Kirzung der Entschadigung
wird dem Versicherungsnehmer mitgeteilt.

Nachtragliche Anderung eines

Merkmals

beitragsrelevanten

Andert sich nachtriglich ein der Beitragsberechnung
zugrunde liegender Umstand und wirde sich dadurch
ein hoherer Beitrag ergeben, kann der Versicherer den
héheren Beitrag ab dem Zeitpunkt der Anderung ver-
langen.

Fallen Umstande, fiir die ein héherer Beitrag vereinbart
ist, nachtraglich weg, ist der Versicherer verpflichtet,
den Beitrag zu dem Zeitpunkt herabzusetzen, zu dem
er hiervon Kenntnis erlangt hat. Das Gleiche gilt, soweit
solche beitragsrelevanten Umsténde ihre Bedeutung
verloren haben oder ihr Vorliegen vom Versicherungs-
nehmer nur irrtmlich angenommen wurde.

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthalt die Versiche-
rungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils
vom Gesetz bestimmten Hohe zu entrichten hat.

Die Entschadigungsleistung

Welche Entschadigung wird geleistet?
Ersetzt werden im Versicherungsfall (siehe § 4) bei

a) zerstérten Gebauden und zerstérten oder abhanden
gekommenen sonstigen Sachen der Versicherungs-
wert (siehe § 8) zum Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les;

b) beschadigten Sachen oder Teilen davon die notwen-
digen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles (siehe § 4) zuzlglich einer etwaigen
durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wert-
minderung, héchstens jedoch der nach Nr. 1 a zu er-
setzende Betrag; die Reparaturkosten werden ge-
kiurzt, soweit durch die Reparatur der Versiche-
rungswert der Sache oder deren Teile gegeniiber
dem Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles (siehe § 8) erhoht wird.

Wird durch den Schaden die Gebrauchsfahigkeit ei-
ner Sache nicht beeintrachtigt und ist dem Versiche-
rungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur zumutbar
(sog. Schonheitsschaden), so ist die Beeintrachti-
gung durch Zahlung des Betrages auszugleichen,
der dem Minderwert der Sache entspricht.

Mehrkosten aufgrund &ffentlich-rechtlicher Vorschriften,
Mehrkosten durch Technologiefortschritt und Mehrkos-
ten durch Preissteigerungen werden nur nach MaRRgabe
des § 2 (versicherte Kosten) ersetzt.

Restwerte werden bei der Entschadigungsberechnung
gemal Nr. 1 angerechnet.

Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

Der Versicherer tragt auch die notwendigen Kosten fir
die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu erset-
zenden Schadens. Zieht der Versicherungsnehmer ei-
nen Sachversténdigen oder Beistand hinzu, so werden
diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver-
traglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefor-
dert wurde. Die Bestimmungen zum Sachverstandigen-
verfahren (siehe § 20) bleiben unberihrt.

Abweichende Bauausgestaltung

Entsprechen Angaben des Versicherungsnehmers zur
konkreten Gestaltung des Gebaudes (Wohnflache, Nut-
zung, Gebaudetyp, Bauart, Ausstattungsklasse, Ausbau
oder sonstige vereinbarte Merkmale), aus denen sich
der Versicherungswert ergibt (siehe § 8), nicht den tat-
sachlichen Gegebenheiten zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles, so ist der Versicherer
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a) nicht verpflichtet, mehr als den tatsachlich entstan-
denen Schaden zu ersetzen, auch wenn sich aus
den Angaben des Versicherungsnehmers ein hdhe-
rer Versicherungswert ergibt als aus den tatsachli-
chen Gegebenheiten;

b) berechtigt, Unterversicherung gemal} § 11 geltend zu
machen, wenn sich aus den Angaben ein niedrigerer
Wert ergibt als aus den tatsachlichen Gegebenhei-
ten.

Kosten

Berechnungsgrundlage fiir die Entschadigung versi-
cherter Kosten (siehe § 2) sind die nachgewiesenen
tatsachlich angefallenen Kosten unter Beriicksichtigung
der jeweils vereinbarten Entschadigungsgrenzen.

Mietausfall, Mietwert

Versicherten Mietausfall bzw. Mietwert (siehe § 3) er-
setzt der Versicherer bis zum Ende der vereinbarten
Haftzeit.

Mehrwertsteuer

Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versi-
cherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwert-
steuer tatsachlich nicht gezahlt hat. Dies gilt entspre-
chend fur die Berechnung versicherter Kosten (siehe
§ 2) und versicherten Mietausfalls bzw. Mietwerts (sie-
he § 3).

Neuwertanteil

Den Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschadi-
gung, der den Zeitwertschaden ubersteigt (Neuwertan-
teil), erwirbt der Versicherungsnehmer nur, soweit und
sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des
Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die Ent-
schadigung verwenden wird, um versicherte Sachen in
gleicher Art und Zweckbestimmung an der bisherigen
Stelle wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen. Ist
dies an der bisherigen Stelle rechtlich nicht méglich o-
der wirtschaftlich nicht zu vertreten, so genlgt es, wenn
das Gebaude an anderer Stelle innerhalb der Bundes-
republik Deutschland wiederhergestellt wird. Soll das
Gebaude mit kleinerer Wohnflache wiederhergestellt
werden, besteht Anspruch auf den darauf entfallenden
Neuwertanteil, sofern und soweit es ansonsten in glei-
cher Art und Gute sowie Zweckbestimmung wiederher-
gestellt wird.

Der Versicherungsnehmer ist zur Ruckzahlung des ent-
schadigten Neuwertanteils einschlief3lich etwaiger nach
§ 13 Nr. 3 a gezahlter Zinsen an den Versicherer ver-
pflichtet, wenn er die auf den Neuwertanteil geleistete
Entschadigung schuldhaft nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist zur Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung der versicherten Sachen verwendet.

Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschadi-
gung nach Nr. 1 abzlglich der Wertminderung durch Al-
ter und Abnutzung.

Mehrere Versicherer

Besteht fir das versicherte Gebaude auch anderweitig
Versicherungsschutz gegen dieselbe Gefahr, so be-
steht Anspruch auf Leistung aus diesem Vertrag ledig-
lich in Hohe des vereinbarten Anteils. Dies gilt auch fur
die Berechnung versicherter Kosten (siehe § 2) und
versicherten Mietausfalls bzw. Mietwerts (siehe § 3).
Ubersteigt die Summe der Entschédigungen, die auf-
grund jedes einzelnen Vertrages ohne Bestehen der
anderen Versicherungen zu zahlen ware, den Gesamt-
schaden, so liegt Mehrfachversicherung vor (siehe

§ 27).

Wie wirkt sich eine Unterversicherung auf die Ent-
schadigung aus?

Unterversicherung besteht, wenn

a)Angaben des Versicherungsnehmers im Versiche-
rungsvertrag zur konkreten Gestaltung des Gebau-
des, aus denen sich der Versicherungswert ergibt
(siehe § 8), nicht den tatsachlichen Gegebenheiten
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles entsprechen
und dadurch der vereinbarte Versicherungswert nied-
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riger ist als der tatsachliche Versicherungswert zum
Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

b)der Versicherungsnehmer wertsteigernde bauliche
MaRnahmen vornimmt und die Veradnderung dem
Versicherer nicht anzeigt;

c) das Gebaude unter Denkmalschutz gestellt wird und
dies dem Versicherer nicht mitgeteilt wird;

d)der Versicherungsnehmer der Erhéhung des Versi-
cherungsschutzes (siehe § 8 Nr. 2), die vor Eintritt
des Versicherungsfalles hatte wirksam werden sol-
len, widerspricht.

Ob Unterversicherung vorliegt, wird flr jede versicherte
Gebaudeposition gesondert berechnet. In den Fallen
von Nr. 1 a bis ¢ wird die Entschadigung gemaf § 10 im
Verhaltnis des zuletzt berechneten Jahresbeitrages zu
dem Jahresbeitrag gekurzt, der bei Kenntnis der tat-
sachlichen Gegebenheiten berechnet worden ware,
soweit die Abweichung auf Vorsatz oder grober Fahr-
lassigkeit des Versicherungsnehmers beruht. Im Fall
von Nr. 1 d wird die Entschadigung gemaR § 10 im
Verhaltnis des zuletzt berechneten Jahresbeitrages zu
dem Jahresbeitrag gekirzt, den der Versicherungs-
nehmer ohne Widerspruch gegen jede seit Vertragsbe-
ginn erfolgte Anpassung zu zahlen gehabt hatte.

Das Gleiche gilt auch fir die Berechnung der Entscha-
digung versicherter Kosten (siehe § 2) und versicherten
Mietausfalls bzw. Mietwerts (siehe § 3).

Hat der Versicherer bei Abschluss des Vertrages auf
den Einwand der Unterversicherung verzichtet, so ent-
fallt dieser Unterversicherungsverzicht mit Eintritt der
Voraussetzungen gemaf Nr. 1.

Welche Selbstbeteiligung wird von der Entschadi-
gung abgezogen?

Der bedingungsgemaR als entschadigungspflichtig er-
rechnete Betrag einschlieRlich Aufwendungsersatz wird
je Versicherungsfall (siehe §4) um die vereinbarte
Selbstbeteiligung gekirzt.

Wann und wie erfolgt die Berechnung der Entscha-
digung?

Falligkeit der Entschadigung

Die Entschadigung wird fallig, wenn die Feststellungen
des Versicherers zum Grunde und zur Héhe des An-
spruchs abgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer
kann einen Monat nach Meldung des Schadens den
Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

Neuwertanteil

Der Uber den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschadigung (Neuwertanteil) wird fallig, nachdem der
Versicherungsnehmer dem Versicherer gegentiber den
Nachweis gefihrt hat, dass er die Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

Verzinsung

Fir die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a)Die Entschadigung ist - soweit sie nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Meldung des Schadens geleistet
wird - seit Anzeige des Schadens zu verzinsen; der
Uber den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der
Entschadigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versi-
cherter Sachen gegenlber dem Versicherer nachge-
wiesen hat.

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweili-
gen Basiszinssatz des Burgerlichen Gesetzbuches
(§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und
hoéchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschadigung
fallig.
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Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen gem. Nr. 1 und Nr. 3 a
ist der Zeitraum nicht zu beriicksichtigen, in dem infolge
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entscha-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen;

b)gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner
Reprasentanten aus Anlass des Versicherungsfalles
ein behdrdliches oder strafrechtliches Verfahren lauft;

c) eine Mitwirkung des Realglaubigers gemaR den ge-
setzlichen Bestimmungen Uber die Sicherung von
Realglaubigern nicht erfolgte.

Versicherungsbeginn, Beitragszahlung und Anpas-
sung des Beitrages

Wann beginnt und wann endet der Versicherungs-
schutz? Was gilt fiir die Zahlung des Beitrages?

Beginn und Ende des Vertrags

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbe-
haltlich der Regelungen Uber die Folgen verspateter
Zahlung oder Nichtzahlung des Erstbeitrags.

Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung be-
kannt, dass bereits ein Versicherungsfall eingetreten ist,
besteht hierflr kein Versicherungsschutz.

Kann vom Versicherungsnehmer nicht nachgewiesen
werden, ob ein bei Antragstellung noch unbekannter
Versicherungsfall wahrend der Laufzeit des vorliegen-
den Vertrages oder einer bis zum Beginn dieses Ver-
trages glltigen Vorversicherung eingetreten ist, besteht
Versicherungsschutz aus dem vorliegenden Vertrag im
Rahmen des vereinbarten Versicherungsumfangs. Der
Versicherungsnehmer hat die Entschadigung zurtickzu-
zahlen, wenn sich nachtraglich herausstellt, dass der
Versicherungsfall wahrend der Laufzeit der Vorversi-
cherung eingetreten ist.

Der Vertrag ist fir den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.

Ein Versicherungsjahr erstreckt sich Uber einen Zeit-
raum von zwOlf Monaten. Besteht die vereinbarte Ver-
tragsdauer nicht aus ganzen Jahren, wird das erste
Versicherungsjahr entsprechend verkurzt. Die folgen-
den Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre.

a) Stillschweigende Verlangerung, Kiindigung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr
verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er
verlangert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien
spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweili-
gen Versicherungsjahres eine Kiindigung zugegan-
gen ist.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ab-
lauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden
Jahres kiindigen; die Kiindigung muss dem Versiche-
rer spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Jahres zugegangen sein.

b) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne
dass es einer Kiindigung bedarf.

c) Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch
Realglaubiger

Hat ein Realglaubiger sein Grundpfandrecht ange-
meldet, ist eine Kindigung des Versicherungsver-
haltnisses durch den Versicherungsnehmer im Hin-
blick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Ex-
plosion, Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam,
wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen



Monat vor Ablauf des Versicherungsvertrages nach-
gewiesen hat, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem die
Kindigung spatestens zuldssig war, das Grundstiick
nicht mit einem Grundpfandrecht belastet war oder
dass der Realglaubiger der Kiindigung zugestimmt
hat. Dies gilt nicht flr eine Kiindigung nach VeraufRle-
rung oder im Versicherungsfall.

d) Fallt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollstandig und dauerhaft weg, endet
der Vertrag bezlglich dieses Interesses zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt.

e)Nach dem Tod des Versicherungsnehmers besteht
der Versicherungsschutz fir die Erben weiter.

Erstbeitrag
a) Falligkeit des Erstbeitrags

Der erste Beitrag ist unverziglich nach dem Zeit-
punkt des vereinbarten und im Versicherungsschein
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies
gilt unabhangig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungs-
beginns vor Vertragsschluss, ist der erste Beitrag un-
verziiglich nach Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der
Versicherungsnehmer nicht unverziglich nach dem
in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung ver-
anlasst ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-
rungen ab, ist der erste Beitrag frihestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-
len.

b) Ricktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste Beitrag nicht rechtzeitig nach Nr. 2 a
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zuriick-
treten, solange der Versicherungsnehmer die Zah-
lung nicht veranlasst hat.

Der Rucktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

c) Leistungsfreiheit des Versicherers bei Zahlungsver-
zug

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag
nicht rechtzeitig nach Nr. 2 a zahlt, so ist der Versi-
cherer fur einen vor Zahlung des Beitrags eingetrete-
nen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet.
Voraussetzung ist, dass er den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffalligen
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfol-
ge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge-
macht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

Folgebeitrag

Ein Folgebeitrag wird jeweils zu dem vereinbarten Zeit-
punkt fallig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie
zur Falligkeit veranlasst wird. Je nach Vereinbarung
werden die Beitrdge durch laufende Zahlungen viertel-
jahrlich, halbjahrlich oder jahrlich im Voraus gezahit. Bei
vierteljahrlicher Zahlung kann auch vereinbart werden,
dass die Beitrdge monatlich entrichtet werden. Voraus-
setzung fur monatliche Zahlung ist, dass die Einziehung
der Beitrage mittels Lastschriftverfahren vereinbart ist.
Kann ein Beitrag nicht abgebucht werden, wird der vier-
teljahrliche Beitrag fallig und fur die Zukunft gilt eben-
falls vierteljahrliche Zahlung.

a) Schadenersatz bei Verzug, Mahnung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug.
Dies gilt nur, wenn er die verspatete Zahlung zu ver-
treten hat.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berech-
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tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen
Schadens zu verlangen.

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder
Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist
bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss min-
destens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsauf-
forderung betragen.

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer
je Vertrag die rickstandigen Betrdge des Beitrags
sowie der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert
und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kun-
digungsrecht) hinweist.

b) Leistungsfreiheit nach Mahnung

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles
mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

c) Kiindigungsrecht nach Mahnung

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Betrage in Verzug, kann der Versicherer
nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist mit sofortiger Wirkung kiindigen.

Die Kiindigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die
Kindigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kindi-
gung ausdrucklich hinzuweisen.

Die Kiindigung wird unwirksam, wenn die Zahlung
innerhalb eines Monats nach der Kiindigung veran-
lasst wird. Wenn die Kiindigung mit der Zahlungsfrist
verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die
Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf
veranlasst wird.

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Nr. 3 b
bleibt bis zur Zahlung bestehen.

d) Lastschriftverfahren

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer
zum Zeitpunkt der Falligkeit des Beitrags fir eine
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

Konnte der fallige Beitrag ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht einge-
zogen werden, ist die Zahlung auch dann noch
rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach einer in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass
ein oder mehrere Beitrage trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch nicht eingezogen werden kdénnen, ist
der Versicherer berechtigt, das SEPA-
Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax
oder Brief) zu kiindigen.

Der Versicherer hat in der Kiindigung darauf hinzu-
weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet
ist, den ausstehenden Beitrag und zukiinftige Beitra-
ge selbst zu Gbermitteln.

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebihren
fur fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug kénnen dem
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz
bestanden hat.

a) Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklarung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklarung entfallenden Teil der Beitrage zu erstatten.
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Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfol-
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin-
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wi-
derrufsfrist beginnt.

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben,
hat der Versicherer zusatzlich den fir das erste Ver-
sicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.

b) Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag
zuriick, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der
Rucktrittserklarung zu.

c) Wird der Versicherungsvertrag durch Ruicktritt des
Versicherers beendet, weil der erste Beitrag nicht
rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versiche-
rer eine angemessene Geschaftsgebuhr zu.

d) Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des
Versicherers wegen arglistiger Tauschung beendet,
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang
der Anfechtungserklarung zu.

e) Fallt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollstdndig und dauerhaft weg, steht
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hatte bean-
spruchen koénnen, wenn die Versicherung nur bis zu
dem Zeitpunkt beantragt worden wére, zu dem der
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.
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Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht oder wenn
das Interesse bei einer Versicherung, die fur ein kinf-
tiges Unternehmen oder fiir ein anderes kunftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschaftsgebuhr
verlangen.

g) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermdégensvorteil zu verschaffen,
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem
er von den die Nichtigkeit begrindenden Umstanden
Kenntnis erlangt.

Unter welchen Voraussetzungen kann es zu einer
Anderung des Beitrages kommen?

Der Beitrag wird unter Beriicksichtigung der Schaden-
aufwendungen, der Kosten (insbesondere Provisionen,
Sach- und Personalkosten und der Kosten fir die
Ruckversicherung), des Gewinnansatzes und der Feu-
erschutzsteuer kalkuliert.

Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Bei-
trag fiir bestehende Versicherungsvertrage zu (berpri-
fen und, wenn die Entwicklung insbesondere der Scha-
denaufwendungen und der Feuerschutzsteuer dies er-
forderlich machen, an diese Entwicklung anzupassen.
Zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs wird der Beitrag
mindestens alle 5 Jahre neu kalkuliert. Uberpriift der
Versicherer bereits vor Ablauf dieses Mindestintervalls
den Beitragssatz, so muss er in ebenso verklrzten
Zeitabstanden bis zum Ende des laufenden Mindestin-
tervalls weitere Uberpriifungen vornehmen.

Fir Teile des Gesamtbestandes, die nach tarifbezoge-
nen Risikokriterien abgrenzbar sind (z. B. Nutzungs-,
Bauart, geographische Lage oder Vertragserganzun-
gen), kann der Beitrag zur Ermittlung des Anpassungs-
bedarfs getrennt ermittelt werden.

Zur Ermittlung des Anderungsbedarfs wird bei der Kal-
kulation auf der Basis der bisherigen Schadenentwick-
lung insbesondere die voraussichtliche kinftige Ent-
wicklung des Schadenbedarfs, der satzungsgemafien
Uberschussbeteiligung und der Feuerschutzsteuer be-
achtet. Anderungen des Gewinnansatzes und der Kos-
ten bleiben aufler Betracht.
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Unternehmensiibergreifende Daten dirfen fiir den Fall
herangezogen werden, dass eine ausreichende Grund-
lage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfigung
steht.

Verandert sich durch die Kalkulation der Beitrag, so ist
der Versicherer im Falle der Erhéhung berechtigt und
im Falle der Reduzierung verpflichtet, den Beitrag fir
bestehende Vertrdge anzupassen. Ergibt die Kalkulati-
on, dass eine Anderung des Beitrages um weniger als
3 Prozent erforderlich ware, besteht kein Anpassungs-
recht und auch keine Anpassungsverpflichtung. Die
sich mit der Neukalkulation ergebenden Beitragsande-
rungen gelten, wenn ein Treuhander die Voraussetzun-
gen fir eine Beitragsanpassung geprift und bestatigt
hat. Der neu kalkulierte Beitrag darf nicht héher sein als
der Beitrag flr denselben Versicherungsschutz im Neu-
geschaft. Dartiber hinaus darf der bisherige Beitrag um
nicht mehr als 20 Prozent iberstiegen werden.

Die Anpassung tritt jeweils fur Vertrage mit Beginn des
nachsten Versicherungsjahres - ab dem 1. Juli des auf
den Ermittlungszeitraum folgenden Kalenderjahres - in
Kraft. Die Beitragséanderungen werden dem Versiche-
rungsnehmer mit der Rechnungsstellung mitgeteilt. Bei
Beitragserhéhungen kann der Versicherungsnehmer
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach
Eingang der Beitragsrechnung mit Wirkung auf den
Zeitpunkt der Beitragserhdhung in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) kiindigen. Uber das Kiindi-
gungsrecht und die bei der Kiindigung zu beachtenden
Voraussetzungen wird der Versicherungsnehmer in der
Mitteilung Uber die Erhéhung des Beitrages informiert.

Die Bestimmungen der §§ 8 Nr. 2 und 9 Nr. 2, die Haf-
tung des Versicherers (siehe §§ 2, 3 und 10 Nr. 1 und
3) an die Baupreisentwicklung anzupassen, bleiben
hiervon unbertihrt. Die insoweit mafigebliche Baupreis-
entwicklung darf im Rahmen der Anpassung der Beitra-
ge nach dieser Vorschrift nicht berlicksichtigt werden.

Rechte und Pflichten vor und wéhrend der Vertrags-
laufzeit

Was ist bei Vertragsabschluss zu beachten?

Vollstandigkeit und Richtigkeit von Angaben (liber ge-
fahrerhebliche Umstande

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner
Vertragserklarung dem Versicherer alle ihm bekannten
Gefahrumstéande anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) ge-
fragt hat und die fir den Entschluss des Versicherers
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt
zu schlieBen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn
der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner
Vertragserklarung, aber vor der Vertragsannahme Fra-
gen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und
die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die
Arglist des Versicherungsnehmers zu bertcksichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die
Anzeigepflicht nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig ver-
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter
noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit zur Last fallt.

Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
a) Rucktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 Absatz 1, kann der Versicherer vom
Vertrag zuricktreten. Im Fall des Rucktritts besteht
auch fir die Vergangenheit kein Versicherungs-
schutz.

Der Versicherer hat jedoch kein Rucktrittsrecht, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die un-
richtigen oder unvollstdndigen Angaben weder vor-
satzlich noch grob fahrlassig gemacht hat.



Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob
fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstande zu gleichen oder
anderen Bedingungen geschlossen hatte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zuriick, darf er den Versicherungsschutz nicht
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollstdndig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder fir den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalls noch fir die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistungspflicht ursachlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die An-
zeigepflicht arglistig verletzt hat.

b) Kiindigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 Absatz 1 einfach fahrlassig oder
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kiindigen.

Das Kundigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstande zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen geschlossen hatte.

c) Vertragsanderung

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
Nr. 1 Absatz 1 nicht vorsatzlich verletzt und hatte der
Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-
fahrumsténde den Vertrag auch zu anderen Bedin-
gungen geschlossen, so werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers riickwirkend
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungs-
nehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden
die anderen Bedingungen ab dem laufenden Versi-
cherungsjahr Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch eine Vertragsanderung der Beitrag
um mehr als 10 Prozent oder schlie3t der Versicherer
die Gefahrabsicherung fir den nicht angezeigten
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist
kindigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den
Versicherungsnehmer auf dessen Kindigungsrecht
hinzuweisen.

d) Frist und Form flr die Ausiibung der Rechte des Ver-
sicherers

Die Rechte zur Vertragsanderung, zum Ruicktritt oder
zur Kindigung muss der Versicherer innerhalb eines
Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die
Umstande anzugeben, auf die er seine Erklarung
stutzt. Zur Begrindung kann er nachtraglich weitere
Umstande innerhalb eines Monats nach deren
Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt
mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstande
Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend
gemachte Recht begriinden.

e) Hinweispflicht des Versicherers

Die Rechte zur Vertragsanderung, zum Rucktritt und
zur Kiindigung stehen dem Versicherer nur zu, wenn
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)
auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hin-
gewiesen hat.

f) Ausschluss von Rechten des Versicherers

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zur Ver-
tragsdnderung, zum Rucktritt und zur Kundigung
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kann-
te.

g) Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Tauschung anzufechten, bleibt unberihrt.
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h) Erléschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsanderung,
zum RUcktritt und zur Kindigung erldschen mit Ab-
lauf von funf Jahren nach Vertragsschluss. Diese
Rechte erléschen nicht fur Versicherungsfélle, die vor
Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist betragt
zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder
sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsatzlich oder arg-
listig verletzt hat.

§ 17 Was ist wahrend der Vertragslaufzeit zu beachten?

1.

Begriff der Gefahrerhdhung

Eine Gefahrerhéhung liegt vor, wenn nach Abgabe der
Vertragserklarung des Versicherungsnehmers die tat-
sachlich vorhandenen Umstande so verandert werden,
dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Ver-
groRerung des Schadens oder die ungerechtfertigte In-
anspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher
wird. Eine Gefahrerhéhung nach Satz 1 liegt nicht vor,
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhéht hat oder
nach den Umstanden als mitversichert gelten soll.

Eine Gefahrerh6hung kann insbesondere — aber nicht
nur — vorliegen, wenn

a)sich ein gefahrerheblicher Umstand &ndert, nach
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat;

b)ein Gebaude oder der iberwiegende Teil eines Ge-
baudes nicht bewohnt bzw. im Falle von Nebenge-
bauden nicht genutzt wird;

c)an einem Gebaude Baumafnahmen durchgefiihrt
werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilwei-
se entfernt wird oder die das Gebdude Uberwiegend
unbenutzbar machen;

d)in dem versicherten Gebaude oder dem Uberwiegen-
den Teil eines Gebaudes eine von familiengerechtem
Wohnen abweichende Nutzung vorgenommen wird,
z. B. durch regelmafRig wechselnde Personen wie
Erntehelfer;

e)in dem versicherten Gebaude ein Gewerbebetrieb
aufgenommen oder verandert wird.

Wenn der Versicherungsnehmer nach Abgabe seiner
Vertragserklarung wertsteigernde bauliche MaRnahmen
vornimmt oder das Gebaude unter Denkmalschutz ge-
stellt wird, hat er dies dem Versicherer unverzlglich an-
zuzeigen.

Unterlasst der Versicherungsnehmer schuldhaft die An-
zeige, so wird bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe
§ 4) die Entschadigung gemaR § 11 nur anteilig ersetzt.

Pflichten des Versicherungsnehmers

Nach Abgabe seiner Vertragserklarung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Ver-
sicherers keine Gefahrerh6hung vornehmen oder deren
Vornahme durch einen Dritten gestatten.

Erkennt der Versicherungsnehmer nachtraglich, dass er
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Ge-
fahrerhbhung vorgenommen oder gestattet hat, so
muss er diese dem Versicherer unverzuglich anzeigen.
Eine Gefahrerhéhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklarung unabhangig von seinem Willen eintritt,
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzliglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat.

Kiindigung oder Vertragsanderung durch den Versiche-
rer

a) Kiindigungsrecht

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 3 Absatz 1, kann der Versicherer den
Vertrag fristlos klndigen, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung vorsatzlich oder grob
fahrlassig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vor-
satz oder grober Fahrlassigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlassigkeit,
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kundigen.
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Wird dem Versicherer eine Gefahrerh6hung in den
Fallen nach Nr. 3 Absatz 2 bekannt, kann er den Ver-
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat
kindigen.

b) Vertragsanderung

Statt der Kiindigung kann der Versicherer ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhohung einen seinen Ge-
schaftsgrundsatzen entsprechenden erhohten Bei-
trag verlangen oder die Absicherung der erhdhten
Gefahr ausschlief3en.

Erhoht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerho-
hung um mehr als 10 Prozent oder schlief3t der Ver-
sicherer die Absicherung der erhéhten Gefahr aus,
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kindi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer auf dieses Kindigungsrecht hinzu-
weisen.

Die Rechte des Versicherers zur Kiindigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 4 a und 4 b erléschen, wenn
diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des
Versicherers von der Gefahrerhéhung ausgeulbt werden
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der
Gefahrerh6hung bestanden hat.

Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhéhung

Tritt nach einer Gefahrerhohung der Versicherungsfall
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten
nach Nr. 3 Absatz 1 vorsatzlich verletzt hat. Verletzt der
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlassig,
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem
Verhaltnis zu kurzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlassigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen.

Nach einer Gefahrerhhung nach Nr. 3 Absatz 2 ist der
Versicherer fiir einen Versicherungsfall, der spater als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die
Anzeige dem Versicherer hatte zugegangen sein mus-
sen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer sei-
ne Anzeigepflicht vorsatzlich verletzt hat. Hat der Versi-
cherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlassig verletzt,
so gilt Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leis-
tungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm
die Gefahrerhhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die
Anzeige hatte zugegangen sein mussen, bekannt war.

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Gefahrerh6hung nicht ursachlich fir den Eintritt des
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungs-
pflicht war oder

b)wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist fur die Kiindigung des Versicherers abgelau-
fen und eine Kiindigung nicht erfolgt war oder

c)wenn der Versicherer statt der Kiindigung ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhhung einen seinen Ge-
schaftsgrundsatzen entsprechenden erhdhten Bei-
trag verlangt.

Welche Sicherheitsvorschriften gelten? Welche Ob-
liegenheiten sind im Versicherungsfall einzuhalten?

Sicherheitsvorschriften
Der Versicherungsnehmer hat

a) alle gesetzlichen, behordlichen sowie vertraglich ver-
einbarten Sicherheitsvorschriften zu beachten und fiir
den Fall seiner persénlichen Verhinderung fir eine
ausreichende Stellvertretung Sorge zu tragen;

b)die versicherten Sachen (siehe § 1) in angemesse-
nen Zeitabstanden regelmafig — bei nicht sténdig
bewohnten oder nicht stédndig genutzten Gebauden
(z. B. Wochenend-/Ferienhaus) mindestens alle
14 Tage — zu kontrollieren und stets in ordnungsge-
malem Zustand zu halten. Dies gilt insbesondere fur
Wasser fuhrende Anlagen und Einrichtungen, Dacher
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und auflen angebrachte Sachen. Mangel oder Scha-
den sind unverzuglich zu beseitigen;

c) bei Rohren in unbeheizten oder ungedammten Ge-
baudeteilen sowie bei frostgefahrdeten Anlagen
(z. B. Solarthermieanlagen) flr ausreichenden Frost-
schutz zu sorgen (z. B. Rohrbegleitheizung, Dam-
mung, Frostschutzmittelbefiillung);

d)in der kalten Jahreszeit

entweder alle Gebdude und Gebaudeteile ausrei-
chend zu beheizen und dies mindestens alle 14 Tage
zu kontrollieren oder alle Wasser filhrenden Anlagen
und Einrichtungen am Hausanschluss der Wasser-
versorgung (Hauptabsperreinrichtung) abzusperren,
zu entleeren und entleert zu halten

bzw. nicht stdndig bewohnte oder nicht standig ge-
nutzte Gebaude und Gebdudeteile ausreichend zu
beheizen und alle Wasser flihrenden Anlagen und
Einrichtungen am Hausanschluss der Wasserversor-
gung abzusperren und dies mindestens alle 14 Tage
zu kontrollieren oder alle Wasser fiihrenden Anlagen
und Einrichtungen am Hausanschluss der Wasser-
versorgung abzusperren, zu entleeren und entleert
zu halten;

e)nach einem Extremwetterereignis (z.B. Sturm) das
Gebaude unverziglich zu kontrollieren.

Rechtsfolgen

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsatzlich oder grob
fahrlassig eine dieser Obliegenheiten, die er vor Eintritt
des Versicherungsfalles gegeniiber dem Versicherer zu
erfullen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis er-
langt hat, den Vertrag fristlos kiindigen. Der Versicherer
hat kein Kundigungsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder vor-
satzlich noch grob fahrlassig verletzt hat.

Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falles

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des
Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu erful-
len:

Er hat nach Mdglichkeit fir die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versiche-
rungsnehmer Weisungen des Versicherers, soweit fur
ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen — ggf.
auch mindlich oder telefonisch — einzuholen, wenn die
Umstande dies gestatten. Erteilen mehrere an dem
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer
nach pflichtgemalRem Ermessen zu handeln.

Der Versicherungsnehmer hat

a)dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzuglich — ggf.
auch mundlich oder telefonisch — anzuzeigen;

b) Schaden durch strafbare Handlungen gegen das Ei-
gentum unverzlglich der Polizei anzuzeigen;

c)dem Versicherer und der Polizei unverziglich ein
Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstorten
oder beschadigten Sachen einzureichen;

d)das Schadenbild so lange unverandert zu lassen, bis
die Schadenstelle oder die beschadigten Sachen
durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind
Veranderungen unumganglich, sind das Schadenbild
nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos)
und die beschadigten Sachen bis zu einer Besichti-
gung durch den Versicherer aufzubewahren;

e)soweit moglich dem Versicherer unverziiglich jede
Auskunft in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)
zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungs-
falles oder des Umfanges der Leistungspflicht des
Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung
Uber Ursache und Héhe des Schadens und uber den
Umfang der Entschadigungspflicht zu gestatten;

f) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen,
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet wer-
den kann.
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§ 20

g) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des
Versicherers einem anderen als dem Versicherungs-
nehmer zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach
Nr. 3 ebenfalls zu erfiillen — soweit ihm dies nach den
tatsachlichen und rechtlichen Umstanden maéglich ist.

Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
nach Nr. 1 oder 3 vorsatzlich, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlassiger
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhaltnis zu kirzen, das
der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entspricht.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf-
klarungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann voll-
standig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechts-
folge hingewiesen hat.

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrldssig verletzt hat. Dies gilt
auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Verletzung der Obliegenheit weder fir den Eintritt
oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch fur
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursachlich war. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglis-
tig verletzt hat.

In welchen Fillen entféllt die Entschadigungs-
pflicht?

Fahrt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall
vorsatzlich herbei, so ist der Versicherer von der Ent-
schadigungspflicht frei.

Ist die Herbeifihrung des Schadens durch rechtskrafti-
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Ver-
sicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsatzliche
Herbeiflihrung des Schadens als bewiesen.

Fihrt der Versicherungsnehmer den Schaden grob
fahrlassig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, sei-
ne Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhéltnis
zu kirzen.

Der Versicherer ist von der Entschadigungspflicht frei,
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglis-
tig Uber Tatsachen, die fir den Grund oder die Hoéhe
der Entschadigung von Bedeutung sind, tauscht oder
zu tauschen versucht. Ist die Tauschung oder der Tau-
schungsversuch durch rechtskraftiges Strafurteil gegen
den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be-
trugsversuches festgestellt, so gelten die Vorausset-
zungen des Satzes 1 als bewiesen.

Was gilt, wenn die Hohe des Schadens in einem
Sachverstiandigenverfahren ermittelt werden soll?

Versicherungsnehmer und Versicherer kénnen nach
Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4) vereinbaren,
dass die Hohe des Schadens durch Sachverstandige
festgestellt wird. Das Sachverstéandigenverfahren kann
durch Vereinbarung auf weitere Feststellungen zum
Versicherungsfall ausgedehnt werden. Der Versiche-
rungsnehmer kann ein Sachverstandigenverfahren
auch durch einseitige Erklarung gegenuber dem Versi-
cherer verlangen.

Fir das Sachverstandigenverfahren gilt

a)Jede Partei benennt in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) einen Sachverstéandigen und kann
dann die andere unter Angabe des von ihr benannten
Sachverstandigen in Textform auffordern, den zwei-
ten Sachverstandigen zu benennen. Wird der zweite
Sachversténdige nicht innerhalb von zwei Wochen
nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn
die auffordernde Partei durch das fir den Schadenort
zustéandige Amtsgericht ernennen lassen. In der Auf-
forderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.
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b)Beide Sachverstandige benennen in Textform (z. B.
E-Mail, Telefax oder Brief) vor Aufnahme ihrer Fest-
stellungen einen dritten Sachverstandigen als Ob-
mann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf
Antrag einer Partei durch das fur den Schadenort zu-
stadndige Amtsgericht ernannt.

c) Der Versicherer darf als Sachverstéandigen keine
Person benennen, die Mitbewerber des Versiche-
rungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Ge-
schaftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei
Mitbewerbern oder Geschéftspartnern angestellt ist
oder mit ihnen in einem &hnlichen Verhaltnis steht.

Dies gilt entsprechend fiir die Benennung eines Ob-
mannes durch die Sachverstandigen.

Die Feststellungen der Sachverstandigen mussen ent-
halten

a)ein Verzeichnis der zerstorten, beschadigten und ab-
handen gekommenen versicherten Sachen (siehe
§1) sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in
Frage kommenden Versicherungswerte (siehe § 8)
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles (siehe § 4);

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskos-
ten gemaR § 10 Nr. 1 aund b;

c) alle sonstigen gemaR § 10 mafRgebenden Tatsachen,
insbesondere die Restwerte der von dem Schaden
betroffenen Sachen;

d)die nach § 2 versicherten Kosten sowie der nach § 3
versicherte Mietausfall bzw. Mietwert.

Der Sachverstandige Ubermittelt seine Feststellungen
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellun-
gen der Sachverstandigen voneinander ab, so Ubergibt
der Versicherer sie unverzlglich dem Obmann. Dieser
entscheidet Uber die streitig gebliebenen Punkte inner-
halb der durch die Feststellungen der Sachverstandigen
gezogenen Grenzen und Ubermittelt seine Entschei-
dung beiden Parteien gleichzeitig.

Jede Partei tragt die Kosten ihres Sachverstandigen.
Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur
Halfte.

Die Feststellungen der Sachverstdndigen oder des
Obmannes sind fir den Versicherer und den Versiche-
rungsnehmer verbindlich, wenn nicht nachgewiesen
wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage er-
heblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Fest-
stellungen berechnet der Versicherer die Entschadi-
gung.

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn
die Sachverstandigen die Feststellung nicht treffen
kénnen oder wollen oder sie verzégern.

Durch das Sachverstandigenverfahren werden die Ob-
liegenheiten des Versicherungsnehmers gemaR § 18
Nr. 3 nicht berthrt.

Was gilt nach Eintritt des Versicherungsfalles?
Kindigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kindi-
gen. Die Kindigung ist in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) zu erklaren. Die Kindigung ist nur bis
zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Ver-
handlungen uber die Entschadigung zulassig.

Kundigung durch Versicherungsnehmer

Kindigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kindi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass
die Kiindigung zu einem spateren Zeitpunkt, spatestens
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres,
wirksam wird.

Kundigung durch Versicherer

Eine Kindigung des Versicherers wird einen Monat
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.



§ 22

§23

§24

Was gilt bei einem Ubergang von Ersatzansprii-
chen?

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den
Versicherer uber, soweit der Versicherer den Schaden
ersetzt. Der Ubergang kann nicht zum Nachteil des
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Rich-
tet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens
in hauslicher Gemeinschaft lebt, kann der Ubergang
nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Per-
son hat den Schaden vorsatzlich verursacht.

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Frist-
vorschriften zu wahren und nach Ubergang des Ersatz-
anspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchset-
zung durch den Versicherer, soweit erforderlich, mitzu-
wirken.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit
vorsatzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit
nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz
von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahr-
lassigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhaltnis zu kirzen; die Beweislast fir das
Nichtvorliegen einer groben Fahrldssigkeit tragt der
Versicherungsnehmer.

Inwieweit miissen Sie sich Kenntnis und Verhalten
dritter Personen zurechnen lassen?

Besteht der Vertrag mit mehreren Versicherungsneh-
mern, so muss sich jeder Versicherungsnehmer Kennt-
nis und Verhalten der ubrigen Versicherungsnehmer
zurechnen lassen.

Ferner muss sich der Versicherungsnehmer Kenntnis
und Verhalten seiner Reprasentanten zurechnen las-
sen.

Wie sind die Rechte und Pflichten geregelt, wenn
der Versicherungsnehmer nicht auch der Versicher-
te ist?

Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen fiir das Interesse eines Dritten
(Versicherten) schlieRen. Die Auslibung der Rechte aus
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch
dann, wenn der Versicherte den Versicherungsschein
besitzt.

Zahlung der Entschadigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschadigung
an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen,
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat.
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschadigung
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers ver-
langen.

Kenntnis und Verhalten

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche-
rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei
der Versicherung fir fremde Rechnung auch die Kennt-
nis und das Verhalten des Versicherten zu beriicksich-
tigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versiche-
rungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss
sich der Versicherungsnehmer fiir sein Interesse das
Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zu-
rechnen lassen, wenn der Versicherte Reprasentant
des Versicherungsnehmers ist.

Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an,
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung
des Versicherungsnehmers nicht méglich oder nicht
zumutbar war.

Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne
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§26

Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht daruber informiert hat.

Wie ist die Regelung bei Wohnungseigentiimerge-
meinschaften?

Ist bei Vertrdgen mit einer Gemeinschaft von Woh-
nungseigentimern der Versicherer wegen des Verhal-
tens einzelner Wohnungseigentimer ganz oder teilwei-
se leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenuber den
Ubrigen Wohnungseigentimern wegen deren Son-
dereigentums sowie deren Miteigentumsanteilen nicht
berufen.

Der Wohnungseigentiimer, in dessen Person der Ver-
wirkungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf
entfallenen Aufwendungen zu ersetzen.

Die Ubrigen Wohnungseigentimer kdnnen verlangen,
dass der Versicherer sie auch insoweit entschadigt, als
er gegeniber einzelnen Miteigentimern leistungsfrei
ist, sofern diese zusatzliche Entschadigung zur Wieder-
herstellung des gemeinschaftlichen Eigentums verwen-
det wird.

Der Wohnungseigentiimer, in dessen Person der Ver-
wirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer
diese Mehraufwendungen zu erstatten.

Fir die Gebaudeversicherung bei Teileigentum gelten
Nr. 1 und 2 entsprechend.

Was gilt bei VerauBerung der versicherten Sachen?
Ubergang der Versicherung

Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer
verauflert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsiber-
gangs (bei Immobilien: Datum der Umschreibung im
Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber in die wah-
rend der Dauer seines Eigentums aus dem Versiche-
rungsvertrag sich ergebenden Rechte und Pflichten des
Versicherungsnehmers ein.

Die Versicherung geht auch Uber, wenn die versicherte
Sache im Wege der Zwangsversteigerung erworben
wird.

Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis er-
langt.

Kindigung

Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegen-
Uber den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax
oder Brief) zu kindigen. Dieses Kindigungsrecht er-
lischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der VerduRerung aus-
geubt wird.

Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag
mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss des lau-
fenden Versicherungsjahres in Textform zu kiindigen.
Das Kundigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung inner-
halb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausge-
Ubt wird.

Beitrag

Der VerauBerer und der Erwerber haften fur den Bei-
trag als Gesamtschuldner, wenn der Ubergang auf den
Erwerber wahrend eines laufenden Versicherungsjah-
res erfolgt. Wenn der Versicherungsvertrag gekundigt
wird, haftet der VerauRerer allein fir die Zahlung des
Beitrags.

Anzeigepflichten

Die VerauBerung ist dem Versicherer vom VeraulRerer
oder Erwerber unverziiglich in Textform (z. B. E-Mail,
Telefax oder Brief) anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall spater als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hatte zu-
gehen mussen. Der Versicherer muss hierzu nachwei-
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sen, dass er den mit dem VeraulRerer bestehenden Ver-
trag mit dem Erwerber nicht geschlossen hatte.

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn
ihm die VeraufRerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu
dem ihm die Anzeige hatte zugehen missen. Der Ver-
sicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, wenn
zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls die Frist
fur seine Kiindigung abgelaufen war und er nicht ge-
kiindigt hat.

Was gilt im Falle einer Mehrfachversicherung?
Anzeigepflicht

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versi-
cherer die andere Versicherung unverzuglich mitzutei-
len. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und
der Vertragsumfang anzugeben.

Rechtsfolgen bei Verletzung der Anzeigepflicht

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
nach Nr. 1 vorsatzlich oder grob fahrlassig, ist der Ver-
sicherer unter den in § 18 Nr. 2 und 4 beschriebenen
Voraussetzungen zur Kindigung berechtigt oder auch
ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung
erlangt hat.

Haftung und Entschadigung bei Mehrfachversicherung

Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert und Ubersteigt die Summe der
Entschadigungen, die von jedem Versicherer ohne Be-
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wéren, den
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

a) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuld-
ner verpflichtet, dass jeder fir den Betrag aufzu-
kommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Ver-
trage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im
Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstan-
denen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Vertrage bei demselben Versicherer
bestehen.

b) Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsvertrdgen Ent-
schadigung fir denselben Schaden, so ermaRigt sich
der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der
Weise, dass die Entschadigung aus allen Vertragen
insgesamt nicht hoher ist, als wenn das gesamte Ri-
siko nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den ware. Bei Vereinbarung von Entschadigungs-
grenzen ermafigt sich der Anspruch in der Weise,
dass aus allen Vertragen insgesamt keine hohere
Entschadigung zu leisten ist, als wenn das gesamte
Risiko in diesem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den ware.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermdgensvorteil zu verschaffen,
ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nich-
tig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrin-
denden Umstanden Kenntnis erlangt.

Beseitigung der Mehrfachversicherung

Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den
die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kennt-
nis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung ge-
schlossen, kann er verlangen, dass der spater ge-
schlossene Vertrag aufgehoben oder der Versiche-
rungsumfang unter verhaltnismaRiger Minderung des
Beitrags auf den Umfang herabgesetzt wird, der durch
die frihere Versicherung nicht gedeckt ist. Die Aufhe-
bung des Vertrages oder die Herabsetzung des Versi-
cherungsumfangs und Anpassung des Beitrags werden
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklarung dem
Versicherer zugeht.

Die Regelungen nach Nr. 4 sind auch anzuwenden,
wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden
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ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungs-
vertrage der Versicherungswert gesunken ist. Sind in
diesem Fall die mehreren Versicherungsvertrage
gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer ge-
schlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur
die verhaltnismallige Herabsetzung der Versicherungs-
umfange und der Beitrage verlangen.

Sonstige Bestimmungen

Welche Form gilt fiir Anzeigen und Erklarungen?
Form, zustandige Stelle

Die fur den Versicherer bestimmten Erklarungen und
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und
die unmittelbar gegeniiber dem Versicherer erfolgen,
sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzu-
geben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder
in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

Erklarungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachtragen als zusténdig be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Re-
gelungen Uber den Zugang von Erklarungen und An-
zeigen bleiben bestehen.

Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensanderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, gentgt fur
eine Willenserklarung, die dem Versicherungsnehmer
gegenuber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklarung gilt drei Tage nach der
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend fiir den Fall einer dem Versicherer nicht an-
gezeigten Namensanderung des Versicherungsneh-
mers.

Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen,
findet bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung Nr. 2 entsprechend Anwendung.

Welche Vollmachten hat der Versicherungsvermitt-
ler?

Erklarungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmachtigt, vom
Versicherungsnehmer abgegebene Erklarungen entge-
genzunehmen betreffend

a)den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrages;

b)ein bestehendes Versicherungsverhaltnis einschlieR-
lich dessen Beendigung;

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss
des Vertrages und wahrend des Versicherungsver-
haltnisses.

Erklarungen des Versicherers

Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmachtigt, vom
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder
deren Nachtrage dem Versicherungsnehmer zu Uber-
mitteln.

Zahlungen an den Versicherungsvermittler

Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmachtigt, Zah-
lungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammen-
hang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines
Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine
Beschrankung dieser Vollmacht muss der Versiche-
rungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die
Beschrankung bei der Vornahme der Zahlung kannte
oder in Folge grober Fahrlassigkeit nicht kannte.



§ 30 Wann verjahren Anspriiche?

§ 31

Die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag verjah-
ren in drei Jahren. Die Verjahrung beginnt mit dem
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden
ist und der Glaubiger von den Anspruch begriindenden
Umsténden und der Person des Schuldners Kenntnis
erlangt. Die grob fahrldssige Unkenntnis steht der
Kenntnis gleich.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei
dem Versicherer angemeldet worden, zahlt bei der
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung
und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder
Brief) mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim
Anspruchsteller nicht mit.

Im Ubrigen richtet sich die Verjahrung nach den allge-
meinen Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuchs.

Was gilt bei Meinungsverschiedenheiten?

Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Ver-
sicherungsnehmer und dem Versicherer auf, kann sich
der Versicherungsnehmer jederzeit an die Beschwer-
destelle des Versicherers wenden:

beschwerde@vgh.de
oder online Gber www.vgh.de/beschwerde

AuRerdem stehen dem Versicherungsnehmer insbe-
sondere folgende weitere Beschwerdemdglichkeiten zu:

Versicherungsombudsmann

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen
Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in
verbraucherahnlicher Lage befindet, gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten
kann sich der Versicherungsnehmer an den Ombuds-
mann fir Versicherungen wenden.

Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632,
10006 Berlin,

Telefon: 0800 3696000,

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de,
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann flr Versicherungen ist eine unab-
hangige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.
Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen.

Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B.
Uber eine Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen
haben, kénnen sich mit ihrer Beschwerde auch online
an die Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/
wenden. Ihre Beschwerde wird dann Uber diese Platt-
form an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

Versicherungsaufsicht

Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des
Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungsver-
schiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auftreten,
kann er sich auch an die Bundesanstalt fiir Finanz-
dienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer unter-
liegt der Aufsicht der Bundesanstalt fur Finanzdienst-
leistungsaufsicht.

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin), Sektor Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer
Stralle 108, 53117 Bonn,

Telefon: 0800 2 100 500

E-Mail: poststelle@bafin.de

Internet: https://www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann
einzelne Streitfalle nicht verbindlich entscheiden.

Rechtsweg

Es besteht zudem die Méglichkeit, den Rechtsweg zu
beschreiten.
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§ 32
1.

§ 33

§34

§35

Welches Gericht ist zustiandig?
Klagen gegen den Versicherer

Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fiir den
Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zustandig, in dessen Bezirk
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen
gewohnlichen Aufenthalt hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewdhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind
die Gerichte des Staates zusténdig, in dem der Versi-
cherer seinen Sitz hat.

Klagen gegen Versicherungsnehmer

Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers;
fehlt ein solcher, nach seinem gewdhnlichen Aufenthalt.

Ist der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich
die gerichtliche Zustandigkeit fur Klagen aus dem Ver-
sicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fiir den
Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

Welches Recht gilt?
Fir diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Welche Bestimmungen gelten zusatzlich?

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abwei-
chendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten sowie die Satzung des Versicherers.

Embargobestimmung

Es besteht — unbeschadet der (brigen Vertragsbestim-
mungen — Versicherungsschutz nur, soweit und solan-
ge dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwend-
baren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen
bzw. Embargos der Europaischen Union oder der Bun-
desrepublik Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch fur Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von
Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Eu-
ropaischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland
entgegenstehen.
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4 Ergadnzungen des Versicherungsumfangs

giiltig, sofern im Versicherungsschein genannt

Die Erganzungen des Versicherungsumfangs gelten nur fir
Gebaude, die zum Gleitenden Neuwert (siehe § 8 VGB) ver-
sichert sind. Sie erweitern die Allgemeinen Wohngebaude-
Versicherungsbedingungen (VGB). Soweit Ergdnzungen des
Versicherungsumfangs mit einer Entschadigungsgrenze ver-
sehen sind, wird diese je Versicherungsfall und betroffener
Gebaudeposition gesondert berechnet, soweit sich der
Schaden einer Position zuordnen lasst.

Die vereinbarte Selbstbeteiligung (siehe § 12 VGB in Verbin-
dung mit dem Versicherungsschein) gilt auch fir die Ergan-
zungen des Versicherungsumfangs, sofern nicht in den ein-
zelnen Bestimmungen oder im Versicherungsschein Abwei-
chendes geregelt ist.

Versicherungsnehmer und Versicherer kdnnen unter Einhal-
tung einer Frist von 3 Monaten eine oder mehrere der ver-
einbarten Ergdnzungen des Versicherungsumfangs durch
Erklarung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) kin-
digen. Der Versicherungsnehmer kann bestimmen, dass sei-
ne Kindigung erst zum Schluss des laufenden Versiche-
rungsjahres wirksam wird.

Macht der Versicherer von seinem Kiindigungsrecht Ge-
brauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Erklarung des Versi-
cherers zum gleichen Zeitpunkt kiindigen.

4.1 Mut- und boéswillige Beschadigungen versicherter
Sachen sowie Graffitischdden an AuBenfassaden

1. In Erweiterung von § 4 Nr. 1 VGB ersetzt der Versiche-
rer auch die Kosten fir die Beseitigung von mut- und
boswilligen Beschadigungen an versicherten Sachen
auf dem Versicherungsgrundstuck. Der Versicherer
leistet auch Entschadigung fiir die Beseitigung von mut-
oder boswillig mit Farben oder Lacken aufgebrachten
Malereien (Graffiti) an den AuBenfassaden versicherter
Gebaude durch unbefugte Dritte.

2. Nicht versichert sind
a) Wertminderungen;

b) Schaden an leerstehenden Gebauden, sowie an Ge-
bauden, die fur einen langeren Zeitraum als 6 Mona-
te zu mindestens 50 % leerstehend sind, es sei denn
der Leerstand beruht auf Modernisierungsmafnah-
men.

Bei Graffitischdden aulRerdem

c) Kosten fiir die Erneuerung oder Anpassung von An-
strich, Malereien, Schriften, Verzierungen oder Ver-
kleidungen der AuRRenfassade;

d)Bearbeitungs- und Folgeschaden durch den Reini-
gungsvorgang.
3.  In Erweiterung von § 18 Nr. 3 VGB hat der Versiche-

rungsnehmer bei Eintritt eines Versicherungsfalles un-
verzuglich aufgebrachte Graffiti zu beseitigen.

4.  Der als entschadigungspflichtig errechnete Betrag wird
je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um eine Selbstbe-
teiligung in H6he von 250 EUR gekiirzt.

5. Die Entschadigung einschlieRlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall begrenzt auf 5.000 EUR.
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4.2 Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren

1. Versichert sind Frost- und sonstige Bruchschaden an
Ableitungsrohren der Wasserversorgung, die sich un-
terhalb des Gebaudes zwischen den Fundamenten be-
finden, soweit diese Rohre der Entsorgung von gegen
Leitungswasser-, Rohrbruch- und Frostschaden versi-
cherten Gebauden oder Anlagen dienen.

2. Nr. 1 gilt nicht fur Rohre, die ausschlieRlich gewerbli-
chen Zwecken dienen.

3.  Kein Versicherungsschutz besteht, wenn Rohrstlicke
ihre Lage verandert haben (Muffenversatz) oder Dich-
tungen undicht geworden sind.

4.  Die Entschadigung einschlieRlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (sieche §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR. Eine andere Entschadigungsgrenze kann
vereinbart werden.

Elementarschaden

4.3 Versicherte Gefahren und Schiaden

Der Versicherer leistet Entschadigung fir versicherte
Sachen, die durch die unmittelbare Einwirkung von

a) Uberschwemmung (Nr. 2)
b) Rickstau (Nr. 3)

c) Erdbeben (Nr. 4)

d) Erdfall (Nr. 5)

e) Erdrutsch (Nr. 6)

f) Schneedruck (Nr. 7)

g) Lawinen (Nr. 8)

h) Vulkanausbruch (Nr. 9)

zerstort oder beschadigt werden oder infolge eines sol-
chen Ereignisses abhanden kommen.

2. Uberschwemmung ist eine Uberflutung der das Ge-
bdude unmittelbar umgebenden Gelandeoberflache,
verursacht durch Ausuferung von oberirdischen (ste-
henden oder flieRenden) Binnengewassern.

3. Riickstau liegt vor, wenn Wasser aus der o6ffentlichen
Kanalisation durch Ausuferung von oberirdischen (ste-
henden oder flieRenden) Binnengewassern bestim-
mungswidrig aus dem Rohrsystem des versicherten
Gebaudes oder dessen zugehdorigen Einrichtungen aus-
tritt.

4. Erdbeben ist eine naturbedingte Erschitterung des
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgange im
Erdinneren ausgeltst wird. Erdbeben wird unterstellt,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass

a)die naturbedingte Erschitterung des Erdbodens in
der Umgebung des Versicherungsortes Schaden an
Gebauden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso
widerstandsfahigen anderen Sachen angerichtet hat
oder

b)der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes
des Gebaudes nur durch ein Erdbeben entstanden
sein kann.



10.

11.

12.

13.

Erdfall ist ein naturbedingter Einsturz des Erdbodens
Uber naturlichen Hohlrdumen.

Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abgleiten oder Ab-
stlirzen von Gesteins- oder Erdmassen.

Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von
Schnee- oder Eismassen. Mitversichert sind Schaden
durch Dachlawinen.

Lawinen sind an Berghangen niedergehende Schnee-
oder Eismassen.

Vulkanausbruch ist eine plétzliche Druckentladung
beim AufreiRen der Erdkruste, verbunden mit Lavaer-
gussen, Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sons-
tigen Materialien und Gasen.

Nicht versichert sind

a)ohne Rucksicht auf mitwirkende Ursachen Schaden
durch Grund- und Bodenwasser, Sturmflut oder
dadurch verursachte Ausuferungen von Gewassern,
wenn diese wahrend der Sturmflut nicht in Gblicher
Weise abflieRen kdnnen (Gewasserrlickstau wahrend
einer Sturmflut);

b) Schaden an versicherten Gebauden bzw. an versi-
cherten Sachen in oder an versicherten Geb&uden
(siehe § 1 VGB), solange diese noch nicht bezugsfer-
tig oder wegen Umbauarbeiten fiir ihren Zweck nicht
benutzbar sind.

Besondere Sicherheitsvorschrift

Der Versicherungsnehmer hat von sich aus alle not-
wendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen Ele-
mentarschaden zu treffen. Insbesondere sind zur Ver-
meidung von Uberschwemmungsschaden Wasser fiih-
rende Anlagen auf dem Versicherungsgrundstiick (z. B.
Graben) freizuhalten.

Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4
VGB.

Wartezeit

Der Versicherungsschutz fiir Schaden durch Uber-
schwemmung und Rickstau beginnt mit dem Ablauf
von vierzehn Tagen nach Versicherungsbeginn (Warte-
zeit).

Diese Regelung entfallt, wenn

a) Versicherungsschutz gegen Uberschwemmung und
Rickstau Uber einen anderen Vertrag bestanden hat
und der Versicherungsschutz ohne zeitliche Unter-
brechung durch den vorliegenden Vertrag fortgesetzt
wird oder

b) zwischen der Antragstellung und dem zukinftigen
Versicherungsbeginn mehr als vierzehn Tage liegen.

Selbstbeteiligung

Der als entschadigungspflichtig errechnete Betrag wird
je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte
Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 500 EUR ge-
kirzt.
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4.4 Allgefahrendeckung fiir Photovoltaikanlagen

Versicherte Sachen

Abweichend von § 1 Nr. 5 ¢ VGB gelten auch die auf
dem Hausdach befestigten sowie in den Baukdrper in-
tegrierten, betriebsfertigen Photovoltaikanlagen der im
Versicherungsvertrag genannten Gebaude einschlief3-
lich der zugehdrigen Installationen bis zu einer Leistung
von 30 kWp als versicherte Sache gemaR § 1 VGB.

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter
Erprobung und - soweit vorgesehen - nach beendetem
Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist
oder sich in Betrieb befindet. Eine spatere Unterbre-
chung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versiche-
rungsschutz nicht. Dies gilt auch wahrend einer De-
oder Remontage sowie wahrend eines Transportes der
Sache innerhalb des Versicherungsortes. Zur Photovol-
taikanlage gehoren insbesondere Solarmodule, Monta-
gerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und
Regeltechnik, Wechselrichter, Akkumulatoren und Ver-
kabelung.

Nicht versichert sind Anlagen und Geréte, die nicht dem
direkten Betrieb der Photovoltaikanlage dienen, z. B.
mobile Steuer- und Anzeigegerate.

Versicherte Gefahren und Schaden

In Erweiterung von § 4 VGB leistet der Versicherer
auch Entschadigung fur

a) Sachschaden

bei unvorhergesehen eintretenden Beschadigungen
oder Zerstérungen von versicherten Sachen (siehe
Nr. 1) und bei Abhandenkommen dieser Sachen
durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Plin-
derung.

Unvorhergesehen sind Schaden, die der Versiche-
rungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat
noch hétte vorhersehen kénnen. Insbesondere wird
Entschadigung geleistet fur Sachschaden durch

i) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vor-
satz Dritter;

ii) Konstruktions-, Material- oder Ausfiihrungsfehler;
iii) Kurzschluss, Uberstrom oder Uberspannung;

iv) Schwelen, Glimmen, Sengen, Glihen;

v) Wasser, Feuchtigkeit;

vi) Frost, Schneedruck;

vii) Tiere, z.B. Marderbiss;

b) Ertragsausfall

wenn der Betrieb einer versicherten Photovoltaikan-
lage infolge eines versicherten Schadens an einer
versicherten Sache (siehe Nr. 1) unterbrochen oder
beeintrachtigt wird (entgangene Einspeisevergiitung).
Der Ertragsausfall wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt,
in dem die versicherte Photovoltaikanlage wieder be-
triebsfertig ist, hochstens jedoch fir 12 Monate seit
dem Eintritt des Versicherungsfalles. Der Ertragsaus-
fall wird nach der Einspeisevergiitung des mit dem
Vertragspartner vereinbarten Liefervertrages auf Ta-
gesbasis berechnet. Bemessungsgrundlage ist die
durchschnittliche Tagesenergieleistung der letzten
zwei Jahre vor Schadeneintritt.

Sofern und soweit erzeugter Photovoltaikstrom fiir
den Eigenverbrauch genutzt wird und durch den in
Absatz 1 genannten Schaden auf Strom des Ener-
gieversorgers zuriickgegriffen werden muss, werden
fir den in Absatz 1 genannten Zeitraum auch die
Uber den Ertragsausfall hinausgehenden Mehrkosten
fur diesen Fremdstrom ersetzt. Ersetzt wird der tat-
sachlich entstandene Energiemehraufwand. Bemes-
sungsgrundlage ist der durchschnittliche Energiever-
brauch der letzten zwei Jahre vor Schadeneintritt.

Entschadigung fir nicht erzeugten Photovoltaikstrom
wird auch dann geleistet, wenn fiir den Sachschaden
an der Photovoltaikanlage ein Dritter als Lieferant



(Hersteller oder Handler), Werkunternehmer oder aus
Reparaturauftrag gemaf Nr. 3 b viii einzutreten hat.

Nicht versicherte Gefahren und Schaden

a) Kein Versicherungsschutz besteht, solange das Ge-
baude, auf dem sich die Photovoltaikanlage befindet,
wegen Neu- oder Umbauarbeiten nicht bewohnbar
oder im Falle von Nebengeb&uden nicht nutzbar ist
oder aus sonstigen Griinden nicht bewohnt bzw. im
Falle von Nebengebauden nicht genutzt wird. Eine
Nutzungsénderung kann eine Gefahrerhhung ge-
maR § 17 VGB darstellen.

b) Der Versicherer leistet ohne Riicksicht auf mitwirken-
de Ursachen keine Entschadigung fiir Schaden durch

i) Vorsatz des Versicherungsnehmers;

ii) Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen sowie
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive
Substanzen (siehe § 4 Nr. 4 Satz 1 VGB);

iii) Erdbeben (sofern vereinbart, besteht hierfir Ver-
sicherungsschutz im Rahmen der Klausel Nr. 4.3
Elementarschaden);

iv) Sturmflut, nicht naturbedingte Erdsenkung;

v) Mangel, die bei Abschluss der Versicherung be-
reits vorhanden waren und dem Versicherungs-
nehmer bekannt sein mussten;

vi) betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte
vorzeitige Abnutzung oder Alterung; fur Folge-
schaden an weiteren Austauscheinheiten wird je-
doch Entschadigung geleistet. Nr. 3 ¢ bleibt un-
bertihrt;

vii) Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedurftig-
keit dem Versicherungsnehmer bekannt sein
musste; der Versicherer leistet jedoch Entschadi-
gung, wenn der Schaden nicht durch die Repara-
turbedirftigkeit verursacht wurde oder wenn die
Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung
des Versicherers wenigstens behelfsmaRig repa-
riert war;

viii) soweit fur sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller
oder Handler), Werkunternehmer oder aus Repa-
raturauftrag einzutreten hat. Dies gilt nicht fir ei-
nen Ertragsausfall gemafl Nr. 2 b.

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leis-
tet der Versicherer zunachst Entschadigung.
Ergibt sich nach Zahlung der Entschadigung,
dass ein Dritter fur den Schaden eintreten muss
und bestreitet der Dritte dies, so behalt der Versi-
cherungsnehmer zunachst die bereits gezahlte
Entschadigung.

§ 22 VGB - Ubergang von Ersatzanspriichen -
gilt fir diese Falle nicht. Der Versicherungsneh-
mer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach
den Weisungen des Versicherers auergericht-
lich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu
machen.

Die Entschadigung ist zuriickzuzahlen, wenn der
Versicherungsnehmer einer Weisung des Versi-
cherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem
Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet.

c) Entschéadigung fiir elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache (siehe Nr. 1) wird nur
geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich
von aufden auf eine Austauscheinheit (im Reparatur-
fall Ublicherweise auszutauschende Einheit) oder auf
die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist
dieser Beweis nicht zu erbringen, so genilgt die
Uberwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden
auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von au-
Ben zurlckzufuhren ist. Fur Folgeschaden an weite-
ren Austauscheinheiten wird unabhangig davon Ent-
schadigung geleistet.
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Entschadigungsbegrenzung auf den Zeitwert

Erganzend zu § 10 Nr. 8 VGB ist die Entschadigungs-
leistung fir Schaden gemal Nr. 2 a) auf den Zeitwert
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles be-
grenzt, wenn

a)der Zeitwert am Schadentag weniger als 40 % des
Neuwertes betragt;

b)fur die versicherte Sache serienmaRig hergestellte
Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind.

Besondere Obliegenheiten
Der Versicherungsnehmer hat

a)die herstellerseitigen Auflagen wie Aufbauvorschrif-
ten einzuhalten und die versicherten Photovoltaikan-
lagen stets in einem Zustand zu erhalten, der den
anerkannten Regeln der Technik entspricht;

b)monatlich die Funktionsfahigkeit der versicherten
Photovoltaikanlagen zu prifen;

c) die versicherten Photovoltaikanlagen stets im vom
Hersteller empfohlenen Intervall von einem fiir das
jeweilige Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten zu
lassen und hiertiber einen Nachweis zu flihren. Fest-
gestellte Mangel sind unverziiglich zu beseitigen;

d)die vom jeweiligen Hersteller mitgelieferten Datentra-
ger mit Daten und Programmen fiir die versicherten
Photovoltaikanlagen aufzubewahren;

e)zur Feststellung des Ertragsausfalls die Vertragsun-
terlagen uber die Energielieferungen sowie die Ab-
rechnungen der letzten 2 Jahre aufzubewahren.

Bei Verletzung dieser Obliegenheiten gilt § 18 Nr. 2 und
4 VGB.

Selbstbeteiligung

Der als entschadigungspflichtig errechnete Betrag wird
je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte
Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 250 EUR ge-
kirzt.

Entstehen mehrere Schaden, so wird die Selbstbeteili-
gung jeweils einzeln abgezogen.

Entstehen die mehreren Schaden jedoch an derselben
Sache und besteht aulerdem ein Ursachenzusammen-
hang zwischen diesen Schaden, so wird die Selbstbe-
teiligung nur einmal abgezogen.



4.5 Allgefahrendeckung fiir Solarthermie- und Warme-

pumpenanlagen

Versicherte Sachen

Versichert sind folgende betriebsfertige Anlagen der re-
generativen Energieerzeugung:

a)auf dem Haus- oder Garagendach befestigte Solar-
thermieanlagen (Aufdachmontage),

b) Anlagen der oberflachennahen Geothermie,
c) sonstige Warmepumpenanlagen.

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter
Erprobung und - soweit vorgesehen - nach beendetem
Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist
oder sich in Betrieb befindet. Eine spatere Unterbre-
chung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versiche-
rungsschutz nicht. Dies gilt auch wahrend einer De-
oder Remontage sowie wahrend eines Transportes der
Sache innerhalb des Versicherungsortes.

Nicht versichert sind Heizkessel und Heizkérper (auch
FulRboden-, Wand-, Decken- und sonstige Strahlungs-
heizungen) sowie Anlagen und Gerate, die nicht dem
direkten Betrieb der versicherten Anlage dienen, z. B.
mobile Steuer- und Anzeigegerate.

Versicherte Gefahren und Schiaden

In Erweiterung von § 4 VGB leistet der Versicherer
auch Entschadigung flr

a) Sachschaden

bei unvorhergesehen eintretenden Beschadigungen
oder Zerstdrungen von versicherten Sachen (siehe
Nr. 1) und bei Abhandenkommen dieser Sachen
durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Pliin-
derung.

Unvorhergesehen sind Schaden, die der Versiche-
rungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat
noch hatte vorhersehen koénnen. Insbesondere wird
Entschadigung geleistet fiir Sachschaden durch

i) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vor-
satz Dritter;

i) Konstruktions-, Material- oder Ausfihrungsfehler;
i) Kurzschluss, Uberstrom oder Uberspannung;

iv) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitsein-
richtungen;

v) Wasser-, Ol- oder Schmiermittelmangel;
vi) Uber- oder Unterdruck;

vii) Frost, Schneedruck;

viii) Tiere, z.B. Marderbiss;

b) Mehrkosten fir Primarenergien

wenn der Betrieb einer versicherten Solarthermie-,
Geothermie- oder Warmepumpenanlage infolge ei-
nes versicherten Schadens an einer versicherten Sa-
che (siehe Nr. 1) unterbrochen oder beeintrachtigt
wird und dadurch auf andere Energiearten zuriickge-
griffen werden muss. Die Mehrkosten werden bis zu
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die versicherte Anlage
wieder betriebsfertig ist, h6chstens jedoch fiir 12 Mo-
nate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles. Ersetzt
wird der tatsachlich entstandene Energiemehrauf-
wand. Bemessungsgrundlage ist der durchschnittli-
che Energieverbrauch der letzten zwei Jahre vor
Schadeneintritt.

Entschadigung fir den Energiemehraufwand wird
auch dann geleistet, wenn fir den Sachschaden an
der Solarthermie-, Geothermie- oder Warmepum-
penanlage ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder
Handler), Werkunternehmer oder aus Reparaturauf-
trag geman Nr. 3 b x einzutreten hat.
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Nicht versicherte Gefahren und Schaden

a)Kein Versicherungsschutz besteht, solange das Ge-
baude, auf dem sich die Solarthermie-, Geothermie-
oder Warmepumpenanlage befindet, wegen Neu-
oder Umbauarbeiten nicht bewohnbar oder im Falle
von Nebengebauden nicht nutzbar ist oder aus sons-
tigen Griinden nicht bewohnt bzw. im Falle von Ne-
bengebduden nicht genutzt wird. Eine Nutzungsan-
derung kann eine Gefahrerhdhung gemaR § 17 VGB
darstellen.

b) Der Versicherer leistet ohne Rucksicht auf mitwirken-
de Ursachen keine Entschadigung fir Schaden durch

i) Vorsatz des Versicherungsnehmers;

ii) Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen sowie
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive
Substanzen (siehe § 4 Nr. 4 Satz 1 VGB);

iii) Erdbeben (sofern vereinbart, besteht hierfur Ver-
sicherungsschutz im Rahmen der Klausel Nr. 4.3
Elementarschaden);

iv) Sturmflut, nicht naturbedingte Erdsenkung;

v) Mangel, die bei Abschluss der Versicherung be-
reits vorhanden waren und dem Versicherungs-
nehmer bekannt sein mussten;

vi) betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte
vorzeitige Abnutzung oder Alterung; fur Folge-
schaden an weiteren Austauscheinheiten wird je-
doch Entschadigung geleistet. Nr. 3 ¢ bleibt un-
berihrt;

vii) korrosive Angriffe oder Abzehrungen;

viii) ibermaRigen Ansatz von Kesselstein, Schlamm
oder sonstigen Ablagerungen;

ix) Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedirftig-
keit dem Versicherungsnehmer bekannt sein
musste; der Versicherer leistet jedoch Entschadi-
gung, wenn der Schaden nicht durch die Repara-
turbedurftigkeit verursacht wurde oder wenn die
Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung
des Versicherers wenigstens behelfsmaRig repa-
riert war;

x) soweit fur sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller
oder Handler), Werkunternehmer oder aus Repa-
raturauftrag einzutreten hat. Dies gilt nicht fur
Mehrkosten fiir Primarenergien gemal Nr. 2 b.

Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leis-
tet der Versicherer zunachst Entschadigung.
Ergibt sich nach Zahlung der Entschadigung,
dass ein Dritter fir den Schaden eintreten muss
und bestreitet der Dritte dies, so behalt der Versi-
cherungsnehmer zunéachst die bereits gezahlte
Entschéadigung.

§ 22 VGB - Ubergang von Ersatzanspriichen -
gilt fir diese Falle nicht. Der Versicherungsneh-
mer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach
den Weisungen des Versicherers aulergericht-
lich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu
machen.

Die Entschadigung ist zuriickzuzahlen, wenn der
Versicherungsnehmer einer Weisung des Versi-
cherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem
Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet.

c) Entschadigung fur elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache (siehe Nr. 1) wird nur
geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich
von aufen auf eine Austauscheinheit (im Reparatur-
fall Gblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf
die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist
dieser Beweis nicht zu erbringen, so genigt die
Uberwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden
auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von au-
Ren zuriickzufiihren ist. Fir Folgeschaden an weite-
ren Austauscheinheiten wird unabhangig davon Ent-
schadigung geleistet.



Entschadigungsbegrenzung auf den Zeitwert

Ergénzend zu § 10 Nr. 8 VGB ist die Entschadigungs-
leistung fir Schaden gemaR Nr. 2 a) auf den Zeitwert
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles be-
grenzt, wenn

a)der Zeitwert am Schadentag weniger als 40 % des
Neuwertes betragt;

b)fir die versicherte Sache serienmaRig hergestellte
Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind.

Besondere Obliegenheiten
Der Versicherungsnehmer hat

a)die herstellerseitigen Auflagen wie Aufbauvorschrif-
ten einzuhalten und die versicherten Solarthermie-,
Geothermie- sowie sonstigen Warmepumpenanlagen
stets in einem Zustand zu erhalten, der den aner-
kannten Regeln der Technik entspricht;

b) monatlich die Funktionsfahigkeit der versicherten So-
larthermie-, Geothermie- sowie sonstigen Warme-
pumpenanlagen zu priifen;

c)die versicherten Solarthermie-, Geothermie- sowie
sonstigen Warmepumpenanlagen stets im vom Her-
steller empfohlenen Intervall von einem fiir das jewei-
lige Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten zu las-
sen und hierliber einen Nachweis zu fiihren. Festge-
stellte Méangel sind unverzuiglich zu beseitigen;

d)die vom jeweiligen Hersteller mitgelieferten Datentra-
ger mit Daten und Programmen fiir die versicherten
Solarthermie-, Geothermie- sowie sonstigen Warme-
pumpenanlagen aufzubewahren.

Bei Verletzung dieser Obliegenheiten gilt § 18 Nr. 2 und
4 VGB.

Selbstbeteiligung

Der als entschadigungspflichtig errechnete Betrag wird
je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte
Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 250 EUR ge-
klrzt.

Entstehen mehrere Schaden, so wird die Selbstbeteili-
gung jeweils einzeln abgezogen.

Entstehen die mehreren Schaden jedoch an derselben
Sache und besteht aulRerdem ein Ursachenzusammen-
hang zwischen diesen Schaden, so wird die Selbstbe-
teiligung nur einmal abgezogen.
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4.6 Versicherung der Gebdudeverglasung

Versicherte Sachen

a) Versichert sind mit den im Versicherungsschein ge-
nannten Gebauden fest verbundene Auf’en- und In-
nenscheiben und Platten aus Glas und Kunststoff
sowie Platten aus Glaskeramik, Profilbauglaser,
Glasbausteine, Betonglaser, Lichtkuppeln aus Glas
und Kunststoff, Scheiben von Sonnenkollektoren,
Dachverglasungen, Verglasungen von Duschkabinen
sowie Cerankochfelder und Platten aus Glaskeramik
in vom Vermieter eingebrachten Kiichen

i) des gesamten Gebaudes oder

ii) soweit sie zu Rdumen oder Gebaudeteilen geho-
ren, die dem allgemeinen Gebrauch dienen (z. B.
in Treppenhadusern, Gemeinschafts-, Keller- und
Bodenrdumen, von Windfangen und Wetter-
schutzvorbauten).

b)Fir kiinstlerisch bearbeitete Glasscheiben und
-platten ist die Entschadigung auf 3.000 EUR je Ver-
sicherungsfall auf Erstes Risiko begrenzt. Eine hdhe-
re Entschadigungsgrenze kann vereinbart werden.

c) Der Versicherer leistet Ersatz fur Schaden an nicht
aus Glas bestehenden Teilen von Blei-, Messing-
oder Eloxalverglasungen oder von transparentem
Glasmosaik nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichti-
ger Schaden durch Zerbrechen (siehe Nr. 2) an der
zugehdrigen Scheibe vorliegt und entweder beide
Schaden auf derselben Ursache beruhen oder der
Schaden an der Scheibe den anderen Schaden ver-
ursacht hat.

d) Nicht versichert sind Hohlglaser, Beleuchtungskor-
per, sanitére Einrichtungen, Photovoltaikanlagen und
Werbeanlagen sowie Sachen, die bereits bei Antrag-
stellung beschadigt sind oder sich nicht an ihrem be-
stimmungsgemaRen Platz befinden. Schaufenster
sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung versi-
chert.

Versicherte Gefahren und Schaden

a) Der Versicherer leistet Entschadigung fir versicherte
Sachen gemaf Nr. 1, die durch Bruch (Zerbrechen)
zerstort oder beschadigt werden (Versicherungsfall).

b) Ersatz wird geleistet, soweit Entschadigung nicht aus
einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht
werden kann.

c) Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

i) Beschadigung von Oberflachen oder Kanten
(z.B. Schrammen, Muschelausbriiche);

i) Undichtwerden der Randverbindungen von
Mehrscheiben-Isolierverglasungen;

iii) Schaden durch Brand, Blitzschlag, Explosion,
Implosion, Anprall eines Luftfahrzeugs, seiner
Teile oder seiner Ladung, ferner nicht auf Scha-
den durch Ldschen, NiederreiRen oder Ausrau-
men bei diesen Ereignissen;

iv) Schaden an versicherten Sachen (siehe Nr. 1),
solange die versicherten Gebaude (siehe § 1
VGB) noch nicht bezugsfertig oder wegen Um-
bauarbeiten fur ihre Zwecke nicht mehr benutz-
bar sind.

Versicherte Kosten

a) Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles
(siehe Nr. 2 a) notwendigen Kosten zum Zeitpunkt
des Eintritts des Versicherungsfalles

i) fur - auch erfolglose — MalRnahmen, die der Ver-
sicherungsnehmer zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens fiir sachgerecht halten durfte
und die nach objektiver Betrachtung der Umstan-
de verhaltnismaRig waren oder auf Weisung des
Versicherers erfolgten (Schadenabwendungs-
und Schadenminderungskosten). Nicht versichert
sind Aufwendungen fir Leistungen der Feuer-



wehren oder anderer im o6ffentlichen Interesse
zur Hilfeleistung Verpflichteter, wenn diese Leis-
tungen im 6ffentlichen Interesse erbracht werden;

i)y fur das vorlaufige VerschlieRen von Offnungen
(Kosten fir Notverschalungen, Notverglasungen);

iiiy fur das Aufraumen versicherter Sachen (siehe
Nr. 1) sowie fir das Wegraumen und den Ab-
transport von zerstorten oder beschadigten versi-
cherten Sachen zum néchsten Ablagerungsplatz
und fur das Ablagern oder Vernichten (Aufrau-
mungskosten).

b) Versichert sind auch die infolge eines Versicherungs-
falles (siehe Nr. 2 a) notwendigen Aufwendungen flr
Mehrkosten durch behdrdliche Wiederherstellungs-
beschrankungen, die dadurch entstehen, dass versi-
cherte und vom Schaden betroffene Sachen auf-
grund offentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in der-
selben Art und Giite wiederhergestellt oder wieder-
beschafft werden durfen.

Soweit behordliche Anordnungen vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls erteilt wurden oder aufgrund offent-
lich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teil-
weise untersagt war, sind die dadurch entstehenden
Mehrkosten nicht versichert.

c) Der Versicherer ersetzt bis jeweils 3.000 EUR auf
Erstes Risiko auch die infolge eines Versicherungs-
falles (siehe Nr. 2 a) notwendigen Kosten fur

i) zusatzliche Leistungen, um die sich das Liefern
und Montieren von versicherten Sachen (siehe
Nr. 1) durch deren Lage verteuert (z. B. Kran-
oder Gerustkosten);

ii) die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schrif-
ten, Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf
versicherten Sachen (siehe Nr. 1);

iii) das Beseitigen und Wiederanbringen von Sa-
chen, die das Einsetzen von Ersatzscheiben be-
hindern (z. B. Schutzgitter, Schutzstangen, Mar-
kisen usw.);

iv) die Beseitigung von Schaden an Umrahmungen,
Beschlagen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmein-
richtungen;

Eine hohere Entschadigungsgrenze kann vereinbart
werden.
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4.7 Sicherheitspaket

Weiteres Zubehor und Grundstiicksbestandteile

In Erweiterung von § 1 VGB sind weiteres Zubehor so-
wie Grundstlicksbestandteile auf dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Grundstick gemaf folgen-
der abschlieBender Aufzéhlung mitversichert:

Hof- und Gehwegbefestigungen, Terrassen, Zaune,
Sichtschutzwande, Grundstiickseinfriedungen (auch
Hecken), Freisitze (inkl. dauerhaft baulich im Boden
verankerte Dacher), dauerhaft baulich im Boden veran-
kerte Zeltgaragen, Fahrradgaragen, Kleinsttierstélle,
Hundehitten, frei stehende Aulenkamine, AuRenku-
chen, Millboxen, Klingel- und Briefkastenanlagen, We-
ge- und Gartenbeleuchtungen, Teich-, Pool- und
Grundwasserpumpen, Kleinklaranlagen (ausgenommen
Zu- und Ableitungsrohre), elektrische Ladestationen fiir
Kraftfahrzeuge und Elektrofahrrader, Masten und Frei-
leitungen.

Teich-, Pool- und Gartenpumpen missen in der kalten
Jahreszeit frostsicher gelagert werden. Bei Verletzung
dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.

Die Entschadigung einschlieflich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Erhoéhte Entschadigungsgrenze fiir versicherte Kos-
ten

Abweichend von § 2 Nr. 5 VGB erhoht sich die Gesam-
tentschadigungsgrenze fir die gema § 2 Nr. 1 a, 1 b
und 3 VGB versicherten Aufrdumungs- und Abbruch-
kosten, Bewegungs- und Schutzkosten sowie Mehrkos-
ten infolge behdrdlicher Auflagen je Versicherungsfall
(siehe § 4 VGB) und betroffene Gebaudeposition auf
100.000 EUR.

Schadenermittlungskosten

In Erweiterung von § 10 Nr. 3 VGB ubernimmt der Ver-
sicherer bei Wasserschaden an versicherten Gebauden
die durch ihn veranlassten Kosten zur Leckortung auch
dann, wenn kein Versicherungsfall nach § 4 Nr. 1 b
VGB eingetreten ist.

Transport- und Lagerkosten

In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VGB sind die infolge eines
Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) notwendigen Kos-
ten zum Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles
fur Transport und Lagerung von noch verwendungsfa-
higen versicherten Sachen (siehe § 1 VGB) mitversi-
chert, wenn das versicherte Gebaude unbenutzbar
wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Lage-
rung in einem benutzbaren Teil dieses oder eines ande-
ren Gebaudes auf dem Versicherungsgrundstiick (siehe
§ 1 Nr. 1 ¢ VGB) nicht zumutbar ist. Die Kosten fir die
Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem
das Gebaude wieder benutzbar oder eine Lagerung in
einem benutzbaren Teil eines Gebaudes auf dem Ver-
sicherungsgrundstiick wieder zumutbar ist. Entschadi-
gung wird nur geleistet, soweit der Versicherungsneh-
mer die mogliche Wiederbenutzbarkeit nicht schuldhaft
verzogert.

Datenrettungskosten

In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer die
Kosten fur die technische Wiederherstellung - nicht der
Wiederbeschaffung - von elektronisch gespeicherten,
ausschlieBlich fir die private Nutzung bestimmte Daten
(maschinenlesbare Informationen) und Programme.

Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme
durch eine ersatzpflichtige Substanzbeschadigung an
dem Datentrager, auf dem sie gespeichert waren, verlo-
ren gegangen, beschadigt oder nicht mehr verfligbar



sind. Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten
technischen Wiederherstellung.

Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskos-
ten fur Daten und Programme, die strafrechtlich rele-
vanten Inhalts sind oder zu deren Nutzung der Versi-
cherungsnehmer nicht berechtigt ist (z. B. sogenannte
Raubkopien) sowie flir Programme und Daten, die der
Versicherungsnehmer auf einem anderen Medium
(z. B. Ricksicherungs- oder Installationsmedium) vor-
halt. Der Versicherer leistet ferner keine Entschadigung
fur die Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
5.000 EUR.

Verzicht auf Einwand der groben Fahrlassigkeit

Abweichend von § 19 Nr. 1 Abs. 3 VGB verzichtet der
Versicherer bei grob fahrlassiger Herbeifiihrung des
Versicherungsfalles auf eine Kirzung des Entschadi-
gungsbetrages bis zu einer Hohe von 10.000 EUR.
Darlber hinaus gehende Betrage werden in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhéltnis gekurzt. Der Verzicht gilt
nicht bei Verletzung der Sicherheitsvorschriften oder
anderer Obliegenheiten.

Vorsorgeversicherung fiir An-, Um- und Ausbauten

Wenn sich durch wertsteigernde bauliche MaRnahmen
innerhalb des Versicherungsjahres (sieche § 14 Nr. 1
VGB) der Wert der versicherten Gebaude erhdht, be-
steht bis zum Schluss des laufenden Versicherungsjah-
res auch insoweit Versicherungsschutz. Danach wer-
den die Werterh6hungen nur bertcksichtigt, soweit der
Versicherungsnehmer die Anderungen dem Versicherer
angezeigt hat (siehe § 17 Nr. 2 VGB).

Feuer

Im Rahmen des Sicherheitspaketes gelten Nr. 8 bis Nr. 16
nur vereinbart, wenn auch Versicherungsschutz gegen Feu-
erschaden besteht (siehe Versicherungsschein).

10.

Uberspannungsschiden durch Blitz

Abweichend von § 5 Nr. 4 ¢ VGB sind Uberspannungs-,
Uberstrom- und Kurzschlussschaden durch Blitz an
elektrischen Einrichtungen und Geraten mitversichert.
Die Entschadigung ist je Versicherungsfall (sieche § 4
VGB) begrenzt auf den Versicherungswert des versi-
cherten Gebaudes (siehe § 8 VGB).

Feuer-Nutzwarmeschaden

Abweichend von § 5 Nr. 4 a VGB werden auch Scha-
den durch Brand ersetzt, die an versicherten Sachen
(siehe § 1 VGB) dadurch entstehen, dass sie einem
Nutzfeuer oder der Warme zur Bearbeitung oder zu
sonstigen Zwecken ausgesetzt sind. Dies gilt auch fiir
Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder War-
me erzeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird.

Fahrzeuganprall

a)In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch
versicherte Sachen gemaR § 1 Nr. 1 bis 3 VGB ent-
schadigt, die durch Anprall von Fahrzeugen, ihrer
Teile oder Ladung zerstort oder beschadigt werden
oder infolgedessen abhanden kommen.

b) Anprall von Fahrzeugen ist jede unmittelbare Zersto-
rung oder Beschadigung versicherter Sachen durch
die Beruhrung von Fahrzeugen, ihrer Teile oder ihrer
Ladung.

c) Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten
(siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3
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1.

12.

13.

14.

15.

16.

VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) be-
grenzt auf 10.000 EUR.

d) Nicht versichert sind Schaden an sonstigem Zubehor
und weiteren Grundstiicksbestandteilen sowie Scha-
den, die durch Fahrzeuge entstehen, die vom Versi-
cherungsnehmer oder von einer mit ihm in hauslicher
Gemeinschaft lebenden Person betrieben werden.

Gartnerische Anlagen

Versichert sind Schaden an gartnerischen Anlagen auf
dem Versicherungsgrundstiick, die durch ein ersatz-
pflichtiges Ereignis gemall § 5 Nr. 1 bis 3 VGB so be-
schadigt wurden, dass eine naturliche Regeneration
nicht zu erwarten ist. Ersetzt wird die Beseitigung von
Schaden an den gartnerischen Anlagen bzw. die Kos-
ten fur das Entfernen von Wurzeln der beschadigten
Pflanzen bis 0,5 m® Erdreich, fir eine dadurch notwen-
dige Verfillung und Angleichung an das Ubrige Gelan-
deniveau mit Erdreich sowie die Kosten einer ersatz-
weisen Bepflanzung mit Jungpflanzen, bei Baumen in
Hochstammqualitdt bis 14/16 cm Stammumfang flr
diese Pflanzen. Bereits abgestorbene Bepflanzungen
sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. Die
Entschadigung einschliellich der Folgekosten (siehe
§ 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Implosion

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versi-
cherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschadigt, die durch
Implosion zerstort oder beschadigt werden oder infol-
gedessen abhanden kommen.

Implosion ist eine plétzliche Zerstérung eines Hohlkor-
pers durch die Differenz zwischen einem gleichbleiben-
den AuRendruck und einem bestehenden inneren Un-
terdruck.

Verpuffung

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versi-
cherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschadigt, die durch
Verpuffung zerstort oder beschadigt werden oder infol-
gedessen abhanden kommen.

Rauch und Ruf

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versi-
cherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschadigt, die durch
Rauch oder RuB zerstort oder beschadigt werden oder
infolgedessen abhanden kommen.

Als Schaden durch Rauch oder RuB gilt jede plétzliche
unmittelbare Zerstérung oder Beschadigung durch
Rauch oder Ruf}, der bestimmungswidrig aus Feue-
rungs-, Heizungs-, Koch- oder Trocknungsanlagen so-
wie Elektrogeraten und -installationen austritt, die sich
auf dem im Versicherungsschein bezeichneten Grund-
stiick befinden. Davon ausgenommen bleiben Schaden
durch Emissionen, die beim ordnungsgeméafen Ge-
brauch dieser Anlagen entstehen.

Uberschallknall

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB ersetzt der Versi-
cherer auch Schaden durch Uberschallknall.

Als Schaden durch Uberschallknall gilt die unmittelbare
Zerstérung oder Beschadigung versicherter Sachen
(siehe § 1 VGB), die direkt auf der durch den Durch-
bruch der Schallmauer eines Luftfahrzeuges entste-
henden Druckwelle beruht.

Folgeschdaden durch radioaktive Isotope inklusive
Entsorgungskosten fiir radioaktiv verseuchte Sa-
chen

Abweichend von § 4 Nr. 4 VGB sind auch Schaden an
versicherten Sachen (siehe § 1 VGB) mitversichert, die



als Folge eines versicherten Schadenereignisses ge-
maRk §4 Nr. 1 a VGB durch auf dem Versicherungs-
grundstiick (siehe § 1 Nr. 1 ¢ VGB) betriebsbedingt
vorhandene oder verwendete radioaktive Isotope ent-
stehen, insbesondere Schaden durch Kontamination
und Aktivierung. Dies gilt nicht fur radioaktive Isotope
von Kernreaktoren.

Ebenfalls mitversichert sind die notwendigen Folgekos-
ten fur das Aufrdumen radioaktiv verseuchter versicher-
ter Sachen sowie fiir das Wegraumen, den Abtransport
und das Ablagern oder Vernichten bzw. die Isolierung
dieser Sachen. Die Entschadigung hierfir ist je Versi-
cherungsfall (siehe § 4 VGB) zusammen mit den in Zif-
fer 4.7 Nr. 2 des Sicherheitspaketes genannten Kosten
begrenzt auf eine Gesamtentschadigung von
100.000 EUR.

Leitungswasser

Im Rahmen des Sicherheitspaketes gelten Nr. 17 bis Nr. 22
nur vereinbart, wenn auch Versicherungsschutz gegen Lei-
tungswasser-, Rohrbruch- und Frostschaden besteht (siehe
Versicherungsschein).

17.

18.

19.

20.

Nasseschaden aufgrund undichter Fugen und Flie-
sen

Versicherungsschutz besteht in Erweiterung zu § 6
Nr.1 b VGB auch fir Leitungswasser, das bestim-
mungswidrig ausgetreten ist aus Einzel-Duschen und
Badewannen und den damit unmittelbar baulich ver-
bundenen Fliesen und Fugen. Bei bodengleichen Du-
schen gilt als unmittelbar baulich verbunden nur der Be-
reich, der bestimmungsgemafR der Nasse ausgesetzt
sein soll.

Die Entschadigung einschlieRlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Aquarien, Wassersaulen und Wasserbetten

In Erweiterung von § 6 Nr. 1 VGB gilt als Leitungswas-
ser auch Wasser, das aus Aquarien, Wassersaulen und
Wasserbetten bestimmungswidrig ausgetreten ist.

Armaturen

In Erweiterung von § 6 VGB sind sonstige Bruchscha-
den an Wasserhdhnen, Geruchsverschliissen, Was-
sermessern und Thermostatventilen innerhalb versi-
cherter Gebaude je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB)
bis 1.000 EUR mitversichert. Schaden ausschlieRlich
an Dichtungen aller Art sind nicht versichert.

Im Fall eines ersatzpflichtigen Rohrbruchschadens ge-
mal § 6 Nr. 3 VGB ist auch der technisch notwendige
Austausch von im Schadenbereich befindlichen Was-
serhahnen, Geruchsverschliissen, Wassermessern und
Thermostatventilen mitversichert.

Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und
Heizungsrohren auf und auBerhalb des Versiche-
rungsgrundstiicks

a)ln Erweiterung von § 6 Nr. 5 VGB sind versichert
Frost- und sonstige Bruchschaden an Wasserzulei-
tungsrohren und Leitungswasser fihrenden Hei-
zungsrohren, die

i) auf dem Versicherungsgrundstiick verlegt sind,
aber nicht der Versorgung versicherter Gebaude
oder Anlagen dienen;

ii) auRerhalb des Versicherungsgrundstiicks verlegt
sind und der Versorgung von gegen Leitungs-
wasser-, Rohrbruch- und Frostschaden versi-
cherten Gebauden oder Anlagen dienen, soweit
der Versicherungsnehmer dafir die Gefahr tragt.

b) Absatz a gilt nicht fur Rohre, die ausschlielllich ge-
werblichen Zwecken dienen.
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21.

22.

c) Die Entschadigung einschlieRlich der Folgekosten
(siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3
VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) be-
grenzt auf 10.000 EUR.

Grund- und Regenwasserrohre sowie Zisternenan-
lagen

In Erweiterung von § 6 Nr. 1 VGB gilt als Leitungswas-
ser auch Wasser, das aus im Gebaude verlaufenden
Grund- und Regenwasserrohren sowie im Gebaude be-
findlichen Rohren und sonstigen Einrichtungen von Zis-
ternenanlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist.

Innerhalb versicherter Gebaude sind in Erweiterung von
§ 6 Nr. 3 VGB auch Frost- und sonstige Bruchschaden
an Grund- und Regenwasserrohren sowie an Rohren
von Zisternenanlagen versichert.

Ferner sind innerhalb versicherter Gebaude in Erweite-
rung von § 6 Nr. 4 VGB Frostschaden an sonstigen Ein-
richtungen von Zisternenanlagen versichert.

Regenwassersammelanlagen (Zisternen) auf dem
Versicherungsgrundstiick

a) Versichert sind Frost- und sonstige Bruchschaden an
Regenwassersammelanlagen (Zisternen) und damit
verbundenen Rohrleitungen, die sich auRerhalb ver-
sicherter Gebaude auf dem Versicherungsgrundstiick
befinden.

b)Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten
(siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3
VGB) ist je Versicherungsfall (sieche § 4 VGB) be-
grenzt auf 10.000 EUR.

Sturm

Im Rahmen des Sicherheitspaketes gilt Nr. 23 nur vereinbart,
wenn auch Versicherungsschutz gegen Sturmschaden be-
steht (siehe Versicherungsschein).

23.

Uberschwemmung durch Witterungsniederschlige
einschlieBlich Riickstau

Der Versicherer leistet Entschadigung flr versicherte
Sachen (siehe § 1 VGB), die durch die unmittelbare
Einwirkung von Uberschwemmung durch Witterungs-
niederschlage oder durch Witterungsniederschlage ver-
ursachten Riickstau zerstort oder beschadigt werden
oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kom-
men.

Uberschwemmung durch Witterungsniederschlage ist
eine Uberflutung der das Geb&ude unmittelbar umge-
benden Gelandeoberflache, verursacht durch Witte-
rungsniederschlage.

Rickstau liegt vor, wenn Wasser aus der offentlichen
Kanalisation durch Witterungsniederschlage bestim-
mungswidrig aus dem Rohrsystem des versicherten
Gebaudes oder dessen zugehdrigen Einrichtungen aus-
tritt.

Nicht versichert sind ohne Riicksicht auf mitwirkende
Ursachen Schaden durch Grund- und Bodenwasser,
Ausuferung von Gewassern und Sturmflut sowie Scha-
den an versicherten Gebauden bzw. an versicherten
Sachen in oder an versicherten Gebauden (siehe § 1
VGB), solange diese noch nicht bezugsfertig oder we-
gen Umbauarbeiten fir ihren Zweck nicht benutzbar
sind.

Der Versicherungsnehmer hat von sich aus alle not-
wendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen Uber-
schwemmungsschaden zu treffen. Insbesondere sind
Wasser filhrende Anlagen auf dem Versicherungs-
grundstiick (z. B. Graben) freizuhalten. Bei Verletzung
dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.



4.8 Spezialpaket

Es gelten die Vertragserganzungen des Sicherheitspaketes
(siehe Ziffer 4.7) sowie die folgenden Vertragserganzungen:

1. Weiteres Zubehor und Grundstiicksbestandteile

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 1 des Sicherheitspaketes
erhoht sich die Entschadigung fiir weiteres Zubehor
sowie Grundsticksbestandteile je Versicherungsfall
(siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert des versi-
cherten Gebaudes (siehe § 8 VGB).

2.  Kiichen und Bodenbelage

Mitversichert sind vom Vermieter eingebrachte Kiichen
sowie auch auf bewohnbaren FuRbdden verlegte Bo-
denbelage, soweit Entschadigung nicht aus einem an-
deren Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

Die Entschadigung einschlieRlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) und Wohnung be-
grenzt auf 5.000 EUR.

3. Kosten
a) Reparaturkosten fiir provisorische MafRnahmen

Ersetzt werden auch die infolge eines Versicherungs-
falles (siehe § 4 VGB) notwendigen Kosten fiir provi-
sorische Reparaturmallnahmen zum Schutz versi-
cherter Sachen, sofern sie in einem angemessenen
Verhéltnis zum Schaden stehen.

b) Kosten furr VerkehrssicherungsmalRnahmen

Entsteht durch den Eintritt eines Versicherungsfalles
(siehe § 4 VGB) eine Gefahr innerhalb oder auf3er-
halb des Versicherungsgrundstiicks (siehe § 1 Nr. 1 ¢
VGB), zu deren Beseitigung der Versicherungsneh-
mer aufgrund gesetzlicher oder &ffentlich-rechtlicher
Vorschriften verpflichtet ist, so ersetzt der Versicherer
die hierfur erforderlichen Kosten.

c) Rickreisekosten aus dem Urlaub

i) Der Versicherer ersetzt nachgewiesene Fahrt-
mehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer
wegen eines erheblichen Versicherungsfalles
(siehe § 4 VGB) vorzeitig seine Urlaubsreise ab-
bricht und an den Schadenort reist.

i) Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der
Schaden voraussichtlich 15.000 EUR erreicht
und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers
am Schadenort notwendig macht.

ii) Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Ab-
wesenheit des Versicherungsnehmers vom Ver-
sicherungsgrundstick (sieche § 1 Nr. 1 ¢ VGB)
von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer von
maximal 6 Wochen.

iv) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor An-
tritt der Rickreise an den Schadenort bei dem
Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die
Umstande gestatten.

v) Fahrtmehrkosten werden fiir ein angemessenes
Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten
Urlaubsreisemittel und der Dringlichkeit der Reise
an den Schadenort.

d) Entschadigungsgrenzen und Gesamtentschadigung
fur zusatzlich mitversicherte Kosten

i) Die Entschadigungsgrenzen gemall § 2 Nr. 5
VGB bzw. Ziffer 4.7 Nr. 2 des Sicherheitspaketes
fur Aufrdumungs- und Abbruchkosten, Bewe-
gungs- und Schutzkosten und Mehrkosten infolge
behdrdlicher Auflagen (siehe § 2 Nr. 1 a, 1 b und
3 VGB) sowie gemal Ziffer 4.7 Nr. 16 des Si-
cherheitspaketes fir Entsorgungskosten fiir radi-
oaktiv verseuchte Sachen entfallen.
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ii) Die Gesamtentschadigung fir die versicherten
Kosten gemafl § 2 Nr. 1 a, 1 b und 3 VGB sowie
Ziffer 4.7 Nr. 16 des Sicherheitspaketes und Zif-
fer 4.8 Nr. 3 des Spezialpaketes ist je Versiche-
rungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf den Ver-
sicherungswert des versicherten Gebaudes (sie-
he § 8 VGB).

Aufraumungskosten fiir Hausratgegenstidnde von
Mietern

Im Rahmen von § 2 Nr. 1 VGB ersetzt der Versicherer
die fur die Schadenbeseitigung oder Schadenminde-
rung notwendigen Kosten fir das Wegraumen, den Ab-
transport sowie die Entsorgung oder Lagerung von
Hausratgegenstanden von Mietern. Die Kosten flr die
Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem
das Gebaude wieder benutzbar oder eine Lagerung in
einem benutzbaren Teil eines Gebaudes auf dem Ver-
sicherungsgrundstiick (siehe § 1 Nr. 1 ¢ VGB) wieder
zumutbar ist. Entschadigung wird nur geleistet, soweit
der Versicherungsnehmer die mdgliche Wiederbenutz-
barkeit nicht schuldhaft verzégert.

Ersetzt werden die Kosten, soweit Entschadigung nicht
aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht
werden kann.

Sachverstandigenkosten

Ab  einer voraussichtlichen Schadenhéhe von
25.000 EUR Ubernimmt der Versicherer die nach § 20
VGB durch den Versicherungsnehmer zu tragenden
Kosten des Sachverstandigenverfahrens.

Mehrkosten fiir Modernisierung

In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer ab
einer Schadenhdéhe von 10.000 EUR auch behérdlich
nicht vorgeschriebene Mehrkosten fir energetische und
Okologische Modernisierungen an versicherten und vom
Schaden betroffenen Gebaudeteilen.

Sie werden ersetzt, soweit sie dem Stand der Technik
fur Neubauten entsprechen und nicht bereits vor Eintritt
des Versicherungsfalls veranlasst wurden.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (sieche §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Mehrkosten fiir den alters- und behindertengerech-
ten Wiederaufbau

In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer in
selbst oder von Familienangehérigen bewohnten Woh-
nungen ab einer Schadenhéhe von 10.000 EUR auch
Mehrkosten fur die alters- und behindertengerechte
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der vom
Schaden betroffenen versicherten Sachen, wenn diese
aufgrund des Schadens ausgetauscht werden missen.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Verzicht auf Einwand der groben Fahrlassigkeit

In Erweiterung von Ziffer 4.7 Nr. 6 des Sicherheitspa-
ketes verzichtet der Versicherer abweichend von § 19
Nr. 1 Abs. 3 VGB unabhangig von der Hohe des Ent-
schadigungsbetrages bei grob fahrlassiger Herbeifiih-
rung des Versicherungsfalles auf eine Kirzung des
Entschadigungsbetrages. Der Verzicht gilt nicht bei Ver-
letzung der Sicherheitsvorschriften oder anderer Oblie-
genheiten.



9.

10.

11.

12.

13.

Gebaudebeschadigungen durch Einbruch

a)In Erweiterung von § 4 Nr. 1 VGB leistet der Versi-
cherer auch Entschadigung fiir versicherte Sachen
gemal § 1 Nr. 1 bis 3 VGB, die

i) durch einen Einbruch oder den Versuch einer
solchen Tat zerstort oder beschadigt werden;

ii) nach einem Einbruch innerhalb des Gebaudes
vorsatzlich zerstdért oder beschadigt werden
(Vandalismus).

Der Versicherungsschutz umfasst auch bei diesen
Ereignissen zerstorte und beschadigte Zaune und
Tore auf dem Versicherungsgrundstiick (siehe § 1
Nr. 1c VGB), fir die der Versicherungsnehmer die
Gefahr tragt.

Ein Einbruch liegt vor, wenn ein unbefugter Dritter in
das Gebaude einbricht, einsteigt oder mittels falscher
Schlussel oder anderer nicht zum ordnungsgemafen
Offnen bestimmter Werkzeuge eindringt.

b) Ersetzt werden die Kosten fiir die Beseitigung der
Schaden, sofern kein weiterer Versicherungsvertrag
fir Schaden gemaR a) besteht.

Diebstahl fest mit dem Gebdude oder dem Versi-
cherungsgrundstiick verbundener Sachen

Der Versicherer leistet auch im Fall der Entwendung
durch Diebstahl Entschadigung fir

a) Gebaudebestandteile (siehe § 1 Nr. 1 VGB);

b)in § 1 Nr. 3 VGB genanntes Zubehor, soweit die Sa-
chen fest mit dem Gebaude verbunden sind;

c) Grundstiicksbestandteile, die in Ziffer 4.7 Nr. 1 des
Sicherheitspaketes genannt und fest mit dem Versi-
cherungsgrundstuick verbunden sind.

Nicht versichert sind Sachen, die ausschlieRlich ge-
werblichen Zwecken dienen.

Schaden durch Einbruchdiebstahl an Zubehor im
Gebdude

Fir die in § 1 Nr. 3 VGB aufgefiihrten Sachen im Ge-
baude besteht Deckung auch gegen Schaden durch
Einbruchdiebstahl.

Ein Einbruch liegt vor, wenn ein unbefugter Dritter in
das Gebaude einbricht, einsteigt oder mittels falscher
Schlissel oder anderer nicht zum ordnungsgemafen
Offnen bestimmter Werkzeuge eindringt.

Entschadigung wird nicht geleistet, soweit der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag
Ersatz beanspruchen kann.

Gebdudebeschadigungen in Zusammenhang mit
RettungsmaBnahmen

Der Versicherer leistet auch Entschadigung fir Zersto-
rung oder Beschadigung versicherter Sachen (siehe § 1
VGB), sofern sich Polizei oder Feuerwehr gewaltsam
Zugang zu einer Wohnung verschaffen, weil eine Ge-
fahrdung des Lebens eines Wohnungsnutzers vermutet
wird.

Beschddigungen an Kabeln und Dammung durch
Marder und Waschbaren

Mitversichert sind Schaden innerhalb von versicherten
Gebauden an elektrischen Leitungen und elektrischen
Anlagen sowie an Dammung und Unterspannbahnen,
die durch die unmittelbare Einwirkung von Mardern und
Waschbaren entstehen.

Nicht versichert sind Schaden durch Befall von Mardern
oder Waschbaren, der bereits vor Versicherungsbeginn
vorhanden war.
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14.

15.

Folgeschaden aller Art, z. B. durch das Fehlen elektri-
scher Spannungen, fallen nicht unter den Versiche-
rungsschutz.

Bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) hat
der Versicherungsnehmer unverziglich fir die Vertrei-
bung und dauerhafte Fernhaltung (Vergramung) des
Marders bzw. Waschbéaren durch eine Fachfirma zu
sorgen. Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 18
Nr. 2 und 4 VGB.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsjahr (siehe § 14 Nr. 1 VGB) begrenzt auf
5.000 EUR.

Beschadigungen an Fassaden und Ddmmung durch
Spechte

Mitversichert sind Schaden an Fassaden und Dam-
mung von versicherten Gebauden, die durch die unmit-
telbare Einwirkung von Spechten entstehen.

Nicht versichert sind

a) Kosten fur die Anpassung von Anstrichen, Malereien,
Schriften, Verzierungen oder Verkleidungen der Au-
Renfassade;

b) Wertminderungen, z.B. durch Farbabweichungen.

Bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) hat
der Versicherungsnehmer unverziglich fir die Vertrei-
bung und dauerhafte Fernhaltung (Vergramung) der
Spechte durch eine Fachfirma zu sorgen. Bei Verlet-
zung dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsjahr (siehe § 14 Nr. 1 VGB) begrenzt auf
5.000 EUR.

Mietausfall

Abweichend von § 3 Nr. 3 VGB wird der Mietausfall
oder der ortsiibliche Mietwert nach einem versicherten
Schaden fir héchstens 24 Monate ersetzt.

Feuer

Im Rahmen des Spezialpaketes gelten Nr. 16 bis Nr. 20 nur
vereinbart, wenn auch Versicherungsschutz gegen Feuer-
schaden besteht (siehe Versicherungsschein).

16.

17.

Sengschidden

Abweichend von § 5 Nr. 4 b VGB leistet der Versicherer
auch Entschadigung fiir Sengschaden, die nicht in Fol-
ge von Brand, Blitzschlag und Explosion entstanden
sind.

Sengschaden sind Schaden, die dadurch entstehen,
dass versicherte Sachen einer Feuer- oder Hitzequelle
ausgesetzt werden, ohne dass es an der beschadigten
Stelle tatsachlich gebrannt hat.

Nicht versichert sind Schaden, die an elektrischen Ein-
richtungen und Geraten durch die Wirkung des elektri-
schen Stroms entstehen.

Die Entschadigung einschlieflich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (sieche §4 VGB) begrenzt auf
500 EUR.

Fahrzeuganprall

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 10 des Sicherheitspa-
ketes erhoht sich die Entschadigungsgrenze fiir Scha-
den durch Anprall von Fahrzeugen, ihrer Teile oder La-
dung je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Ver-
sicherungswert der versicherten Gebaude (siehe § 8
VGB).



18.

19.

20.

Kosten fiir die Dekontamination von Erdreich

a) In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer
die Kosten, die der Versicherungsnehmer aufgrund
behordlicher Anordnungen infolge einer Kontaminati-
on durch einen versicherten Feuerschaden aufwen-
den muss, um

i) Erdreich vom Versicherungsgrundstiick innerhalb
der Bundesrepublik Deutschland zu untersuchen
und nétigenfalls zu dekontaminieren oder auszu-
tauschen;

ii) den Aushub in die nachstgelegene, geeignete
Deponie zu transportieren und dort abzulagern
oder zu vernichten;

iii) insoweit den Zustand des Versicherungsgrund-
stlickes vor Eintritt des Versicherungsfalles wie-
derherzustellen.

b) Die Aufwendungen gemaR a) werden nur ersetzt, so-
fern die behdérdlichen Anordnungen

i) aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen er-
gangen sind, die vor dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles erlassen wurden;

ii) eine Kontamination betreffen, die nachweislich
infolge dieses Versicherungsfalles entstanden ist;

iii) innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Ver-
sicherungsfalles ergangen sind und dem Versi-
cherer ohne Ricksicht auf Rechtsmittelfristen in-
nerhalb von drei Monaten seit Kenntnisnahme
gemeldet wurden.

c) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende
Kontamination des Erdreichs erhoht, so werden nur
Aufwendungen ersetzt, die den fiir eine Beseitigung
der bestehenden Kontamination erforderlichen Be-
trag Ubersteigen, und zwar ohne Riicksicht darauf, ob
und wann dieser Betrag ohne den Versicherungsfall
aufgewendet worden ware.

Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden
nétigenfalls durch Sachversténdige festgestellt.

d) Aufwendungen aufgrund sonstiger behérdlicher An-
ordnungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen
des Versicherungsnehmers einschlieRlich der so ge-
nannten Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

e) Entschadigung wird nicht geleistet, soweit der Versi-
cherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann.

f) Die Entschadigung ist je Versicherungsfall (siehe § 4
VGB) begrenzt auf den Versicherungswert des versi-
cherten Gebaudes (siehe § 8 VGB).

g)Kosten gemal a) gelten nicht als Aufrdumungskos-
ten gemal § 2 Nr. 1 a VGB.

Gartnerische Anlagen

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 11 des Sicherheitspa-
ketes erhoht sich die Entschadigungsgrenze fiir Feuer-
schaden an gartnerischen Anlagen je Versicherungsfall
(siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert der versi-
cherten Gebaude (siehe § 8 VGB).

Gebdudebeschadigungen nach Fehlalarm

Brand- und Rauchmeldern

von

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB leistet der Versiche-
rer auch Entschadigung fiir Zerstérung oder Beschadi-
gung versicherter Sachen (siehe § 1 VGB), die durch
Polizei- oder Feuerwehrkrafte infolge eines Fehlalarms
durch Brand- oder Rauchmelder verursacht werden.
Voraussetzung ist, dass der Brand- oder Rauchmelder
gemal Herstellerangaben installiert wurde.
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Leitungswasser

Im Rahmen des Spezialpaketes gelten Nr. 21 bis Nr. 27 nur
vereinbart, wenn auch Versicherungsschutz gegen Leitungs-
wasser-, Rohrbruch- und Frostschaden besteht (siehe Versi-
cherungsschein).

21.

22.

23.

24.

25.

26.

Nasseschaden aufgrund undichter Fugen und Flie-
sen

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 17 des Sicherheitspa-
ketes erhoht sich die Entschadigungsgrenze fiir Nasse-
schaden aufgrund undichter Fugen und Fliesen je Ver-
sicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungs-
wert der versicherten Gebaude (siehe § 8 VGB).

Rohrverstopfung

In Erweiterung von § 6 VGB besteht auch Versiche-
rungsschutz fir die Beseitigung der fiir einen ersatz-
pflichtigen Schaden durch Leitungswasser, Rohrbruch
oder Frost ursachlichen Verstopfung innerhalb versi-
cherter Gebaude. Verstopfungen von Regenwasserroh-
ren sind nicht versichert.

Frost- und Bruchschiden an Wasserzuleitungs-
und Heizungsrohren auf und auBerhalb des Versi-
cherungsgrundstiicks

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 20 des Sicherheitspa-
ketes erhoht sich die Entschadigungsgrenze fir Frost-
und sonstige Bruchschaden an Wasserzuleitungsrohren
und Leitungswasser fihrenden Heizungsrohren je Ver-
sicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungs-
wert des versicherten Gebaudes (siehe § 8 VGB).

Regenwassersammelanlagen (Zisternen) auf dem
Versicherungsgrundstiick

Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 22 des Sicherheitspa-
ketes erhoht sich die Entschadigungsgrenze fir Frost-
und sonstige Bruchschaden an Regenwassersammel-
anlagen (Zisternen) und damit verbundenen Rohrlei-
tungen, die sich auRerhalb versicherter Gebaude auf
dem Versicherungsgrundstiick befinden, je Versiche-
rungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert
des versicherten Gebaudes (siehe § 8 VGB).

Wasserverlust

Versichert sind Aufwendungen, die dadurch entstehen,
dass infolge eines entschadigungspflichtigen Versiche-
rungsfalles gemal § 6 Nr. 3 VGB Leitungswasser (sie-
he § 6 Nr. 1 VGB) austritt und der nachweislich dadurch
entstandene Mehrverbrauch von Wasser einschlieBlich
der Abwassergebuhren durch das Wasserversorgungs-
unternehmen in Rechnung gestellt wird. Als Bemes-
sungsgrundlage dient der Wasserverbrauch der letzten
zwei Jahre vor Schadeneintritt.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Bruch von Gas-, Ol- und Entliiftungsrohren

In Erweiterung von § 6 Nr. 3 VGB sind innerhalb versi-
cherter Gebaude Frost- und sonstige Bruchschaden an
Gas-, OI- und Entliiftungsrohren mitversichert, soweit
der Versicherungsnehmer dafiir die Gefahr tragt. Als
innerhalb eines Gebaudes gilt nicht der Bereich zwi-
schen den Fundamenten unterhalb des Gebaudes.



27.

Gas- und Olverlust

Versichert ist der durch Austritt von Gas oder Ol infolge
eines entschadigungspflichtigen Versicherungsfalles
gemal Ziffer 4.8 Nr. 26 des Spezialpaketes nachweis-
lich entstandene Mehrverbrauch von Gas oder Ol. Als
Bemessungsgrundlage dient der Verbrauch der letzten
zwei Jahre vor Schadeneintritt.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (sieche §4 VGB) begrenzt auf
10.000 EUR.

Sturm

Im Rahmen des Spezialpaketes gelten Nr. 28 und Nr. 29 nur
vereinbart, wenn auch Versicherungsschutz gegen Sturm-
schaden besteht (siehe Versicherungsschein).

28.

29.

Gartnerische Anlagen einschlieBlich Aufraumungs-
kosten fiir Baume

a) In Erweiterung von Ziffer 4.7 Nr. 11 des Sicherheits-
paketes sind auch Schaden durch Sturm oder Hagel
(siehe § 7 VGB) versichert.

b) Zusatzlich ersetzt der Versicherer die notwendigen
Kosten fir das Entfernen durch Sturm oder Blitz (sie-
he §§ 5 und 7 VGB) umgestiirzter oder abgeknickter
B&dume vom Versicherungsgrundstiick (siehe § 1
Nr. 1 ¢ VGB), den Abtransport zum nachsten Ablage-
rungsplatz und fir das Ablagern oder Vernichten, so-
fern eine naturliche Regeneration nicht zu erwarten
ist. Fir Baume von anderen Grundstliicken werden
die Kosten ibernommen, soweit sie zum Entfernen
und Entsorgen vom Versicherungsgrundstiick erfor-
derlich sind. Abgebrochene Aste, Straucher und be-
reits abgestorbene Baume fallen nicht unter den Ver-
sicherungsschutz.

c) Die Entschadigung einschliellich der Folgekosten
(sieche § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3
VGB) ist je Versicherungsfall (sieche § 4 VGB) be-
grenzt auf 10.000 EUR.

Nasseschaden durch Regen, Schnee oder
Schmelzwasser

In Erweiterung von § 4 Nr. 1 VGB sind mitversichert
Schaden im Inneren versicherter Gebaude (siehe § 1
VGB) an Bodenbelagen, Innenanstrichen, Tapeten und
sonstigen Wand- und Deckenverkleidungen sowie Kos-
ten fir die Trocknung und bei Leichtbauwanden ggf.
auch fiir deren Wiederherstellung, die durch das Ein-
dringen von Witterungsniederschlagen und Schmelz-
wasser in die Gebaude entstanden sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich ohne Riicksicht
auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schaden durch

a) bekannte Baumangel bzw. bereits bekannte mangel-
hafte Instandhaltung an versicherten Gebauden;

b) nicht ordnungsgeméan geschlossene Fenster, Auften-
tren oder andere Offnungen;

¢) Schwamm;

d) Schimmel;

e) Grund- und Bodenwasser;

f) Ausuferung von Gewassern und Sturmflut;

g)Schaden an versicherten Gebauden bzw. an versi-
cherten Sachen in oder an versicherten Geb&uden
(siehe § 1 VGB), solange diese noch nicht bezugsfer-
tig oder wegen Umbauarbeiten fiir ihren Zweck nicht
benutzbar sind.

Die Entschadigung einschlieBlich der Folgekosten (sie-
he § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je
Versicherungsfall (siehe §4 VGB) begrenzt auf
5.000 EUR.
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2.2

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

Sicherheitsvorschriften fiir Gaststiatten und Beher-
bergungsbetriebe

Vorbemerkung

Sicherheitsvorschriften im Sinne von § 18 VGB sind
neben den gesetzlichen und behérdlichen?® die folgen-
den Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, allen Be-
triebsangehodrigen und ggf. einem Péachter oder Mieter
diese Sicherheitsvorschriften bekannt zu geben und de-
ren Einhaltung zu verlangen.

Geltungsbereich

Diese Sicherheitsvorschriften gelten fir alle Betriebe
des Gaststattengewerbes, z. B. Restaurants, Schank-
wirtschaften, Kantinen, Automatengaststatten, Bars
oder barahnliche Betriebe, Diskotheken, Spielhallen
sowie Gaststattenbetriebe mit musikalischen oder sons-
tigen Darbietungen wie Filmvorfihrungen, Varieté,
Tanzveranstaltungen usw.

Der Geltungsbereich erstreckt sich auch auf Beherber-
gungsbetriebe aller Art.

BrandschutzmaBnahmen

Feuerschutztiren dirfen nicht blockiert werden, z. B.
durch Verkeilen oder Festbinden. Missen solche Tlren
wahrend der Betriebszeit offen gehalten werden, so
darfen hierfir nur bauaufsichtlich zugelassene Fest-
stellanlagen benutzt werden, die im Brandfall selbsttatig
auslésen. Diese Turen sind auf jeden Fall in der be-
triebsfreien Zeit geschlossen zu halten.

Elektrische Anlagen sind nach den anerkannten Regeln
der Technik zu installieren, zu unterhalten und zu be-
treiben. Als anerkannte Regeln der Technik gelten die
VDE-Bestimmungen. Die Anlagen miissen regelmaRig,
mindestens jedoch alle 4 Jahre, durch eine Fachkraft
oder durch eine anerkannte Revisionsstelle Uberpruft
werden. Mangel sind unverzuiglich durch eine Fachkraft
beseitigen zu lassen. Eine Bescheinigung Uber die
durchgefiihrte Prifung ist dem Versicherer auf Verlan-
gen einzureichen. Elektrische Gerate missen den ein-
schlagigen Sicherheitsbestimmungen (GS- oder VDE-
Zeichen) entsprechen und fiir gewerbliche Nutzung ge-
eignet sein. Sie diurfen nur nach den Betriebs- und Be-
dienungsanweisungen der Hersteller betrieben werden.

Flissiggasanlagen und -gerate mussen den hierfir gel-
tenden ,Technischen Regeln Flissiggas" (TRF) ent-
sprechen, mussen von einer Fachkraft angelegt sein
und dirfen nur nach diesen Richtlinien benutzt werden.
Entsprechend gelten fiir Niederdruck-Gasanlagen
(Stadtgas) die ,Technischen Regeln fir Gasinstallation"
(TRGI).

Mit Zindmitteln, hierzu gehéren auch so genannte Dis-
co-Laser der Klasse 4, offenem Feuer und brandgefahr-
lichen Stoffen ist stets sorgfaltig umzugehen. Wandver-
kleidungen und sténdige Dekorationen missen aus
mindestens schwer entflammbarem Material bestehen.

Abstell- und Lagerrdume, auch Dachbdden und Keller,
in denen brennbare Stoffe lagern, sind gegen Betreten
durch Unbefugte zu sichern und regelmaRig zu entrim-
peln. In diesen Rdumen und an ihren Zugangstiren
sind Schilder etwa folgenden Wortlauts anzubringen:
.Rauchen, offenes Licht und Umgang mit Feuer verbo-
ten."

Glutfeste Aschenbecher sind in ausreichender Zahl
aufzustellen. Sie sind nur in doppelwandige Metallbe-
héalter mit selbstschlieRendem Metalldeckel zu entlee-
ren. Brennbare Sammelbehélter sowie glaserne oder
keramische Behalter, ferner in Schanktische eingebaute
Behalter, auch wenn sie mit Blech ausgeschlagen sind,
sind fir das Sammeln von Glut- und Aschenresten un-
zulassig.

3

z.B. Vorschriften der Bau- und Ordnungsbehérden, der Gewerbeaufsichtsdmter sowie der Be-

rufsgenossenschaften

34

3.7

3.8

3.9

3.10

3.1

4.2

4.3

Fiar die vorlbergehende Aufbewahrung sonstiger
brennbarer Abfélle sind dicht schlieRende, nicht brenn-
bare Abfallbehalter aufzustellen.

Nach Betriebsschluss sind alle brennbaren Abfélle und
Abfallbehalter aus den Gastraumen zu entfernen. Sie
sind im Freien mit sicherem Abstand von Gebauden
oder in feuerbestandig abgetrennten Raumen zu la-
gern.

Heiz-, Koch- und Warmegerate sind nur nach der jewei-
ligen Bedienungsanweisung zu benutzen und nach Ge-
brauch oder nach Betriebsschluss so aulRer Betrieb zu
setzen, dass eine Brandgefahr ausgeschlossen wird.

Mit Siedefettgeraten (Fritteusen) ist sachgemal umzu-
gehen, das heilt z. B., dass kein nasses Bratgut in hei-
Res Siedefett eingesetzt werden darf.

Stark braun verfarbtes Fett ist auszuwechseln.
Schlammabsetzungen auf dem Boden und an den
Heizwendeln sind restlos zu entfernen. Das dabei anfal-
lende unbrauchbare Fett und die zum Reinigen ge-
brauchten Lappen dirfen nur kurzfristig in nicht brenn-
baren Behéaltern mit Deckel aufbewahrt werden und
sind nach Betriebsschluss aus dem Gebaude zu entfer-
nen.

Luftungsanlagen fir den Kichenbetrieb einschlieRlich
ihrer Abzugsleitungen mussen aus nicht brennbaren
Stoffen bestehen. Sie sind nur mit nicht brennbaren Fil-
tern zu betreiben und regelmaRig zu reinigen. In die
Reinigung sind auch der Fettauslass, die Ventilatorfli-
gel und das Ventilatorgehduse mit einzubeziehen. Tu-
cher oder Papier dirrfen nicht zum Aufsaugen des Fet-
tes in die Rinnen der Abzugshauben gestopft werden.
Die zum Reinigen verwendeten Lappen dirfen nur
kurzzeitig in nicht brennbaren Behaltern mit Deckel auf-
bewahrt werden und sind nach Betriebsschluss aus den
Gaststatten zu entfernen. Sie sind im Freien mit siche-
rem Abstand von Geb&uden oder in feuerbesténdig ab-
getrennten Raumen bis zum Abtransport aufzubewah-
ren.

Alarm- und Léschorganisation

Es muss mindestens 1 Fernsprecher vorhanden sein,
von dem im Gefahrenfall die Feuerwehr benachrichtigt
werden kann. Die Rufnummer der Feuerwehr ist auffal-
lig anzubringen.

Die aufgrund der besonderen Betriebsgefahren gefor-
derten Feuermelde- und -I8scheinrichtungen mussen
standig betriebsbereit sein. Diese Einrichtungen mus-
sen regelmalig gewartet werden.

Zur Bekampfung von Entstehungsbranden sind fir
Gaststattenflachen bis 50 m? mindestens ein, fir Fla-
chen von 50 bis 150 m? mindestens zwei Feuerléscher
PG 12 oder W 9 vorzuhalten. Uberschreitet die Flache
150 m?, so ist je weitere 400 m? ein Feuerldscher erfor-
derlich. Im Bereich von Girilleinrichtungen sowie Siede-
fettanlagen bis 9 | Fettinhalt sind ein  6-I-
Fettbrandléscher sowie eine Feuerléschdecke bereit zu
stellen. Bei Siedefettanlagen mit mehr als 9 | bis 50 |
Fettinhalt ist nur ein 6--Fettbrandldscher bereit zu stel-
len. Die Feuerléschdecke ist bei diesen Anlagen un-
wirksam. Bei Siedefettbatterien mit einem Gesamtinhalt
Uber 50 | Fett ist eine ortsfeste CO, - Feuerléschanlage
vorzusehen. Feuerldschanlagen mit anderen Léschmit-
teln dirfen nur eingesetzt werden, wenn ihre Wirksam-
keit nachgewiesen worden ist.

Die Feuerldscher missen amtlich zugelassen, an gut
sichtbaren und leicht zuganglichen Stellen angebracht
und mindestens alle zwei Jahre Uberpriift werden. An-
stelle eines PG 12 - Feuerldschers kdnnen auch zwei
Feuerléscher PG 6 angebracht werden. Auf die ,Regeln
fur die Ausristung von Arbeitsstatten mit Feuerl6-
schern” (VdS 2001) wird hingewiesen*.

4 PG 6, PG 12: Pulverléscher mit ABC-L&schpulver (6 kg und 12 kg), W 9: Wasserléscher (9 1).



4.4 Eine ausreichende Anzahl von Betriebsangehdrigen
muss mit der Bedienung der Feuerldscheinrichtungen
vertraut sein.

4.5 Zufahrtswege und Flachen fir die Feuerwehr sowie
Rettungswege im Freien sind standig von Fahrzeugen,
Millcontainern und dergleichen freizuhalten.

Hinweis:

Wir weisen auf die Richtlinien fir den Brandschutz in Hotel-
und Beherbergungsbetrieben (VdS 2082) hin, die wertvolle
Hinweise und Vorschlage enthalten und kostenfrei bei uns
angefordert werden kénnen.
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	I Der Versicherungsschutz
	II Umfang und Änderung des Versicherungsschutzes
	III Die Entschädigungsleistung
	IV Versicherungsbeginn, Beitragszahlung und Anpassung des Beitrages
	V Rechte und Pflichten vor und während der Vertragslaufzeit
	VI Sonstige Bestimmungen
	§ 1 Welche Sachen sind versichert, welche nicht?
	1. Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten und beschriebenen Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen auf dem Versicherungsgrundstück.
	a) Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem Erdboden verbundene Bauwerke, die zur überwiegenden Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind und gegen äußere Einflüsse schützen können.
	b) Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die individuell für das Gebäude raumspezifisch geplant ...
	c) Versicherungsgrundstück ist das Flurstück, auf dem das versicherte Gebäude steht. Teilen sich mehrere Gebäude ein Flurstück, so gilt als Versicherungsgrundstück derjenige Teil des Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige Abgrenzung dem i...

	2. Nicht im Versicherungsschein genannte Nebengebäude auf dem Versicherungsgrundstück, die eine Nutzfläche von jeweils 20 m² nicht überschreiten, sind mitversichert. Das gilt nicht für Garagen, Carports und Gewächshäuser. Übersteigt die Nutzfläche ein...
	Die Gesamtentschädigung für alle nicht im Versicherungsschein genannten Nebengebäude einschließlich der Folgekosten (siehe § 2) und des Mietausfalls (siehe § 3) ist je Versicherungsfall (siehe § 4) begrenzt auf 20.000 EUR.
	3. Zubehör, soweit es sich in dem Gebäude befindet oder außen an dem Gebäude angebracht ist und der Instandhaltung eines versicherten Gebäudes oder dessen Nutzung zu Wohnzwecken dient, ist mitversichert. Nicht als Zubehör gelten Ein- und Anbaumöbel, i...
	4. Sonstiges Zubehör sowie weitere Grundstücksbestandteile sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung versichert.
	5. Nicht versichert sind
	a) In das Gebäude eingefügte Sachen, die ein Mieter auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat und für die er die Gefahr trägt. Die Versicherung dieser Sachen kann vereinbart werden;
	b) gewerblich genutztes Zubehör und gewerbliche Grundstücksbestandteile;
	c) Photovoltaikanlagen sowie deren zugehörige Installationen (z.B. Solarmodule, Montagerahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung). Die Versicherung dieser Sachen kann vereinbart werden.


	§ 2 Welche Folgekosten sind versichert und in welchem Umfang?
	1. Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles (Zerstörung, Beschädigung oder Abhandenkommen versicherter Sachen durch eine versicherte Gefahr, siehe § 4) notwendigen Kosten
	a) für das Aufräumen und den Abbruch versicherter Sachen (siehe § 1) sowie für das Wegräumen und den Abtransport von Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern oder Vernichten (Aufräumungs- und Abbruch...
	b) die aufzuwenden sind, weil zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen (siehe § 1) andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen (Bewegungs- und Schutzkosten);
	c) für - auch erfolglose - Maßnahmen, die der Versicherungsnehmer zur Abwendung oder Minderung des Schadens für sachgerecht halten durfte und die nach objektiver Betrachtung der Umstände verhältnismäßig waren oder auf Weisung des Versicherers erfolgte...
	d) für Mehraufwendungen zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache durch Technologiefortschritt, wenn die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art und Güte nicht oder nur ...
	Hierunter fallen nicht Mehrkosten aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften (Gesetze und Verordnungen). Der Versicherungsschutz hierfür bestimmt sich nach Nr. 3 und 4.

	2. Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4) anfallenden Mehrkosten durch Preissteigerungen, die im Zuge der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung entstehen und deren Ursache in der Zeit zwischen Eintritt des Versicheru...
	Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei unverzüglicher Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung entstanden wären.
	Mehrkosten infolge von Betriebsbeschränkungen oder Kapitalmangel sind nicht versichert. Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen werden gemäß Nr. 3 ersetzt.
	3. Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4) notwendigen Aufwendungen für Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen, die dadurch entstehen, dass versicherte und vom Schaden betroffene Sachen aufgrund öf...
	a) Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden oder aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt war, sind die dadurch ents...
	b) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache aufgrund behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen nur an anderer Stelle erfolgen darf, werden die Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei Wiederher...
	c) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entstehen, dass sich die Wiederherstellung durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen verzögert, werden gemäß Nr. 2 ersetzt.
	d) Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Vorschriften, die die Wiederverwendung vorhandener Sachen untersagen, werden gemäß Nr. 4 ersetzt.

	4. Mehrkosten durch öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach denen die noch vorhandene und technisch brauchbare Sachsubstanz der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache für die Wiederherstellung nicht wieder verwendet werden darf, sind versiche...
	a) es sich nicht um behördliche Anordnungen handelt, die vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden oder
	b) nicht aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt war.

	Der erzielbare Verkaufspreis dieser Sachen wird bei der Entschädigungsberechnung angerechnet.
	5. Die Gesamtentschädigung für die gemäß Nr. 1 a, 1 b und 3 versicherten Kosten ist je Versicherungsfall (siehe § 4) und betroffene Gebäudeposition begrenzt auf 50.000 EUR. Eine Erhöhung dieser Entschädigungsgrenze kann vereinbart werden.
	6. Bei versicherten Sachen (siehe § 1), die zum Zeitwert versichert sind (siehe § 8 Nr. 1 Absatz 4), sind Mehrkosten durch Technologiefortschritt gemäß Nr. 1 d sowie Mehrkosten infolge von Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Vorschriften gemäß Nr...
	7. Bei versicherten Sachen (siehe § 1), die zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet sind (siehe § 8 Nr. 3), sind ausschließlich Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten (siehe Nr. 1 c) versichert.
	8. Die versicherten Kosten nach Nr. 1 bis 7 werden nur ersetzt, soweit sie nachweislich tatsächlich aufgewendet worden sind. Maßgeblicher Bewertungsstichtag für die Bemessung der Höhe der Ersatzleistung ist das Datum des Eintritts des Versicherungsfal...

	§ 3 Unter welchen Voraussetzungen ist Mietausfall versichert?
	1. Der Versicherer ersetzt
	a) den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietnebenkosten, wenn Mieter von Wohn- oder Gewerberäumen infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4) zu Recht die Zahlung der Miete ganz oder teilweise verweigert haben;
	b) den ortsüblichen Mietwert von Wohn- oder Gewerberäumen, die der Versicherungsnehmer selbst nutzt und die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4) unbenutzbar wurden, einschließlich fortlaufender Nebenkosten im Sinne des Mietrechts, falls dem V...
	c) einen durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen verursachten zusätzlichen Mietausfall bzw. Mietwert.

	2. Entschädigt wird der Preis für unmöblierten Wohn- bzw. Gewerberaum, höchstens jedoch der Preis, der dem ortsüblichen Mietpreisspiegel entspricht.
	3. Haftzeit  Mietausfall oder Mietwert wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohn- bzw. Gewerberäume wieder benutzbar sind, höchstens jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist (Ha...
	Endet das Mietverhältnis infolge des Schadens und sind die Räume trotz Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zum Zeitpunkt der Wiederherstellung nicht zu vermieten, wird der Mietverlust bis zur Neuvermietung ersetzt, höchstens jedoch bis zu...
	War das Gebäude zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls nicht vermietet und weist der Versicherungsnehmer die Vermietung zu einem in der Haftzeit liegenden Termin nach, wird der ab diesem Zeitpunkt entstandene Mietausfall bis zum Ablauf der Haft...
	4. Für Räume, die als Asyle, Bar- oder Bordellbetriebe, Diskotheken, Tanzlokale, Eroscenter, Kinos oder Spielhallen genutzt werden, besteht Versicherungsschutz für Mietausfall und ortsüblichen Mietwert nur, soweit dies gesondert vereinbart ist.

	§ 4 Welche Gefahren und Schäden sind versichert, welche nicht?
	1. Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe § 1), die durch
	a) Brand, Blitzschlag, Explosion (siehe § 5) sowie Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;
	b) Leitungswasser, Bruch an Leitungswasser führenden Rohren und Frost (siehe § 6);
	c) Sturm, Hagel (siehe § 7)

	zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen (Versicherungsfall).
	2. Jede der Gefahrengruppen nach Nr. 1 a, 1 b und 1 c kann auch einzeln versichert werden. Soweit die Versicherung gegen eine oder mehrere dieser Gefahren nicht vereinbart ist, entfallen die diese Gefahren betreffenden Bestimmungen.
	3. Während der Neu- oder Rohbauphase ist der Versicherungsschutz begrenzt auf die Feuerversicherung gemäß Nr. 1 a. Baustoffe, die zur Errichtung notwendig sind und sich auf dem Baugrundstück oder in dessen unmittelbarer Nähe im Freien befinden, sind m...
	4. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden, die durch Kriegsereignisse jeder Art, innere Unruhen, Erdbeben sowie Kernenergie1F , nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen entstehen. Weitere Ausschlüsse zu den einzeln...
	Der Ausschluss von Schäden durch Kriegsereignisse erstreckt sich nicht auf Schäden gemäß Nr. 1 a durch Kampfmittel aus dem 2. Weltkrieg. Kontaminationsschäden durch die Wirkung oder Freisetzung chemischer oder biologischer Substanzen bleiben ohne Rück...

	§ 5 Was ist Brand, Blitzschlag, Explosion? Was gehört nicht hierzu?
	1. Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.
	2. Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
	Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden durch Blitz an elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, wenn der Blitz unmittelbar auf das Grundstück übergegangen ist, auf dem sich die versicherten Gebäude befinden.
	3. Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung durch Ausdehnung von Gasen oder Dämpfen.
	4. Der Versicherungsschutz gegen Brand, Blitzschlag und Explosion erstreckt sich nicht auf
	a) Brandschäden, die an versicherten Sachen (siehe § 1) dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt sind; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeu...
	b) Sengschäden;
	c) Überspannungs-, Überstrom- und Kurzschlussschäden

	soweit diese Schäden nicht Folge eines versicherten Sachschadens gemäß Nr. 1 bis 3 sind.

	§ 6 Was ist Leitungswasser, Rohrbruch, Frost? Welche Frost- und sonstigen Bruchschäden sind versichert? Was gehört nicht hierzu?
	1. Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus
	a) Zu- oder Ableitungsrohren der Wasserversorgung oder damit verbundenen Schläuchen;
	b) mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung verbundenen sonstigen Einrichtungen oder aus deren Wasser führenden Teilen;
	c) Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung;
	d) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;
	e) Einrichtungen von fest im Gebäude installierten Klima-, Wärmepumpen- oder Solarthermieanlagen.

	2. Für Wasserdampf und wärmetragende Flüssigkeiten (z. B. Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel) gilt Nr. 1 entsprechend.
	3. Innerhalb versicherter Gebäude sind versichert Frost- und sonstige Bruchschäden an
	a) Rohren der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen;
	b) Leitungswasser führenden Rohren der Warmwasser- oder Dampfheizung;
	c) Rohren von Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;
	d) Rohren von fest im Gebäude installierten Klima-, Wärmepumpen- und Solarthermieanlagen

	sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sowie Aggregaten von Klima-, Wärmepumpen- oder Solarthermieanlagen sind.
	Rohre und Installationen zwischen den Fundamenten unterhalb des Gebäudes sind nicht versichert sofern sie nicht in Nr. 5 genannt sind.
	Rohre von Solarthermieanlagen auf dem Dach des Gebäudes sind mitversichert.
	4. Darüber hinaus sind innerhalb versicherter Gebäude auch versichert Frostschäden an
	a) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Wasserhähnen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern und Thermostatventilen;
	b) Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern und an vergleichbaren Teilen von Warmwasser- oder Dampfheizungsanlagen;
	c) Sprinkler- oder Berieselungsanlagen;
	d) sonstigen Einrichtungen von fest im Gebäude installierten Klima-, Wärmepumpen- und Solarthermieanlagen.

	5. Außerhalb versicherter Gebäude sind versichert frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Zuleitungsrohren der Wasserversorgung, an den Leitungswasser führenden Rohren der Warmwasser- oder Dampfheizung und an Rohren von fest am Gebäude installierte...
	6. Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohrbruch und Frost erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen - sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - nicht auf Schäden
	a) durch Wasser aus Regenwasserleitungen und Rohren oder sonstigen Einrichtungen von Zisternenanlagen;
	b) durch Plansch- oder Reinigungswasser sowie Wasser aus Eimern, Gießkannen oder sonstigen mobilen Behältnissen;
	c) durch Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwemmung durch Hochwasser, Witterungsniederschläge oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau sowie Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch;
	d) durch Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben oder durch Umbauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Sprinkler- oder Berieselungsanlage;
	e) durch Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser (siehe Nr. 1) die Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht hat;
	f) durch Schimmel;
	g) durch Schwamm;
	h) an Sonnenkollektoren;
	i) als Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion sowie Anprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung (siehe § 5);
	j) als Folge von Sturm oder Hagel (siehe § 7);
	k) an versicherten Sachen (siehe § 1), solange die versicherten Gebäude oder Gebäudeteile noch nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für ihre Zwecke nicht mehr benutzbar sind.


	§ 7 Was ist Sturm, Hagel? Was gehört nicht hierzu?
	1. Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mind. 62 km/Stunde).
	Ist diese Windstärke für das Versicherungsgrundstück (siehe § 1 Nr. 1 c) nicht feststellbar, so wird ein versichertes Sturmereignis unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
	a) eine wetterbedingte Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks Schäden an anderen Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat oder
	b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten Gebäudes nur durch Sturm entstanden sein kann.

	2. Versichert sind - sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - nur Schäden, die entstehen
	a) durch unmittelbare Einwirkung des Sturmes auf versicherte Sachen (siehe § 1);
	b) dadurch, dass der Sturm Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen (siehe § 1) wirft;
	c) als Folge eines Sturmschadens gemäß Nr. 2 a oder b an versicherten Sachen (siehe § 1).

	3. Für Schäden durch Hagel gilt Nr. 2 entsprechend. Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.
	4. Der Versicherungsschutz gegen Sturm und Hagel erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen - sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - nicht auf Schäden
	a) durch Sturmflut;
	b) durch Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch;
	c) durch Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden darstellen;
	d) als Folge von Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion sowie Anprall eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung (siehe § 5);
	e) durch Leitungswasser oder Rohrbruch (siehe § 6);
	f) an versicherten Sachen (siehe § 1), solange die versicherten Gebäude oder Gebäudeteile noch nicht bezugsfertig oder wegen Umbauarbeiten für ihre Zwecke nicht mehr benutzbar sind.


	§ 8 In welchem Umfang besteht Versicherungsschutz und wie wird dieser angepasst?
	1. Versicherungswert von Gebäuden ist der ortsübliche Neubauwert der im Versicherungsvertrag beschriebenen Gebäude (siehe § 1) in ihrer konkreten Ausgestaltung (Wohnfläche, Nutzung, Gebäudetyp, Bauart und -ausstattung, Ausbau und sonstiger vereinbarte...
	Versicherungswert sonstiger versicherter Sachen (siehe § 1) ist der Wiederbeschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand.
	Nicht Bestandteil des Neubauwertes nach Abs. 1 und des Wiederbeschaffungspreises nach Abs. 2 sind Mehrkosten aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften, Mehrkosten durch Technologiefortschritt und Mehrkosten durch Preissteigerungen. Diese Kosten wer...
	Abweichend von Abs. 1 und 2 kann auch der Zeitwert als Versicherungswert vereinbart werden. Der Zeitwert errechnet sich aus dem ortsüblichen Neubauwert nach Nr. 1 Abs. 1 und 3 bzw. dem Wiederbeschaffungspreis nach Nr. 1 Abs. 2 und 3 abzüglich der Wert...
	2. Der Versicherer passt den Versicherungsschutz gemäß Nr. 1 jährlich an die Baukostenentwicklung an. Entsprechend erhöht oder vermindert sich der Anpassungsfaktor und dadurch der Beitrag (siehe § 9 Nr. 2).
	3. Sind versicherte Sachen (siehe § 1) oder Teile davon zum Abbruch bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist ohne besondere Vereinbarung Versicherungswert der gemeine Wert. Gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare Verkaufsprei...

	§ 9 Wie berechnet sich der Beitrag und wie wird er angepasst?
	1. Berechnung des Beitrags
	Der Beitrag errechnet sich aus dem Grundbeitrag und dem Anpassungsfaktor.
	a) Der Grundbeitrag errechnet sich aus Wohnfläche, Nutzung, Lage, Gebäudetyp, Bauart, Ausstattungsklasse, Ausbau oder sonstiger vereinbarter Merkmale, die für die Beitragsberechnung erheblich sind sowie ggf. Beitragszuschlägen für erweiterten Versiche...
	b) Wohnfläche ist die Fläche aller Räume eines Gebäudes einschließlich Hobbyräume, Hauswirtschaftsräume und eventuell vorhandener Gewerbeflächen. Nicht zu berücksichtigen sind Treppen, Balkone, Loggien und Terrassen sowie Keller-, Speicher- und Bodenr...
	c)  Es werden drei Ausstattungsklassen unterschieden:
	i) einfach
	Ist zutreffend, wenn mindestens drei der folgenden Kriterien gegeben sind:
	- Einzelöfen
	- Einfachverglasung
	- Böden aus Linoleum und / oder PVC, einfachste    Teppichfliesen oder -böden
	- weniger als vier Steckdosen je Wohn- / Schlaf-    raum
	- Leitungswasser- und / oder Heizungsrohre auf     Putz.
	ii) aufwändig
	- Häuser in besonders energiesparender Bau-    weise wie Niedrigenergiehäuser
	- Häuser in überwiegend alters- und behinder-    tengerechter Bauweise
	Die aufwändige Ausstattungsklasse kann auch vorliegen, wenn mehrere der folgenden Kriterien zutreffen:
	Dreifachverglaste Fenster, Bädern und Toiletten in hochwertiger Ausführung, individuell angefertigte Einbaumöbel, Heizung oder Kühlung in Fußböden, Wänden oder Decken, gemauerter Kamin oder Kachelofen, Wintergarten, Sauna, Schwimmbad im Gebäude, Natur...
	iii) gut / heute üblich
	Ist zutreffend, wenn ein Gebäude nicht in eine der Ausstattungsklassen nach i) oder ii) eingeordnet werden kann.

	d) Für Räume, die überwiegend oder ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzt werden, gilt Nr. 1 b entsprechend.

	2. Anpassung des Beitrags
	Der Beitrag verändert sich entsprechend der Anpassung des Versicherungsschutzes (siehe § 8 Nr. 2) gemäß der Erhöhung oder Verminderung des Anpassungsfaktors. Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines Jahres für das i...
	Bei der Berechnung des Prozentsatzes, um den sich der Anpassungsfaktor ändert, werden sämtliche Anpassungen seit Vertragsbeginn, die aufgrund von Widersprüchen des Versicherungsnehmers gemäß Abs. 3 unterblieben sind, berücksichtigt. Der Versicherungsn...
	Bei einer Erhöhung des Beitrages nach Nr. 2 ist der Versicherungsnehmer berechtigt, dieser innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt...
	3. Nachträgliche Änderung eines beitragsrelevanten Merkmals
	Ändert sich nachträglich ein der Beitragsberechnung zugrunde liegender Umstand und würde sich dadurch ein höherer Beitrag ergeben, kann der Versicherer den höheren Beitrag ab dem Zeitpunkt der Änderung verlangen.
	Fallen Umstände, für die ein höherer Beitrag vereinbart ist, nachträglich weg, ist der Versicherer verpflichtet, den Beitrag zu dem Zeitpunkt herabzusetzen, zu dem er hiervon Kenntnis erlangt hat. Das Gleiche gilt, soweit solche beitragsrelevanten Ums...
	4. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

	§ 10 Welche Entschädigung wird geleistet?
	1. Ersetzt werden im Versicherungsfall (siehe § 4) bei
	a) zerstörten Gebäuden und zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen Sachen der Versicherungswert (siehe § 8) zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;
	b) beschädigten Sachen oder Teilen davon die notwendigen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles (siehe § 4) zuzüglich einer etwaigen durch die Reparatur nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch der nach Nr. 1 a zu ersetzen...
	Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit einer Sache nicht beeinträchtigt und ist dem Versicherungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur zumutbar (sog. Schönheitsschaden), so ist die Beeinträchtigung durch Zahlung des Betrages auszugleichen, der dem ...

	Mehrkosten aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften, Mehrkosten durch Technologiefortschritt und Mehrkosten durch Preissteigerungen werden nur nach Maßgabe des § 2 (versicherte Kosten) ersetzt.
	2. Restwerte werden bei der Entschädigungsberechnung gemäß Nr. 1 angerechnet.
	3. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	Der Versicherer trägt auch die notwendigen Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens. Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zu...
	4. Abweichende Bauausgestaltung
	Entsprechen Angaben des Versicherungsnehmers zur konkreten Gestaltung des Gebäudes (Wohnfläche, Nutzung, Gebäudetyp, Bauart, Ausstattungsklasse, Ausbau oder sonstige vereinbarte Merkmale), aus denen sich der Versicherungswert ergibt (siehe § 8), nicht...
	a) nicht verpflichtet, mehr als den tatsächlich entstandenen Schaden zu ersetzen, auch wenn sich aus den Angaben des Versicherungsnehmers ein höherer Versicherungswert ergibt als aus den tatsächlichen Gegebenheiten;
	b) berechtigt, Unterversicherung gemäß § 11 geltend zu machen, wenn sich aus den Angaben ein niedrigerer Wert ergibt als aus den tatsächlichen Gegebenheiten.

	5. Kosten
	Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter Kosten (siehe § 2) sind die nachgewiesenen tatsächlich angefallenen Kosten unter Berücksichtigung der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen.
	6. Mietausfall, Mietwert
	Versicherten Mietausfall bzw. Mietwert (siehe § 3) ersetzt der Versicherer bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit.
	7. Mehrwertsteuer
	Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. Dies gilt entsprechend für die Berechnung versicherter Kost...
	8. Neuwertanteil
	Den Anspruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil), erwirbt der Versicherungsnehmer nur, soweit und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sichergestellt hat, das...
	Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des entschädigten Neuwertanteils einschließlich etwaiger nach § 13 Nr. 3 a gezahlter Zinsen an den Versicherer verpflichtet, wenn er die auf den Neuwertanteil geleistete Entschädigung schuldhaft nicht innerh...
	Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädigung nach Nr. 1 abzüglich der Wertminderung durch Alter und Abnutzung.
	9. Mehrere Versicherer
	Besteht für das versicherte Gebäude auch anderweitig Versicherungsschutz gegen dieselbe Gefahr, so besteht Anspruch auf Leistung aus diesem Vertrag lediglich in Höhe des vereinbarten Anteils. Dies gilt auch für die Berechnung versicherter Kosten (sieh...

	§ 11 Wie wirkt sich eine Unterversicherung auf die Entschädigung aus?
	1. Unterversicherung besteht, wenn
	a) Angaben des Versicherungsnehmers im Versicherungsvertrag zur konkreten Gestaltung des Gebäudes, aus denen sich der Versicherungswert ergibt (siehe § 8), nicht den tatsächlichen Gegebenheiten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles entsprechen und dad...
	b) der Versicherungsnehmer wertsteigernde bauliche Maßnahmen vornimmt und die Veränderung dem Versicherer nicht anzeigt;
	c) das Gebäude unter Denkmalschutz gestellt wird und dies dem Versicherer nicht mitgeteilt wird;
	d) der Versicherungsnehmer der Erhöhung des Versicherungsschutzes (siehe § 8 Nr. 2), die vor Eintritt des Versicherungsfalles hätte wirksam werden sollen, widerspricht.

	2. Ob Unterversicherung vorliegt, wird für jede versicherte Gebäudeposition gesondert berechnet. In den Fällen von Nr. 1 a bis c wird die Entschädigung gemäß § 10 im Verhältnis des zuletzt berechneten Jahresbeitrages zu dem Jahresbeitrag gekürzt, der ...
	Das Gleiche gilt auch für die Berechnung der Entschädigung versicherter Kosten (siehe § 2) und versicherten Mietausfalls bzw. Mietwerts (siehe § 3).
	3. Hat der Versicherer bei Abschluss des Vertrages auf den Einwand der Unterversicherung verzichtet, so entfällt dieser Unterversicherungsverzicht mit Eintritt der Voraussetzungen gemäß Nr. 1.

	§ 12 Welche Selbstbeteiligung wird von der Entschädigung abgezogen?
	Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag einschließlich Aufwendungsersatz wird je Versicherungsfall (siehe § 4) um die vereinbarte Selbstbeteiligung gekürzt.

	§ 13 Wann und wie erfolgt die Berechnung der Entschädigung?
	1. Fälligkeit der Entschädigung
	Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach...
	2. Neuwertanteil
	Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung (Neuwertanteil) wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer dem Versicherer gegenüber den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.
	3. Verzinsung
	Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
	a) Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit Anzeige des Schadens zu verzinsen; der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, ...
	b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.
	c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

	4.  Hemmung
	Bei der Berechnung der Fristen gem. Nr. 1 und Nr. 3 a ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.
	5. Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
	b) gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Repräsentanten aus Anlass des Versicherungsfalles ein behördliches oder strafrechtliches Verfahren läuft;
	c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte.


	§ 14 Wann beginnt und wann endet der Versicherungsschutz? Was gilt für die Zahlung des Beitrages?
	1. Beginn und Ende des Vertrags
	Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erstbeitrags.
	Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, dass bereits ein Versicherungsfall eingetreten ist, besteht hierfür kein Versicherungsschutz.
	Kann vom Versicherungsnehmer nicht nachgewiesen werden, ob ein bei Antragstellung noch unbekannter Versicherungsfall während der Laufzeit des vorliegenden Vertrages oder einer bis zum Beginn dieses Vertrages gültigen Vorversicherung eingetreten ist, b...
	Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.
	Ein Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf Monaten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Ve...
	a) Stillschweigende Verlängerung, Kündigung
	Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugega...
	Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweilige...
	b) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
	Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf.
	c) Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Realgläubiger
	Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der...
	d) Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.
	e) Nach dem Tod des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungsschutz für die Erben weiter.

	2. Erstbeitrag
	a) Fälligkeit des Erstbeitrags
	Der erste Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.
	Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt...
	Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
	b) Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
	Wird der erste Beitrag nicht rechtzeitig nach Nr. 2 a gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungsnehmer die Zahlung nicht veranlasst hat.
	Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
	c) Leistungsfreiheit des Versicherers bei Zahlungsverzug
	Wenn der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig nach Nr. 2 a zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versicherun...
	Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

	3. Folgebeitrag
	Ein Folgebeitrag wird jeweils zu dem vereinbarten Zeitpunkt fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird. Je nach Vereinbarung werden die Beiträge durch laufende Zahlungen vierteljährlich, halbjährlich oder jährlic...
	a) Schadenersatz bei Verzug, Mahnung
	Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat.
	Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
	Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss mi...
	Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist.
	b) Leistungsfreiheit nach Mahnung
	Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von ...
	c) Kündigungsrecht nach Mahnung
	Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen.
	Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung...
	Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach Fristablauf veran...
	Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Nr. 3 b bleibt bis zur Zahlung bestehen.
	d) Lastschriftverfahren
	Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.
	Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zahlu...
	Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge trotz wiederholtem Einziehungsversuch nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)...
	Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.
	Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

	4. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.
	a) Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in de...
	Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch g...
	b) Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu.
	c) Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.
	d) Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu.
	e) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der...
	f) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes...
	g) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt...


	§ 15 Unter welchen Voraussetzungen kann es zu einer Änderung des Beitrages kommen?
	1. Der Beitrag wird unter Berücksichtigung der Schadenaufwendungen, der Kosten (insbesondere Provisionen, Sach- und Personalkosten und der Kosten für die Rückversicherung), des Gewinnansatzes und der Feuerschutzsteuer kalkuliert.
	2. Der Versicherer ist berechtigt und verpflichtet, den Beitrag für bestehende Versicherungsverträge zu überprüfen und, wenn die Entwicklung insbesondere der Schadenaufwendungen und der Feuerschutzsteuer dies erforderlich machen, an diese Entwicklung ...
	3. Für Teile des Gesamtbestandes, die nach tarifbezogenen Risikokriterien abgrenzbar sind (z. B. Nutzungs-, Bauart, geographische Lage oder Vertragsergänzungen), kann der Beitrag zur Ermittlung des Anpassungsbedarfs getrennt ermittelt werden.
	4. Zur Ermittlung des Änderungsbedarfs wird bei der Kalkulation auf der Basis der bisherigen Schadenentwicklung insbesondere die voraussichtliche künftige Entwicklung des Schadenbedarfs, der satzungsgemäßen Überschussbeteiligung und der Feuerschutzste...
	5. Unternehmensübergreifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden, dass eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur Verfügung steht.
	6. Verändert sich durch die Kalkulation der Beitrag, so ist der Versicherer im Falle der Erhöhung berechtigt und im Falle der Reduzierung verpflichtet, den Beitrag für bestehende Verträge anzupassen. Ergibt die Kalkulation, dass eine Änderung des Beit...
	7. Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres - ab dem 1. Juli des auf den Ermittlungszeitraum folgenden Kalenderjahres - in Kraft. Die Beitragsänderungen werden dem Versicherungsnehmer mit der Rechnungsstellu...
	8. Die Bestimmungen der §§ 8 Nr. 2 und 9 Nr. 2, die Haftung des Versicherers (siehe §§ 2, 3 und 10 Nr. 1 und 3) an die Baupreisentwicklung anzupassen, bleiben hiervon unberührt. Die insoweit maßgebliche Baupreisentwicklung darf im Rahmen der Anpassung...

	§ 16 Was ist bei Vertragsabschluss zu beachten?
	1. Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände
	Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und die für den Entschluss des Vers...
	Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Absatz 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksich...
	Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
	2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	a) Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
	Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.
	Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.
	Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder andere...
	Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt oder die Festste...
	b) Kündigung
	Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 Absatz 1 einfach fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
	Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte.
	c) Vertragsänderung
	Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht Nr. 1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die anderen Bedingung...
	Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mi...
	d) Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers
	Die Rechte zur Vertragsänderung, zum Rücktritt oder zur Kündigung muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung kann er nachträglich weite...
	e) Hinweispflicht des Versicherers
	Die Rechte zur Vertragsänderung, zum Rücktritt und zur Kündigung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht...
	f) Ausschluss von Rechten des Versicherers
	Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zur Vertragsänderung, zum Rücktritt und zur Kündigung nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.
	g) Anfechtung
	Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.
	h) Erlöschen der Rechte des Versicherers
	Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung, zum Rücktritt und zur Kündigung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist b...


	§ 17 Was ist während der Vertragslaufzeit zu beachten?
	1. Begriff der Gefahrerhöhung
	Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfe...
	2. Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn
	a) sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat;
	b) ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäudes nicht bewohnt bzw. im Falle von Nebengebäuden nicht genutzt wird;
	c) an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt werden, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise entfernt wird oder die das Gebäude überwiegend unbenutzbar machen;
	d) in dem versicherten Gebäude oder dem überwiegenden Teil eines Gebäudes eine von familiengerechtem Wohnen abweichende Nutzung vorgenommen wird, z. B. durch regelmäßig wechselnde Personen wie Erntehelfer;
	e) in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb aufgenommen oder verändert wird.

	Wenn der Versicherungsnehmer nach Abgabe seiner Vertragserklärung wertsteigernde bauliche Maßnahmen vornimmt oder das Gebäude unter Denkmalschutz gestellt wird, hat er dies dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.
	Unterlässt der Versicherungsnehmer schuldhaft die Anzeige, so wird bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4) die Entschädigung gemäß § 11 nur anteilig ersetzt.
	3. Pflichten des Versicherungsnehmers
	Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
	Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ve...
	4. Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer
	a) Kündigungsrecht
	Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 3 Absatz 1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsat...
	Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
	Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 3 Absatz 2 bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
	b) Vertragsänderung
	Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.
	Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versic...

	Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 4 a und 4 b erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, d...
	5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
	Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 3 Absatz 1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflich...
	Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 3 Absatz 2 ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherun...
	Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
	a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder
	b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder
	c) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt.


	§ 18 Welche Sicherheitsvorschriften gelten? Welche Obliegenheiten sind im Versicherungsfall einzuhalten?
	1. Sicherheitsvorschriften
	Der Versicherungsnehmer hat
	a) alle gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften zu beachten und für den Fall seiner persönlichen Verhinderung für eine ausreichende Stellvertretung Sorge zu tragen;
	b) die versicherten Sachen (siehe § 1) in angemessenen Zeitabständen regelmäßig – bei nicht ständig bewohnten oder nicht ständig genutzten Gebäuden (z. B. Wochenend-/Ferienhaus) mindestens alle 14 Tage – zu kontrollieren und stets in ordnungsgemäßem Z...
	c) bei Rohren in unbeheizten oder ungedämmten Gebäudeteilen sowie bei frostgefährdeten Anlagen (z. B. Solarthermieanlagen) für ausreichenden Frostschutz zu sorgen (z. B. Rohrbegleitheizung, Dämmung, Frostschutzmittelbefüllung);
	d) in der kalten Jahreszeit
	entweder alle Gebäude und Gebäudeteile ausreichend zu beheizen und dies mindestens alle 14 Tage zu kontrollieren oder alle Wasser führenden Anlagen und Einrichtungen am Hausanschluss der Wasserversorgung (Hauptabsperreinrichtung) abzusperren, zu entle...
	bzw. nicht ständig bewohnte oder nicht ständig genutzte Gebäude und Gebäudeteile ausreichend zu beheizen und alle Wasser führenden Anlagen und Einrichtungen am Hausanschluss der Wasserversorgung abzusperren und dies mindestens alle 14 Tage zu kontroll...
	e) nach einem Extremwetterereignis (z.B. Sturm) das Gebäude unverzüglich zu kontrollieren.

	2. Rechtsfolgen
	Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine dieser Obliegenheiten, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Ver...
	3. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles
	Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu erfüllen:
	Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn...
	Der Versicherungsnehmer hat
	a) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;
	b) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;
	c) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten oder beschädigten Sachen einzureichen;
	d) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fo...
	e) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede U...
	f) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.
	g) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem anderen als dem Versicherungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach Nr. 3 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglic...

	4. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
	Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 3 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem V...
	Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit...
	Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder f...

	§ 19 In welchen Fällen entfällt die Entschädigungspflicht?
	1. Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
	Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.
	Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
	2. Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. Ist die Täuschun...

	§ 20 Was gilt, wenn die Höhe des Schadens in einem Sachverständigenverfahren ermittelt werden soll?
	1. Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4) vereinbaren, dass die Höhe des Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststel...
	2. Für das Sachverständigenverfahren gilt
	a) Jede Partei benennt in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) einen Sachverständigen und kann dann die andere unter Angabe des von ihr benannten Sachverständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite...
	b) Beide Sachverständige benennen in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) vor Aufnahme ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Schadeno...
	c) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder ...
	Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständigen.

	3. Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten
	a) ein Verzeichnis der zerstörten, beschädigten und abhanden gekommenen versicherten Sachen (siehe §1) sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versicherungswerte (siehe § 8) zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles (siehe § 4);
	b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten gemäß § 10 Nr. 1 a und b;
	c) alle sonstigen gemäß § 10 maßgebenden Tatsachen, insbesondere die Restwerte der von dem Schaden betroffenen Sachen;
	d) die nach § 2 versicherten Kosten sowie der nach § 3 versicherte Mietausfall bzw. Mietwert.

	4. Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig geblieb...
	5. Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.
	6. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für den Versicherer und den Versicherungsnehmer verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlich...
	Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.
	7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers gemäß § 18 Nr. 3 nicht berührt.

	§ 21 Was gilt nach Eintritt des Versicherungsfalles?
	1. Kündigungsrecht
	Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Absc...
	2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
	Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahre...
	3. Kündigung durch Versicherer
	Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

	§ 22 Was gilt bei einem Übergang von Ersatzansprüchen?
	1. Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden...
	Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchset...
	2. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliege...

	§ 23 Inwieweit müssen Sie sich Kenntnis und Verhalten dritter Personen zurechnen lassen?
	1. Besteht der Vertrag mit mehreren Versicherungsnehmern, so muss sich jeder Versicherungsnehmer Kenntnis und Verhalten der übrigen Versicherungsnehmer zurechnen lassen.
	2. Ferner muss sich der Versicherungsnehmer Kenntnis und Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

	§ 24 Wie sind die Rechte und Pflichten geregelt, wenn der Versicherungsnehmer nicht auch der Versicherte ist?
	1. Rechte aus dem Vertrag
	Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt ...
	2. Zahlung der Entschädigung
	Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmer...
	3. Kenntnis und Verhalten
	Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Ver...
	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.
	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

	§ 25 Wie ist die Regelung bei Wohnungseigentümergemeinschaften?
	1. Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens einzelner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungsfrei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen Wohnungseigentümern wegen deren Sond...
	Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf entfallenen Aufwendungen zu ersetzen.
	2. Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegenüber einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern diese zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstellung des gemeinschaftlichen Ei...
	Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese Mehraufwendungen zu erstatten.
	3. Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 und 2 entsprechend.

	§ 26 Was gilt bei Veräußerung der versicherten Sachen?
	1. Übergang der Versicherung
	Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei Immobilien: Datum der Umschreibung im Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicher...
	Die Versicherung geht auch über, wenn die versicherte Sache im Wege der Zwangsversteigerung erworben wird.
	Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt.
	2. Kündigung
	Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegenüber den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mon...
	Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlen...
	3. Beitrag
	Der Veräußerer und der Erwerber haften für den Beitrag als Gesamtschuldner, wenn der Übergang auf den Erwerber während eines laufenden Versicherungsjahres erfolgt. Wenn der Versicherungsvertrag gekündigt wird, haftet der Veräußerer allein für die Zahl...
	4. Anzeigepflichten
	Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) anzuzeigen.
	Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen. Der Versicherer muss hierzu ...
	Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. Der Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet, wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche...

	§ 27 Was gilt im Falle einer Mehrfachversicherung?
	1. Anzeigepflicht
	Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und der Vertragsumfang anzugeben.
	2. Rechtsfolgen bei Verletzung der Anzeigepflicht
	Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach Nr. 1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in § 18 Nr. 2 und 4 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leis...
	3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigt die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversiche...
	a) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm entstanden...
	b) Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträgen insgesa...
	c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.
	Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

	4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
	Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder der Versicherungs...
	5. Die Regelungen nach Nr. 4 sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge ...

	§ 28 Welche Form gilt für Anzeigen und Erklärungen?
	1. Form, zuständige Stelle
	Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, soweit gesetzli...
	Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anz...
	2. Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung
	Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versiche...
	3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
	Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung Nr. 2 entsprechend Anwendung.

	§ 29 Welche Vollmachten hat der Versicherungsvermittler?
	1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
	Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
	a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;
	b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;
	c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

	2. Erklärungen des Versicherers
	Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.
	3. Zahlungen an den Versicherungsvermittler
	Der Versicherungsvermittler gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Vers...

	§ 30  Wann verjähren Ansprüche?
	Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis...
	Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten Entscheidung des Versicherers...
	Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

	§ 31 Was gilt bei Meinungsverschiedenheiten?
	Treten Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer auf, kann sich der Versicherungsnehmer jederzeit an die Beschwerdestelle des Versicherers wenden:
	beschwerde@vgh.de  oder online über www.vgh.de/beschwerde
	Außerdem stehen dem Versicherungsnehmer insbesondere folgende weitere Beschwerdemöglichkeiten zu:
	1. Versicherungsombudsmann
	Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:
	Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten kann sich der Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.
	Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin,  Telefon: 0800 3696000,  E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de,  Internet: www.versicherungsombudsmann.de
	Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.
	Versicherungsnehmer, die diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über dies...
	2. Versicherungsaufsicht
	Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auftreten, kann er sich auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer u...
	Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Sektor Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn,  Telefon: 0800 2 100 500 E-Mail: poststelle@bafin.de Internet:  https://www.bafin.de
	Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden.
	3. Rechtsweg
	Es besteht zudem die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten.

	§ 32  Welches Gericht ist zuständig?
	1. Klagen gegen den Versicherer
	Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
	Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
	Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des Staates zuständig, in dem der...
	2. Klagen gegen Versicherungsnehmer
	Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufent...
	Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fü...

	§ 33 Welches Recht gilt?
	Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

	§ 34 Welche Bestimmungen gelten zusätzlich?
	Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften sowie die Satzung des Versicherers.

	§ 35 Embargobestimmung
	Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bu...
	Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
	gültig, sofern im Versicherungsschein genannt
	Bei Graffitischäden außerdem
	Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch die unmittelbare Einwirkung von
	zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen.
	Der Versicherungsnehmer hat von sich aus alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen Elementarschäden zu treffen. Insbesondere sind zur Vermeidung von Überschwemmungsschäden Wasser führende Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück (z. B. Gräben)...
	Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.
	Der Versicherungsschutz für Schäden durch Überschwemmung und Rückstau beginnt mit dem Ablauf von vierzehn Tagen nach Versicherungsbeginn (Wartezeit).
	Diese Regelung entfällt, wenn
	Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 500 EUR gekürzt.
	Abweichend von § 1 Nr. 5 c VGB gelten auch die auf dem Hausdach befestigten sowie in den Baukörper integrierten, betriebsfertigen Photovoltaikanlagen der im Versicherungsvertrag genannten Gebäude einschließlich der zugehörigen Installationen bis zu ei...
	Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und - soweit vorgesehen - nach beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbric...
	Nicht versichert sind Anlagen und Geräte, die nicht dem direkten Betrieb der Photovoltaikanlage dienen, z. B. mobile Steuer- und Anzeigegeräte.
	In Erweiterung von § 4 VGB leistet der Versicherer auch Entschädigung für
	bei unvorhergesehen eintretenden Beschädigungen oder Zerstörungen von versicherten Sachen (siehe Nr. 1) und bei Abhandenkommen dieser Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.
	Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat noch hätte vorhersehen können. Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch
	wenn der Betrieb einer versicherten Photovoltaikanlage infolge eines versicherten Schadens an einer versicherten Sache (siehe Nr. 1) unterbrochen oder beeinträchtigt wird (entgangene Einspeisevergütung). Der Ertragsausfall wird bis zu dem Zeitpunkt er...
	Sofern und soweit erzeugter Photovoltaikstrom für den Eigenverbrauch genutzt wird und durch den in Absatz 1 genannten Schaden auf Strom des Energieversorgers zurückgegriffen werden muss, werden für den in Absatz 1 genannten Zeitraum auch die über den ...
	Entschädigung für nicht erzeugten Photovoltaikstrom wird auch dann geleistet, wenn für den Sachschaden an der Photovoltaikanlage ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag gemäß Nr. 3 b viii einzutre...
	Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so behält der Versicherungsneh...
	§ 22 VGB - Übergang von Ersatzansprüchen - gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.
	Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet.


	Ergänzend zu § 10 Nr. 8 VGB ist die Entschädigungsleistung für Schäden gemäß Nr. 2 a) auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles begrenzt, wenn
	Der Versicherungsnehmer hat
	Bei Verletzung dieser Obliegenheiten gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.
	Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 250 EUR gekürzt.
	Entstehen mehrere Schäden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen.
	Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang zwischen diesen Schäden, so wird die Selbstbeteiligung nur einmal abgezogen.
	Versichert sind folgende betriebsfertige Anlagen der regenerativen Energieerzeugung:
	Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und - soweit vorgesehen - nach beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbric...
	Nicht versichert sind Heizkessel und Heizkörper (auch Fußboden-, Wand-, Decken- und sonstige Strahlungsheizungen) sowie Anlagen und Geräte, die nicht dem direkten Betrieb der versicherten Anlage dienen, z. B. mobile Steuer- und Anzeigegeräte.
	In Erweiterung von § 4 VGB leistet der Versicherer auch Entschädigung für
	bei unvorhergesehen eintretenden Beschädigungen oder Zerstörungen von versicherten Sachen (siehe Nr. 1) und bei Abhandenkommen dieser Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub oder Plünderung.
	Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer weder rechtzeitig vorhergesehen hat noch hätte vorhersehen können. Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch
	wenn der Betrieb einer versicherten Solarthermie-, Geothermie- oder Wärmepumpenanlage infolge eines versicherten Schadens an einer versicherten Sache (siehe Nr. 1) unterbrochen oder beeinträchtigt wird und dadurch auf andere Energiearten zurückgegriff...
	Entschädigung für den Energiemehraufwand wird auch dann geleistet, wenn für den Sachschaden an der Solarthermie-, Geothermie- oder Wärmepumpenanlage ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag gemäß N...
	Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so behält der Versicherungsneh...
	§ 22 VGB - Übergang von Ersatzansprüchen - gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.
	Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet.


	Ergänzend zu § 10 Nr. 8 VGB ist die Entschädigungsleistung für Schäden gemäß Nr. 2 a) auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles begrenzt, wenn
	Der Versicherungsnehmer hat
	Bei Verletzung dieser Obliegenheiten gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.
	Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) um die vereinbarte Selbstbeteiligung, mindestens jedoch um 250 EUR gekürzt.
	Entstehen mehrere Schäden, so wird die Selbstbeteiligung jeweils einzeln abgezogen.
	Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang zwischen diesen Schäden, so wird die Selbstbeteiligung nur einmal abgezogen.
	Soweit behördliche Anordnungen vor Eintritt des Versicherungsfalls erteilt wurden oder aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften die Nutzung der Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls ganz oder teilweise untersagt war, sind die dadurch entsteh...
	Eine höhere Entschädigungsgrenze kann vereinbart werden.

	In Erweiterung von § 1 VGB sind weiteres Zubehör sowie Grundstücksbestandteile auf dem im Versicherungsschein bezeichneten Grundstück gemäß folgender abschließender Aufzählung mitversichert:
	Hof- und Gehwegbefestigungen, Terrassen, Zäune, Sichtschutzwände, Grundstückseinfriedungen (auch Hecken), Freisitze (inkl. dauerhaft baulich im Boden verankerte Dächer), dauerhaft baulich im Boden verankerte Zeltgaragen, Fahrradgaragen, Kleinsttierstä...
	Teich-, Pool- und Gartenpumpen müssen in der kalten Jahreszeit frostsicher gelagert werden. Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 und 4 VGB.
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	Abweichend von § 2 Nr. 5 VGB erhöht sich die Gesamtentschädigungsgrenze für die gemäß § 2 Nr. 1 a, 1 b und 3 VGB versicherten Aufräumungs- und Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten sowie Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen je Versicherungsfa...
	In Erweiterung von § 10 Nr. 3 VGB übernimmt der Versicherer bei Wasserschäden an versicherten Gebäuden die durch ihn veranlassten Kosten zur Leckortung auch dann, wenn kein Versicherungsfall nach § 4 Nr. 1 b VGB eingetreten ist.
	In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VGB sind die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) notwendigen Kosten zum Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles für Transport und Lagerung von noch verwendungsfähigen versicherten Sachen (siehe § 1 VG...
	In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer die Kosten für die technische Wiederherstellung - nicht der Wiederbeschaffung - von elektronisch gespeicherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare Informationen) ...
	Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatzpflichtige Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert waren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind. Ersetzt werden auch die Kosten einer vers...
	Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für Daten und Programme, die strafrechtlich relevanten Inhalts sind oder zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist (z. B. sogenannte Raubkopien) sowie für Programme und Daten,...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 5.000 EUR.
	Abweichend von § 19 Nr. 1 Abs. 3 VGB verzichtet der Versicherer bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles auf eine Kürzung des Entschädigungsbetrages bis zu einer Höhe von 10.000 EUR. Darüber hinaus gehende Beträge werden in einem de...
	Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen innerhalb des Versicherungsjahres (siehe § 14 Nr. 1 VGB) der Wert der versicherten Gebäude erhöht, besteht bis zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres auch insoweit Versicherungsschutz. Danach we...
	Abweichend von § 5 Nr. 4 c VGB sind Überspannungs-, Überstrom- und Kurzschlussschäden durch Blitz an elektrischen Einrichtungen und Geräten mitversichert. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf den Versicherungswert de...
	Abweichend von § 5 Nr. 4 a VGB werden auch Schäden durch Brand ersetzt, die an versicherten Sachen (siehe § 1 VGB) dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt sind. Dies gilt auch für...
	Versichert sind Schäden an gärtnerischen Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück, die durch ein ersatzpflichtiges Ereignis gemäß § 5 Nr. 1 bis 3 VGB so beschädigt wurden, dass eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist. Ersetzt wird die Beseit...
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versicherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschädigt, die durch Implosion zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen.
	Implosion ist eine plötzliche Zerstörung eines Hohlkörpers durch die Differenz zwischen einem gleichbleibenden Außendruck und einem bestehenden inneren Unterdruck.
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versicherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschädigt, die durch Verpuffung zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen.
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB werden auch versicherte Sachen (siehe § 1 VGB) entschädigt, die durch Rauch oder Ruß zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen.
	Als Schaden durch Rauch oder Ruß gilt jede plötzliche unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung durch Rauch oder Ruß, der bestimmungswidrig aus Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trocknungsanlagen sowie Elektrogeräten und -installationen austritt, die ...
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB ersetzt der Versicherer auch Schäden durch Überschallknall.
	Als Schaden durch Überschallknall gilt die unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen (siehe § 1 VGB), die direkt auf der durch den Durchbruch der Schallmauer eines Luftfahrzeuges entstehenden Druckwelle beruht.
	Abweichend von § 4 Nr. 4 VGB sind auch Schäden an versicherten Sachen (siehe § 1 VGB) mitversichert, die als Folge eines versicherten Schadenereignisses gemäß § 4 Nr. 1 a VGB durch auf dem Versicherungsgrundstück (siehe § 1 Nr. 1 c VGB) betriebsbeding...
	Ebenfalls mitversichert sind die notwendigen Folgekosten für das Aufräumen radioaktiv verseuchter versicherter Sachen sowie für das Wegräumen, den Abtransport und das Ablagern oder Vernichten bzw. die Isolierung dieser Sachen. Die Entschädigung hierfü...
	Versicherungsschutz besteht in Erweiterung zu § 6 Nr. 1 b VGB auch für Leitungswasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus Einzel-Duschen und Badewannen und den damit unmittelbar baulich verbundenen Fliesen und Fugen. Bei bodengleichen Duschen g...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	In Erweiterung von § 6 Nr. 1 VGB gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus Aquarien, Wassersäulen und Wasserbetten bestimmungswidrig ausgetreten ist.
	In Erweiterung von § 6 VGB sind sonstige Bruchschäden an Wasserhähnen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern und Thermostatventilen innerhalb versicherter Gebäude je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) bis 1.000 EUR mitversichert. Schäden ausschließlich an...
	Im Fall eines ersatzpflichtigen Rohrbruchschadens gemäß § 6 Nr. 3 VGB ist auch der technisch notwendige Austausch von im Schadenbereich befindlichen Wasserhähnen, Geruchsverschlüssen, Wassermessern und Thermostatventilen mitversichert.
	In Erweiterung von § 6 Nr. 1 VGB gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus im Gebäude verlaufenden Grund- und Regenwasserrohren sowie im Gebäude befindlichen Rohren und sonstigen Einrichtungen von Zisternenanlagen bestimmungswidrig ausgetreten ist.
	Innerhalb versicherter Gebäude sind in Erweiterung von § 6 Nr. 3 VGB auch Frost- und sonstige Bruchschäden an Grund- und Regenwasserrohren sowie an Rohren von Zisternenanlagen versichert.
	Ferner sind innerhalb versicherter Gebäude in Erweiterung von § 6 Nr. 4 VGB Frostschäden an sonstigen Einrichtungen von Zisternenanlagen versichert.
	Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen (siehe § 1 VGB), die durch die unmittelbare Einwirkung von Überschwemmung durch Witterungsniederschläge oder durch Witterungsniederschläge verursachten Rückstau zerstört oder beschädigt werd...
	Überschwemmung durch Witterungsniederschläge ist eine Überflutung der das Gebäude unmittelbar umgebenden Geländeoberfläche, verursacht durch Witterungsniederschläge.
	Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus der öffentlichen Kanalisation durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus dem Rohrsystem des versicherten Gebäudes oder dessen zugehörigen Einrichtungen austritt.
	Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Grund- und Bodenwasser, Ausuferung von Gewässern und Sturmflut sowie Schäden an versicherten Gebäuden bzw. an versicherten Sachen in oder an versicherten Gebäuden (siehe § 1 V...
	Der Versicherungsnehmer hat von sich aus alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen gegen Überschwemmungsschäden zu treffen. Insbesondere sind Wasser führende Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück (z. B. Gräben) freizuhalten. Bei Verletzung dieser...
	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 1 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigung für weiteres Zubehör sowie Grundstücksbestandteile je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert des versicherten Gebäudes (siehe § 8 VGB).
	Mitversichert sind vom Vermieter eingebrachte Küchen sowie auch auf bewohnbaren Fußböden verlegte Bodenbeläge, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) und Wohnung begrenzt auf 5.000 EUR.
	Ersetzt werden auch die infolge eines Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) notwendigen Kosten für provisorische Reparaturmaßnahmen zum Schutz versicherter Sachen, sofern sie in einem angemessenen Verhältnis zum Schaden stehen.
	Entsteht durch den Eintritt eines Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) eine Gefahr innerhalb oder außerhalb des Versicherungsgrundstücks (siehe § 1 Nr. 1 c VGB), zu deren Beseitigung der Versicherungsnehmer aufgrund gesetzlicher oder öffentlich-rechtli...

	Im Rahmen von § 2 Nr. 1 VGB ersetzt der Versicherer die für die Schadenbeseitigung oder Schadenminderung notwendigen Kosten für das Wegräumen, den Abtransport sowie die Entsorgung oder Lagerung von Hausratgegenständen von Mietern. Die Kosten für die L...
	Ersetzt werden die Kosten, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.
	Ab einer voraussichtlichen Schadenhöhe von 25.000 EUR übernimmt der Versicherer die nach § 20 VGB durch den Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens.
	In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer ab einer Schadenhöhe von 10.000 EUR auch behördlich nicht vorgeschriebene Mehrkosten für energetische und ökologische Modernisierungen an versicherten und vom Schaden betroffenen Gebäudeteilen.
	Sie werden ersetzt, soweit sie dem Stand der Technik für Neubauten entsprechen und nicht bereits vor Eintritt des Versicherungsfalls veranlasst wurden.
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	In Erweiterung von § 2 VGB ersetzt der Versicherer in selbst oder von Familienangehörigen bewohnten Wohnungen ab einer Schadenhöhe von 10.000 EUR auch Mehrkosten für die alters- und behindertengerechte Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der vom ...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	In Erweiterung von Ziffer 4.7 Nr. 6 des Sicherheitspaketes verzichtet der Versicherer abweichend von § 19 Nr. 1 Abs. 3 VGB unabhängig von der Höhe des Entschädigungsbetrages bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Versicherungsfalles auf eine Kürzung ...
	Der Versicherungsschutz umfasst auch bei diesen Ereignissen zerstörte und beschädigte Zäune und Tore auf dem Versicherungsgrundstück (siehe § 1 Nr. 1c VGB), für die der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.
	Ein Einbruch liegt vor, wenn ein unbefugter Dritter in das Gebäude einbricht, einsteigt oder mittels falscher Schlüssel oder anderer nicht zum ordnungsgemäßen Öffnen bestimmter Werkzeuge eindringt.

	Der Versicherer leistet auch im Fall der Entwendung durch Diebstahl Entschädigung für
	Nicht versichert sind Sachen, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen.
	Für die in § 1 Nr. 3 VGB aufgeführten Sachen im Gebäude besteht Deckung auch gegen Schäden durch Einbruchdiebstahl.
	Ein Einbruch liegt vor, wenn ein unbefugter Dritter in das Gebäude einbricht, einsteigt oder mittels falscher Schlüssel oder anderer nicht zum ordnungsgemäßen Öffnen bestimmter Werkzeuge eindringt.
	Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann.
	Der Versicherer leistet auch Entschädigung für Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen (siehe § 1 VGB), sofern sich Polizei oder Feuerwehr gewaltsam Zugang zu einer Wohnung verschaffen, weil eine Gefährdung des Lebens eines Wohnungsnutzers ve...
	Mitversichert sind Schäden innerhalb von versicherten Gebäuden an elektrischen Leitungen und elektrischen Anlagen sowie an Dämmung und Unterspannbahnen, die durch die unmittelbare Einwirkung von Mardern und Waschbären entstehen.
	Nicht versichert sind Schäden durch Befall von Mardern oder Waschbären, der bereits vor Versicherungsbeginn vorhanden war.
	Folgeschäden aller Art, z. B. durch das Fehlen elektrischer Spannungen, fallen nicht unter den Versicherungsschutz.
	Bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) hat der Versicherungsnehmer unverzüglich für die Vertreibung und dauerhafte Fernhaltung (Vergrämung) des Marders bzw. Waschbären durch eine Fachfirma zu sorgen. Bei Verletzung dieser Obliegenheit gi...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsjahr (siehe § 14 Nr. 1 VGB) begrenzt auf 5.000 EUR.
	Mitversichert sind Schäden an Fassaden und Dämmung von versicherten Gebäuden, die durch die unmittelbare Einwirkung von Spechten entstehen.
	Nicht versichert sind
	Bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe § 4 VGB) hat der Versicherungsnehmer unverzüglich für die Vertreibung und dauerhafte Fernhaltung (Vergrämung) der Spechte durch eine Fachfirma zu sorgen. Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt § 18 Nr. 2 un...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsjahr (siehe § 14 Nr. 1 VGB) begrenzt auf 5.000 EUR.
	Abweichend von § 3 Nr. 3 VGB wird der Mietausfall  oder der ortsübliche Mietwert nach einem versicherten Schaden für höchstens 24 Monate ersetzt.
	Abweichend von § 5 Nr. 4 b VGB leistet der Versicherer auch Entschädigung für Sengschäden, die nicht in Folge von Brand, Blitzschlag und Explosion entstanden sind.
	Sengschäden sind Schäden, die dadurch entstehen, dass versicherte Sachen einer Feuer- oder Hitzequelle ausgesetzt werden, ohne dass es an der beschädigten Stelle tatsächlich gebrannt hat.
	Nicht versichert sind Schäden, die an elektrischen Einrichtungen und Geräten durch die Wirkung des elektrischen Stroms entstehen.
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 500 EUR.
	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 10 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigungsgrenze für Schäden durch Anprall von Fahrzeugen, ihrer Teile oder Ladung je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert der versicherten Gebäude (sie...
	Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.

	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 11 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigungsgrenze für Feuerschäden an gärtnerischen Anlagen je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert der versicherten Gebäude (siehe § 8 VGB).
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a VGB leistet der Versicherer auch Entschädigung für Zerstörung oder Beschädigung versicherter Sachen (siehe § 1 VGB), die durch Polizei- oder Feuerwehrkräfte infolge eines Fehlalarms durch Brand- oder Rauchmelder verursac...
	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 17 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigungsgrenze für Nässeschäden aufgrund undichter Fugen und Fliesen je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versicherungswert der versicherten Gebäude (siehe § 8 VGB).
	In Erweiterung von § 6 VGB besteht auch Versicherungsschutz für die Beseitigung der für einen ersatzpflichtigen Schaden durch Leitungswasser, Rohrbruch oder Frost ursächlichen Verstopfung innerhalb versicherter Gebäude. Verstopfungen von Regenwasserro...
	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 20 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigungsgrenze für Frost- und sonstige Bruchschäden an Wasserzuleitungsrohren und Leitungswasser führenden Heizungsrohren je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) auf den Versic...
	Abweichend von Ziffer 4.7 Nr. 22 des Sicherheitspaketes erhöht sich die Entschädigungsgrenze für Frost- und sonstige Bruchschäden an Regenwassersammelanlagen (Zisternen) und damit verbundenen Rohrleitungen, die sich außerhalb versicherter Gebäude auf ...
	Versichert sind Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge eines entschädigungspflichtigen Versicherungsfalles gemäß § 6 Nr. 3 VGB Leitungswasser (siehe § 6 Nr. 1 VGB) austritt und der nachweislich dadurch entstandene Mehrverbrauch von Wasser e...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	In Erweiterung von § 6 Nr. 3 VGB sind innerhalb versicherter Gebäude Frost- und sonstige Bruchschäden an Gas-, Öl- und Entlüftungsrohren mitversichert, soweit der Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt. Als innerhalb eines Gebäudes gilt nicht der ...
	Versichert ist der durch Austritt von Gas oder Öl infolge eines entschädigungspflichtigen Versicherungsfalles gemäß Ziffer 4.8 Nr. 26 des Spezialpaketes nachweislich entstandene Mehrverbrauch von Gas oder Öl. Als Bemessungsgrundlage dient der Verbrauc...
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 10.000 EUR.
	In Erweiterung von § 4 Nr. 1 VGB sind mitversichert Schäden im Inneren versicherter Gebäude (siehe § 1 VGB) an Bodenbelägen, Innenanstrichen, Tapeten und sonstigen Wand- und Deckenverkleidungen sowie Kosten für die Trocknung und bei Leichtbauwänden gg...
	Der Versicherungsschutz erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch
	Die Entschädigung einschließlich der Folgekosten (siehe § 2 VGB) und des Mietausfalls (siehe § 3 VGB) ist je Versicherungsfall (siehe § 4 VGB) begrenzt auf 5.000 EUR.
	Sicherheitsvorschriften im Sinne von § 18 VGB sind neben den gesetzlichen und behördlichen2F  die folgenden Sicherheitsvorschriften der Feuerversicherer.
	Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, allen Betriebsangehörigen und ggf. einem Pächter oder Mieter diese Sicherheitsvorschriften bekannt zu geben und deren Einhaltung zu verlangen.
	Stark braun verfärbtes Fett ist auszuwechseln. Schlammabsetzungen auf dem Boden und an den Heizwendeln sind restlos zu entfernen. Das dabei anfallende unbrauchbare Fett und die zum Reinigen gebrauchten Lappen dürfen nur kurzfristig in nicht brennbaren...
	Die Feuerlöscher müssen amtlich zugelassen, an gut sichtbaren und leicht zugänglichen Stellen angebracht und mindestens alle zwei Jahre überprüft werden. Anstelle eines PG 12 - Feuerlöschers können auch zwei Feuerlöscher PG 6 angebracht werden. Auf di...



